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Reichstagsabgeordneter Ebert eröffnet die Sitzung um 10% Uhr. Genoffen, 
wir ſind zuſammengekommen, um uns über die Frage der wirtſchaftlichen An⸗ 
näherung Deutſchlands und Oeſterreichs zu unterhalten. Es ſind anweſend als 
Vertreter der deutſchen ſozialdemokratiſchen Partei Oeſterreichs die Reichsrats⸗ 
abgeordneten Dr. Viktor Adler, Dr. Ellenbogen, Dr. Renner und Seitz, als Ver⸗ 
treter der Gewerkſchaftskommiſſion Oeſterreichs die Genoſſen Domes, Grün⸗ 
wald und Hanuſch. Weiter ſind anweſend die Mitglieder der Generalkommiſſion 
der Gewerkſchaften Deutſchlands, je ein Vertreter der gewerkſchaftlichen Zen⸗ 
tralverbände und eine Vertretung des Zentralverbandes Deutſcher Konſumver⸗ 
eine, und zwar die Genoſſen Bäſtlein, Dr. Auguſt Müller, v. Elm, Hildebrandt 
(Berlin), Lorenz, Würfel und Aßmann, die drei letzteren zugleich als Vertreter 
der Großeinkaufsgeſellſchaft Deutſcher Konſumvereine. Die Partei iſt ver⸗ 
treten durch den Parteivorſtand, den Parteiausſchuß und die Mitglieder der 
Reichstagsfraktion. Ich heiße Sie alle herzlich willkommen. 

Die Ausſprache iſt angeregt worden von unſeren öſterreichiſchen Freunden. 
Sie alle wiſſen, daß zwiſchen der deutſchen und der öſterreichiſchen Arbeiter⸗ 
bewegung immer ein freundſchaftliches Verhältnis beſtanden hat. Die Not 
des Krieges hat dieſes Verhältnis noch inniger geſtaltet, und wenn unſere 
heutigen Verhandlungen dazu beitragen ſollten, es weiter zu fördern und zu 
feſtigen, ſo wird das jeder von uns herzlich begrüßen. Es werden die Genoſſen 
Dr. Renner und Cunow über die Frage referieren. Es handelt ſich nicht um 
Referat und Gegenreferat, ſondern beide Referenten werden ſich ergänzen, der 
eine wird die Frage mehr vom deutſchen, der andere mehr vom öſterreichiſchen 
Standpunkt aus behandeln. Wir hatten die Abſicht, Ihnen Leitſätze vorzu⸗ 
legen, aber die Verhandlungen mit den Referenten haben uns davon über⸗ 
zeugt, daß das nicht zweckmäßig, ja faſt unmöglich iſt. Leitſätze, wenn ſie noch 
ſo vorſichtig und präziſe formuliert ſind, ſind ſehr leicht Mißverſtändniſſen 
und Mißdeutungen ausgeſetzt. Die Frage, mit der wir uns beſchäftigen, iſt 
aber ſo heikler Natur, daß jedes Mißverſtändnis ausgeſchloſſen ſein muß. Wir 
werden ſobald als möglich einen ausführlichen Verhandlungsbericht erſcheinen 
laſſen. Unſer Wunſch iſt, daß ſich an die Referate eine Ausſprache anſchließt. 
Eine ſachliche Beſchlußfaſſung kann in dieſem Kreiſe natürlich nicht erfolgen, 
ſchon aus rein organiſatoriſchen Gründen. Dazu kommt, daß die äußerſt 
ſchwierige Frage durchaus noch nicht ſpruchreif, durchaus noch nicht genügend 
geklärt iſt. Was wir heute beabſichtigen, das ſoll ſein die Einleitung der Dis⸗ 
kuſſion über dieſe wichtige Frage in der deutſchen und öſterreichiſchen Arbeiter⸗ 
bewegung. Wir bitten Sie weiter, keinen Bericht an die Preſſe zu geben, wir 
haben uns dahin verſtändigt, daß morgen eine Notiz der Preſſe zugeſtellt wird. 

Mit dieſen Vorſchlägen erklären ſich die Konferenzteilnehmer einverſtanden. 

Die Konferenz tritt in die Tagesordnung. 

Referent Dr. Renner: Parteigenoſſen! In 20, 30 oder 40 Jahren vielleicht 
wird es der Forſchung gelingen, feſtzuſtellen, wer denn zu dieſem furchtbaren 
Krieg den letzten Anſtoß gegeben hat, welcher Dynaſt, welcher Diplomat, 
welcher hohe Militär. Dieſe Frage kann nur geſchichtliche Forſchung hinter⸗ 
her klären. Was wir aber jetzt ſchon dank ökonomiſcher Forſchung wiſſen, das 
iſt, daß der Krieg des Weſtens — von den nationalen Verhältniſſen im Oſten 
ſehen wir hier ab — im weſentlichen auf die wirtſchaftlichen Gegenſätze, auf 
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den Handelsneid der großen nationalen Bourgeoiſien, zurückgeht. Der Impe⸗ 
rialismus der kapitaliſtiſchen Staaten hat den Krieg in letzter Linie verurſacht 
und beſtimmt: der Tummelplatz aber des Handelsneides und der wirtſchaft⸗ 
lichen Gegenſätze iſt von jeher die Zollpolitik. 

Uns beſchäftigt heute die Frage der zollpolitiſchen Annäherung der Mittel⸗ 
mächte. Bevor ich jedoch darauf eingehe, wie ſich das zollpolitiſche Verhältnis 
zwiſchen Deutſchland und Oeſterreich⸗Ungarn in Zukunft geſtalten ſoll, er⸗ 
lauben Sie mir ein paar Worte darüber zu verlieren, wie die Arbeiterklaſſe 
überhaupt ſich zu dieſer Frage verhält und verhalten muß. 

Die Sozialdemokratie aller Länder ſchwört nicht ſo auf die Fahne des 
Freihandels — die Parole „Freihandel“ iſt eine durchaus bourgeoiſe Formu⸗ 
lierung eines tieferen Grundgedankens; ſie vertritt vielmehr das Prinzip der 
wirtſchaftlichen Internationale, d. h. der vollſtändigen, innigen und dauernden 
Verkehrsgemeinſchaft aller Völker untereinander. Auf Grund dieſes Prinzips 
der internationalen Verkehrsgemeinſchaft wären wir Sozialdemokraten, ſobald 
wir in allen Ländern möglichſt gleich entwickelt und in allen Ländern an 
der Macht wären, gewiß nicht verlegen, wie die Ordnung der Welt einzurichten 
iſt, auf daß alle Völker wirtſchaftlich neben⸗ und miteinander in Frieden leben 
können. Aber zu oft wird vergeſſen, daß noch nicht wir an der Macht 
ſind, ſondern daß wir überall die Oppoſition, nirgends zwar ohne Einfluß, aber 
auch nirgends im Beſitz der entſcheidenden und beſtimmenden Gewalt ſind, und 
daß die Welt nicht eingerichtet wird nach unſeren Prinzipien, ſondern nach denen 
der Gegner! In dieſen Fragen entſcheidet noch die Bourgeoiſie, und ſo finden 
wir uns denn in einem immerwährenden inneren Konflikt, in einem Kon⸗ 
flikt, den ich tragiſch nennen möchte in Hinblick auf die Folgen, die er gezeitigt 
hat: Einerſeits vertreten wir das Prinzip der internationalen Zuſammen⸗ 
gehörigkeit der Staaten und der möglichſten Innigkeit der wirtſchaftlichen Be⸗ 
ziehungen zwiſchen den Völkern, auf der anderen Seite ſind wir zugleich 
feſtgeſchmiedet an unſer nationales, einzelſtaatliches 
Wirtſchaftsleben und abhängig auf Gedeih und Verderb 
von dem Kapital unſeres Landes. 

Ich möchte dieſen Widerſpruch kurz damit veranſchaulichen: Karl Marx 
ſagt, daß der Arbeiter, indem er als freier Arbeiter ſeine Arbeitskraft dem 
Bourgeois verkauft, gleichſam die Freiheit beſitzt, ſeine eigene Haut zu Markte 
zu tragen. Das iſt es, wogegen wir uns auflehnen, und dennoch ſteht es ſo, 
daß der Arbeiter wieder im Rahmen der heutigen Geſellſchaft nicht leben kann, 
wenn es ihm nicht gelingt, ſeine Haut wirklich zu Markte zu bringen. Das 
gilt nun auch im erweiterten Sinne: Wenn die Bourgeoiſie das Arbeitsprodukt 
der Arbeiter an ſich gezogen, ſich angeeignet hat, ſo genügt das zuweilen auch 
noch nicht; es genügt nicht, daß die Haut des Proletariats abgezogen iſt, ſie 
muß ſehr oft erſt auf dem Weltmarkt verkauft werden: gelingt das der natio⸗ 
nalen Bourgeoiſie nicht, wird die nationale Bourgeoiſie vom Weltmarkt ver⸗ 
drängt, ſo bedeutet das zugleich Arbeitsloſigkeit der Arbeiter daheim, unter 
Umſtänden Verelendung des ganzen Landes! Darin liegt nun nach meinem 
Gefühl der tiefe tragiſche Konflikt, demzufolge wir ſo abweichend urteilen und 
ſoviel Streit in den eigenen Reihen haben, ohne daß die Streitenden in ihren 
Prinzipien voneinander abweichen. 

Nach unſerem Prinzip verneinen und beſtreiten wir den Kapitalismus, 
nach unſerem Prinzip verneinen und beſtreiten wir die Gegenſätze zwiſchen 
den Völkern mit Recht; aber die Welt iſt doch nicht nach unſerem Prinzip 
eingerichtet, ſondern zunächſt nach dem Prinzip der Gegner. Alle prinzipielle 
Anerkennung und Behauptung des unverſöhnlichen Gegenſatzes zwiſchen Kapi⸗ 
taliſt und Arbeiter darf uns nicht abhalten, zu erkennen, daß jeder einzelne 
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Arbeiter in der Werkſtatt zugleich von dieſem Kapitalismus abhängig iſt und 
daß, da heute die Frage der Handelspolitik geſtellt iſt, die faktiſche und prak⸗ 
tiſche Abhängigkeit der Arbeiterklaſſe von dem Erfolg oder Mißerfolg der 
Bourgevifie auf dem Markte unleugbar iſt. Dieſe faktiſche Abhängigkeit 
ſoll niemals geiſtige Abhängigkeit der Arbeiterklaſſe ſein und werden, das iſt 
das faktiſche Mitintereſſiertſein der Arbeiterklaſſe an dem Erfolg oder Miß⸗ 
erfolg des nationalen Kapitals, darf niemals zur geiſtigen und ſittlichen 
Kapitulation vor dem Bourgeois führen. Es gibt zwei Extreme: Einerſeits 
wird geſagt, Prinzip und Intereſſe ſind nicht im Einklang, vor dem Prinzip 
hat das Intereſſe zu ſchweigen. Auf der anderen Seite wird wieder geſagt, 
das Intereſſe geht voran, ſorgt für eure Intereſſen, und wenn das Prinzip 
ihnen nicht genügt, ſo ändert eben eure Prinzipien! Das iſt der Widerſpruch, 
der in den heutigen Streitfragen aufſcheint. Im Laufe meiner Erörtfrungen 
werde ich, wiewohl ich mich auf das Pvinzipielle nicht zu weit einlaſſen kann, 
ihn doch zu klären und zu löſen verſuchen. 

Vorerſt nur fo viel: Ich möchte, wenn ich im folgenden von ſozialpolitiſchen 
Gegenſätzen in der Welt ſpreche, Sie zu bedenken bitten, daß ich ausgehe davon, 
daß es ſich in erſter Linie um Gegenſätze zwiſchen den Bourgeoiſien 
handelt, und mir nicht zuzumuten, daß ich ſie ſchlechtweg als Gegenſätze des 
Proletariats behandle. Ich ſage nur, daß das Proletariat in gewiſſem Sinne 
und mit weſentlichen Vorbehalten mitintereſſiert ſein kann. Es handelt ſich 
alſo um Bewegungen innerhalb der Bourgeoiſie, gegen die wir von vornherein 
mit einer gewiſſen Zurückhaltung unſere Stellung nehmen müſſen. 


Mit dieſen warnenden Vorbehalten begeben wir uns auf den großen 
Tummelplatz der zollpolitiſchen Streitigkeiten zunächſt der ganzen Welt. 
Man kann nicht das gegenwärtige und künftige Verhältnis von Deutſchland 
und Oeſterreich⸗Ungarn beurteilen allein aus den Beziehungen dieſer beiden 
Staaten zueinander allein, denn ſie bilden einen Teil der großen Wirtſchafts⸗ 
gemeinſchaft der Welt, und ihre Stellung zueinander wird ebenſoſehr aus 
ihren gegenſeitigen wie aus den allſeitigen Verhältniſſen der Welt beſtimmt. 
Daher muß ich vorher in Fraktur, d. h. in groben Umriſſen, wobei natürlich 
im einzelnen dieſes Gemälde nicht bis auf das Haar treu ſein kann, die Ent⸗ 
wickelung der zollpolitiſchen Verhältniſſe im letzten Menſchenalter kurz vor⸗ 
führen. 5 

Etwa nach der Revolution von 1848, zur Zeit als das Freihandelsprinzip 
in der Welt wenigſtens geiſtig ſiegreich war, ſtellte man ſich die wirtſchaftlichen 
Beziehungen zwiſchen den Ländern der Erde ſo vor: vor uns liegt die Karte 
der Staaten der Welt. Buntſcheckig, mannigfach, viele größere und kleinere 
Staaten in allen Farben, ein Moſaik von Staaten, nur mit dem Unterſchied, 
daß rechtlich keinerlei Zuſammenhang zwiſchen den Staaten beſteht: Jeder 
ift ſouverän. Dieſe Staaten verkehren miteinander frei, ohne Bindung 
und Regel: So die Vorſtellung des Freihandels. Man ſieht, der Freihandel 
iſt das Gegenſtück des anarchiſchen Nebeneinanders der Staaten. Dieſes Welt⸗ 
bild verſchob ſich bald, die Freihandelszeit war im Grunde außerordentlich 
kurz, wiewohl die Idee ſehr lange Zeit die Menſchen bewegt hat. Im Jahre 
1878 ging Deutſchland durch Bismarck zum Schutzzoll über, zunächſt 
zu einem mäßigen Schutzzoll. Die Annahme iſt ein Irrtum, daß dieſe Schutz⸗ 
zollbewegung von Bismarck erfunden und künſtlich erzwungen iſt. Wahr iſt 
vielmehr, daß die Vereinigten Staaten von Amerika einerſeits, Frankreich 
andererſeits ſchutzzöllneriſch von jeher und ſchutzzöllneriſch in einem viel 
höherem Maße waren, als das Deutſchland der Jahre von 18481878. Aber 
immerhin, man rechnet die neue Schutzzollära vom Jahre 1878. Die vielen 
großen und kleinen Staaten, die das bunte Moſaik der Landkarte ausmachen, 
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zeichnen gleichſam ihre Landesgrenzen ſtärker nach, indem ſie eine Zollmauer 
aufrichten. Dadurch wird der Verkehr zunächſt etwas eingedämmt, aber nicht 
weſentlich. In der erſten Zeit ſind die Sätze relativ mäßig, der Schutz dient 
im weſentlichen dazu, die eigene Induſtrie zu fördern, dient dazu, nicht nach 
außen zu wirken, mit ſeiner Ware in ein fremdes Land einzudringen, ſondern 
ſich national ſelbſt zu verſorgen. In dieſer Zeit wird der relativ freie Verkehr 
zwiſchen den Staaten weſentlich aufrechterhalten durch das Syſtem der Meiſt⸗ 
begünſtigung. Die Meiſtbegünſtigung iſt, nachdem der Freihandel ver⸗ 
abſchiedet iſt, gleichſam eine Notauskunft, die den Freihandel halb und halb 
erſetzt. Die Meiſtbegünſtigung erſcheint mir alſo geſchichtlich nicht etwa als 
der Pionier künftigen Freihandels, ſondern die erſte Rückzugslinie des 
weichenden Freihandels. 


Die Meiſtbegünſtigungsklauſel hat die Wirkung, daß, wenn ein Staat 
einem Nachbarſtaat in irgendeinem Einfuhrartikel — ſagen wir z. B. in Gold⸗ 
waren — eine Zollermäßigung gewährt, ſofort alle anderen im Vertrags⸗ 
verhältnis ſtehenden Staaten an derſelben Ermäßigung teilnehmen. Jede 
Begünſtigung dehnt ſich durch die Meiſtbegünſtigungsklauſel automatiſch ſofort 
aus auf den ganzen Kreis der im Vertragsverhältnis ſtehenden anderen 
Staaten. Wir erkennen alſo, daß jede einzelne Begünſtigung inter⸗ 
nationaliſiert und allgemein wird, und dadurch hat die Meiſt⸗ 
begünſtigungsklauſel vor allem die eine höchſt bedeutſame Wirkung, daß doch 
zwiſchen den ſo verſchiedenartigen Zollgebieten ein gleichartiges Band her⸗ 
geſtellt, für den Welthandel eine einheitliche Baſis geſchaffen und ihm gleich⸗ 
ſam ein internationales Grundelement einverleibt wird. Ich 
möchte ſagen, daß nach der Freihandelsära in der Zeit von 1878 bis 1897, die 
ich die vorimperialiſtiſche Schutzepoche nennen möchte, die Meiſtbegünſtigung 
eigentlich der Erſatz des Freihandels und das eigentlich herrſchende Syſtem war. 

Seit 1897, ſeit der Jahrhundertwende, ändern ſich die zollpolitiſchen Ver⸗ 
hältniſſe der ganzen Welt. Es kommt ein neuer Geiſt in die bürgerliche Welt, 
die Sozialiſten, insbeſondere die deutſchen Sozialiſten, haben ſehr viel über 
dieſe wirtſchaftliche Wandlung der letzten zwei Jahrzehnte geſchrieben. Wir 
haben ſie zuſammengefaßt in das Wort „Imperialismus“. Aber ich be⸗ 
haupte, daß trotz vieler gediegener Arbeiten auf dieſem Gebiet das Proletariat 
im allgemeinen und beſonders das Proletariat der anderen Nationen von den 
grundlegenden Tatſachen dieſer Umwälzung der letzten Jahrzehnte noch viel 
zu wenig weiß. Sie hat das Kapitalverhältnis durchaus umgeſtaltet, in der 
einzelnen Werkſtatt wie im Staate und über den Rahmen des Einzelſtaates 
hinaus. 


Ich möchte verſuchen, Ihnen dieſe Umwälzungen auf dem Felde der Zoll⸗ 
politik zu erläutern. Ich möchte geſchichtlich an das Jahr 1892 anknüpfen, 
in dem das Parlament von Kanada an die engliſche Regierung, die Regierung 
ihres Mutterlandes, zum erſtenmal die Forderung richtete, die Meiſtbegünſti⸗ 
gung zu beſeitigen, Kanada für die Einfuhr ſeiner Waren nach London den 
Vorzug zu geben, wofür auch in Kanada die Einfuhr der engliſchen Fabrikate 
einen Vorzugszoll genießen ſolle. Die Kanader forderten alſo die Beſeitigung 
der Meiſtbegünſtigungsklauſel in bezug auf Mutterland und Kolonie. Die 
engliſche Regierung weigerte ſich. Vergeſſen Sie nicht, daß Kanada zwar dem 
Namen und den Staatseinrichtungen nach der engliſchen Regierung unter⸗ 
ſteht, alſo politiſch eine engliſche Kronkolonie iſt, wirtſchaftlich dagegen vollſtändig 
autonom iſt und daß das kanadiſche Zollparlament in Zollfragen vollſtändig 
ſelbſtändig entſcheidet. Kanada war eine wirtſchaftliche und zollpolitiſche 
Souveränität. Kraft dieſer Eigenherrlichkeit beſchließt endlich das kanadiſche 
Parlament 1897, da die engliſche Regierung nicht nachgeben will, einen Zoll⸗ 
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tarif, dem die Einfuhr aus allen anderen Staaten unterliegt, nimmt in 
Ausſicht den Abſchluß von Handelsverträgen, wodurch dieſe Sätze vertags⸗ 
mäßig und im Wege der Meiſtbegünſtigung herabgemindert werden können, 
beſchließt aber drittens: Engliſche Erzeugniſſe, die nach Kanada kommen, 
haben unter allen Umſtänden, ſowohl bei autonomen wie bei vertraglichen 
Zöllen, noch einen Vorzug von etwa 20 Proz.! Was war damit geſchehen? 
Damit war die Meiſtbegünſtigungsklauſel nicht etwa aufgehoben, ſie 
beſtand fort für alle anderen Staaten; aber ſie war durchbrochen in bezug 
auf ein Land, auf England. Deutſchland hatte alte Handelsbeziehungen 
zu Kanada, wie wirkte die Maßregel auf Deutſchland, auf alle anderen? An 
die Grengen von Kanada kommt die deutſche (franzöſiſche uſw.) und die 
engliſche Ware; die engliſche Ware hat trotz der Meiſtbegünſtigungsklauſel 
20 Proz. Vorzug. Das bedeutet, daß die deutſche Ware von den Grenzen 
Kanadas zurückgeſtoßen und ausgeſperrt wird und erſt dann die Grenzen 
überſchreiten kann, wenn ihr Preis um 20 Proz. des Zollſatzes niedriger ge⸗ 
ſtellt wird. Es iſt offenſichtlich, daß das eine Benachteiligung Deutſchlands 
(Frankreichs uſw.) war, die Maßregel richtete ſich gegen Deutſchland vor allem. 
Die Folge war der Zollkrieg zwiſchen Kanada und Deutſchland. Deutſchland 
erklärte, die Meiſtbegünſtigungsklauſel müſſe nach dem Vertrage allgemein 
gelten; wenn nicht, ſo Zollkrieg. Das Ende der Affäre war, daß nach jahre⸗ 
langen Kämpfen und Erörterungen der Zuſtand ſo blieb, wie das kanadiſche 

Parlament ihn beſchloſſen hatte: Meiſtbegünſtigung für alle Staaten, aber 
Vorzug für die engliſche Ware. Ich habe an dieſem Vorſpiel und Muſter 
in groben Umriſſen ſkizziert, worum es ſich in der imperialiſtiſchen Epoche 
der Bourgeoiſien handelt. Kanada iſt ſchließlich nur ein Steinchen im Staaten⸗ 
moſaik — was liegt am Ende an Kanada? Aber dieſer Durchbruch der 
Meiſtbegünſtigung blieb nicht allein, es fingen in derſelben Zeit auch andere 
Länder an, im Verhältnis zueinander ſich Vorzugsſätze einzuräumen, offen 
einzuräumen trotz der ſonſt fortgeltenden Meiſtbegünſtigung — dieſe bezieht 
gleichſam von nun ab die zweite Rückzugsſtelle. Sie tritt immer mehr in den 
Hintergrund, ſie bleibt die internationale Grundlage der Handelsbeziehungen, 
aber in eingeſchränkter Geltung. Ein neues Mittel, Zollkampfmittel, wird 
ſichtbar, der Vorzugszoll, die Präferenz. Zunächſt greifen die amerikaniſchen 
Staaten dazu, ſich gegenſeitig durch Vorzugsſätze zu begünſtigen. Dann greift 
das über auf Südamerika. Ich will nicht zu breit werden, ſondern an dem einen 
Zwiſchenfall des kanadiſchen Zollkrieges nur den Moment anzeigen, wo der 
Durchbruch des „relativen Freihandelsſyſtems“ der Meiſtbegünſtigung beginnt. 
Seither haben ſich die zollpolitiſchen Verhältniſſe der Welt allgemein umge⸗ 
ſtaltet und die zollpolitiſche Weltkarte ganz geändert, eine Tatſache, die viel zu 
wenig in das Bewußtſein der Allgemeinheit eingedrungen und insbeſondere 
der Arbeiterklaſſe, um deren Haut es ſich in letzter Linie handelt, vielfach ver⸗ 
borgen geblieben iſt. 

Dieſe Umwandlung läßt ſich kurz in folgender Weiſe zeichnen: Zunächſt 
hat Rußland, an ſich ein ungeheurer Länderkomplex, eine einzige Zollmauer 
um ſein Gebiet gezogen. Das war früher nicht ſo. Finnland ſtand außer der 
Zollgemeinſchaft mit Rußland, Oſtſibirien, der ganze öſtliche Teil von Aſien 
war Freihandelsland. In den letzten zwei Jahrzehnten hat Rußland Polen, 
Finnland, den Kaukaſus, Sibirien, all ſeine Eroberungen, in eine einzige Zoll⸗ 
linie, eine Hochſchutzzollinie, einbezogen und außerdem zwiſchen ſich und 
Perſien und der Mongolei das Vorzugsverhältnis aufgerichtet. So ſieht man 
nun in dieſem Teile des Oſtens eine einzige Zollmauer um ein Gebiet, das 
einen großen Teil der Welt, einen ſehr zukunftsreichen Teil der Welt, für 
den Kaufmann der anderen Nationen abſperrt. Wenn ich ſage abſperrt, ſo iſt 
damit natürlich nicht eine vollſtändige Abſperrung gemeint, ſondern nur die 
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weſentliche Erſchwerung des Handels, d. h. die Verteuerung der fremden Ein- 
fuhr um die Höhe des Zollſatzes im allgemeinen und des Vorzugszolles im 
beſonderen. 

Stellen Sie ſich nun die Karte der Erde vor und nehmen Sie zunächſt 
das Stück des ganzen ruſſiſchen Weltreichs heraus als eigenes zollgeſchütztes 
Gebiet. Zu dieſer großen Zollgemeinſchaft kommt nun Frankreich. In ſeiner 
Nationalſtaatsepoche 1848 bis 1870 war Frankreich auf das Mutterland und 
wenige alte Kolonien beſchränkt. Nach 1870, in ſeiner imperialiſtiſchen 
Epoche, hat es dazu genommen Tunis, dazu geraubt Marokko, ſeit dieſer Zeit 
hat es in Hinterindien feſten Fuß gefaßt, und dieſes Frankreich, das in der 
Bekennung aller allgemeinen Grundſätze der Menſchlichkeit und der politiſchen 
Freiheit nie das geringſte mangeln läßt, hat in imperialiſtiſcher Praxis, in zoll⸗ 
politiſcher Schikane und kolonialpolitiſcher Beuteluſt wahrhaftig nichts zu 
wünſchen übrig gelaſſen. Es hat ſein Gebiet feſter und dichter abgeſchloſſen als 
jeder andere Staat, Rußland ausgenommen. Frankreich unterſcheidet einmal 
aſſimilierte Kolonien, die mit dem Mutterlande enge verbunden ſind, und 
gewährt und nimmt ihnen ſolche Vorzüge, daß man zum Unterſchied von Eng⸗ 
land ſagen kann: Das Gebiet, das Frankreich beſetzt hat, iſt in kurzer Zeit für 
den fremden Handel verloren. Faſſen Sie alſo Frankreich auf der Karte ins 
Auge und dazu das ganze Nordoſtafrika, einen Teil von Südoſtaſien und 
Mittelafrika, und ſchneiden Sie auch dieſes Stück heraus aus dem Moſaik der 
Weltkarte, ſo haben Sie ein zweites großes, mehr oder weniger abgeſchloſſenes 
Wirtſchaftsgebiet aus der Sphäre des abſoluten Freihandels und des relativen 
Freihandels der Meiſtbegünſtigung ausgeſchieden. 

Dazu kommt nun drittens Amerika. Die Staaten von Zentralamerika 
haben frühzeitig, ſchon in den neunziger Jahren des vorigen Jahrhunderts 
gegenſeitig Vorzugsbedingungen gewährt. Dieſe Vorzugsbegünſtigungen find 
inzwiſchen ausgedehnt worden, und es iſt den Vereinigten Staaten von Neu⸗ 
Nordamerika unter Ausbau der Monroe⸗Doktrin wirtſchaftlich gelungen, faſt 
zwiſchen allen amerkaniſchen Staaten das Verhältnis der Vorzugsbegünſti⸗ 
gungen herzuſtellen. So müſſen Sie dann wieder dieſen ganzen amerikani⸗ 
ſchen Kontinent ausſcheiden aus dem Moſaikbild des freien Verkehrs. Dazu 
kommt weiter, daß Japan denſelben Verſuch mit China unternimmt, daß 
Italien, wie man wohl hoffen kann vergeblich, aber doch mit allen Anſtren⸗ 
gungen, das öſtliche Mittelmeer für ſich handelspolitiſch zu monopoliſieren 
ſucht. Es bleibt nun England, England das Land des Freihandels! Es iſt 
wahr, daß überall dort, wo England Kolonien hatte, der Handel aller anderen 
Völker und insbeſondere Deutſchlands Zugang fand, und daß das engliſche 
Freihandelsſyſtem den übrigen Nationen lange Zeit hindurch die Möglich⸗ 
keit eines fairen Wettbewerbs geboten hat. An dieſen Punkt 
hat insbeſondere das Denken der deutſchen Sozialdemokratie 
angeknüpft — und mit vollem Recht. Im Verhältnis zu England hat ins⸗ 
beſondere die deutſche Arbeiterklaſſe immer mit Grund und Erfolg darauf 
hingewieſen, daß hier, in England gleichſam ein Kriſtalliſationspunkt der Ver⸗ 
kehrsfreiheit gegeben, ein Anhaltspunkt geſchaffen ſei, um den ſich alle zu⸗ 
ſammenſchließen können, die eine freie Verkehrsgemeinſchaft der Welt wollen. 
Möge Deutſchland zum Freihandel übergehen und ſich an England ſchließen, 
dann müßten ja alle, alle anderen folgen. Und noch heute behaupte ich, daß 
wir für die Vergangenheit und für die damalige Situation recht hatten. 

Aber inzwiſchen iſt auch ſo vieles anders geworden. Wohl hat England, 
das Mutterland, den Freihandel in gewaltigen politiſchen Kämpfen behauptet, 
aber alle engliſchen Selbſtverwaltungskolonien, das größere England, haben 
von ihrer Seite aus das Freihandelsſyſtem abgebaut. Zunächſt hat Kanada 
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den engliſchen Waren einen Vorzug gewährt, der teilweiſe bis auf ein Drittel 
des Zollſatzes geſtiegen iſt und den direkten Bezug deutſcher oder franzöſiſcher 
Waren beinahe ausſchließt. Dann haben nach Eroberung der Burenvepubliken 
die ſüdafrikaniſchen Staaten eine Zollunion geſchloſſen und für das ganze Ge⸗ 
biet Südafrika dem Mutterlande Vorzugsſätze eingeräumt. Dasſelbe hat 
Auſtralien getan, dasſelbe Neuſeeland. Dadurch hat ſich der Zuſtand heraus⸗ 
geſtellt, daß zwar das Mutterland England freihändleriſch bleibt, daß aber 
ſeine Kolonien ſchutzzöllneriſch ſind. Welche Wirkung hat das? Der engliſche 
Fabrikant und der engliſche Kaufmann liefern die engliſchen Waren an dieſe 
Kolonien um 10 bis 30 Proz. des Zollſatzes billiger. Wenn der deutſche Fabri⸗ 
kant und der deutſche Kaufmann an die engliſchen Kolonien verkaufen will, 
ſo muß er um ſoviel billiger liefern. Allein dieſer Zuſtand führt dahin, daß 
der deutſche Fabrikant und Händler am beſten dem engliſchen Händler ver⸗ 
kauft, und der engliſche Händler dieſelbe Ware unter ſeinem Namen in die 
Kolonien führt. Das ſogenannte Freihandelsſyſtem in England iſt für 
Deutſchland und alle anderen Länder zum großen Teile Schein geworden: 
es iſt erhalten worden nicht ſo ſehr aus dem Gedanken der prinzipiellen Ver⸗ 
kehrsfreiheit, als des Vorzuges des engliſchen Kaufmanns, des engliſchen 
Zwiſchenhandels mit kontinentaler Ware. 


Dazu aber iſt es mehr als wahrſcheinlich, wenn nicht ſchon heute gewiß, 
daß der Zuſtand, wie er in England bis zum Kriege beſtand, nicht aufrecht⸗ 
erhalten werden kann. Es wäre hier müßig, darüber zu ſtreiten, ob der Frei⸗ 
handel in England bleibt oder ob der Schutzzoll einzieht. Beweis darüber iſt 
undenkbar. Ich habe den Eindruck, daß der Freihandel ſchon aus finanziellen 
Gründen und mit Rückſicht auf die Wünſche der Kolonien in England unmög⸗ 
lich beibehalten werden kann. Aber wie immer dieſe Entſcheidung fällt, ſie 
ändert ſchon heute nichts an der Tatſache, daß im Grunde genommen das 
ganze engliſche Weltreich aus der Landkarte herauszunehmen iſt als ein Gebiet 
des bevorzugten und relativ beſchränkten Handels. Und nun frage ich, wenn 
wär dieſe Löſchungen auf der Erdkarte uns vollzogen 
denken, was bleibt noch übrig? 


Das Gebiet, das dann noch übrig bleibt, nachdem Sie das ganze Rußland, 
das ganze England mit ſeinen Kolonien, das ganze Frankreich mit Kolonien, 
das ganze Amerika, vielleicht auch das japaniſierte Oſtaſien herausnehmen, iſt 
in ſeiner Ausdehnung beinahe unbeträchtlich. Zum Schluß iſt die Welt auf⸗ 
geteilt in wenige große wirtſchaftliche Sphären, und die Erdkarte iſt dann nicht 
mehr ein buntſcheckiges Moſaik von vielen kleinen Staaten, ſondern ein ein⸗ 
faches, überſichtliches Bild mit wenigen großen Wirtſchaftsſphären, zwiſchen 
denen allerdings noch moſaikartig einzelne kleine Staaten bleiben. 

Das iſt nun die zollpolitiſche Entwickelung der letzten zwei Jahrzehnte. 
Sie iſt ſicher noch nicht abgeſchloſſen, fie wird erſt dann abgeſchloſſen fein, 
wenn England tatſächlich vom Freihandel ſich abkehrt. Aber ſie ſcheint in der 
Anlage beſtimmt und vor allem unwiderruflich — der Weg kann zurück nicht 
mehr gemacht werden. 

Bevor wir unſere prinzipielle Stellung zu dieſer Entwickelung erörtern, 
haben wir noch die andere Frage zu ſtellen: Wie geſtaltet ſich denn unter 
den veränderten Umſtänden die Technik des Zollverkehrs? Beſteht die Meiſt⸗ 
begünſtigung unter dieſen Verhältniſſen überhaupt noch und was iſt von ihr 
geblieben? 

Vorerſt ſcheint die Meiſtbegünſtigung nun wirklich kein Schirm mehr, 
ſondern ein Sieb. Und deshalb iſt ihre Funktion nicht mehr ſo leicht ver⸗ 
ſtändlich. Eine Gegenüberſtellung mag zu deren Aufhellung dienlich ſein. 
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In der Zeit Caprivis in den Jahren 1902—1904 bei der denkwürdigen Ab⸗ 
ſtimmung über das Capriviſche Handelsvertragsſyſtem wurde ſie als Meiſt⸗ 
begünſtigung noch betrachtet, als Pionier des Freihandels; man konnte an⸗ 
nehmen, daß die Meiſtbegünſtigung an ſich wieder zurückführen wird zum 
Freihandel, die deutſche Sozialdemokratie hat die Capriviſche Vertragspolitik 
als Vorſtufe zum Freihandel begrüßt, angenommen, daß Vertragspolitik mit 
Meiſtbegünſtigung zum Abbau der Zölle führen müſſe, und für die Capriviſchen 
Handelsverträge geſtimmt. Aber zehn Jahre ſpäter, als man in Deutſch⸗ 
land zum Hochſchutzzoll überging, als beſonders die Getreidezölle erhöht 
wurden, als die Zollmauern in allen Ländern erhöht wurden, in der Bülowſchen 
Aera bleibt doch die Meiſtbegünſtigung beſtehen — ſie iſt ja durch den 
Frankfurter Friedensvertrag feſtgelegt —, aber fie ift nicht imſtande, an ſich 
als Pionier des Freihandels zu wirken, die Entwickelung treibt zum Hochſchutz. 
Wir ſehen daraus, daß der Wert der Meiſtbegünſtigung nicht darin liegt, 
daß ſie die Handelspolitik in eine beſtimmte Richtung (Freihandel oder Schutz⸗ 
zoll) hindrängt. Sie iſt darum nicht etwa wertlos. Ihr hoher Wert liegt 
in der Funktion, die Bedingungen des Handels zwiſchen den einzelnen Staaten 
auszugleichen, die Zollmauern leinerlei, ob hoch oder nieder) einander anzu⸗ 
gleichen, kurz: zu internationaliſieren. Ich kann darauf nicht 
näher eingehen, dieſe beſondere Funktion hier in ihrem ganzen Werte aufzu⸗ 
zeigen, kann aber nicht unterlaſſen, darauf hinzuweiſen, daß die Meiſtbegünſtigung 
durch eine Reihe von Zollfriſten umgangen wird, ſo daß ſie, die letzte Zuflucht 
des alten Freihandelsgedankens, beinahe nunmehr ein techniſches, formal⸗ 
juriſtiſches Auskunftsmittel ſcheint. Trotz der Meiſtbegünſtigungsklauſel haben die 
Staaten in verſteckter Weiſe gegenſeitig nach Freundſchaft und Feindſchaft in 
der unglaublichſten Weiſe begünſtigt und benachteiligt. So hat man be⸗ 
ſondere Beſtimmungen über den Grenzverkehr in die Verträge aufge⸗ 
nommen, obwohl man weiß, daß ſie nur einen Staat zunutze ſind. Oeſter⸗ 
reich⸗Ungarn hat den Grenzverkehr benutzt, um ſeinerzeit, als es noch in 
wirtſchaftlichem Frieden mit Serbien lebte, ihm große Vergünſtigungen zu 
gewähren. Andere Umgehungen bilden die Begünſtigung des Landverkehrs 
im Verhältnis zum Seeverkehr oder umgekehrt. Ich möchte hier nur ein ganz 
kurzes Beiſpiel anführen, um zu zeigen, wie die juriſtiſche Formel der Meiſt⸗ 
begünſtigung durchaus nicht die Gleichheit der Bedingungen des Handels 
auch materiell ſicherſtellt. Nehmen wir an, es handelt ſich um die Einfuhr einer 
landwirtſchaftlichen Maſchine in das oſtpreußiſche Agrargebiet. Unter der 
Bedingung der Meiſtbegünſtigung wird jeder einführende Staat, Frankreich, 
Oeſterreich oder England, den gleichen Zoll zahlen. England aber hat den 
Vorteil, ſagen wir von Neweaſtle, die Maſchine direkt auf dem Seewege bis 
nach Danzig zu liefern, die Maſchine kommt wegen der niedrigen Seefracht 
weit billiger nach Danzig, als wenn etwa eine öſterreichiſche Maſchinenfabrik 
dieſelbe Maſchine per Bahn über die deutſche Grenze liefern ſoll. Daraus 
folgt, daß die mechaniſche Gleichheit der Meiſtbegünſtigung in Ländern mit 
reicher Küſtenentwickelung die ſeefahrenden Nationen gegenüber den Land⸗ 
nachbarn ſehr weſentlich begünſtigt. Es iſt deshalb noch kein materieller 
Durchbruch des Gedankens der gleichen Behandlung, wenn eine Unter⸗ 
ſcheidung gemacht wird zwiſchen der Einfuhr zur See und zu Lande. Aber 
man müßte, um eine Gleichheit zwiſchen England und den Kontinentalſtaaten 
herbeizuführen, die Seeinfuhr mit höheren Sätzen belegen als die Einfuhr 
auf trockenem Wege. Auf dieſe Weiſe hat man ſchon durch die Unterſcheidnug 
von Land⸗ und Seeweg und durch die Vorſchreibung beſtimmter Verkehrs⸗ 
ſtraßen die Staaten verſchieden behandelt. Aber am allermeiſten würde die 
Meiſtbegünſtigung bedroht und geradezu aufgehoben werden durch das Syſtem 
der Differenzierung der Tarifpoſten. Wenn in einem Zolltarif früher einmal 
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ſtand, Einfuhr eines Pferdes 50 Mk., jo galt das für alle Pferde in gleicher 
Weiſe, für das ruſſiſche, das ungariſche uſw. Nun aber ſchreibt man: Pferde 
im allgemeinen 50 Mk., noriſche Pferde 20 Mk. Noriſche Pferde! Warum 
ſoll nicht auch Rußland, warum ſoll nicht auch England noriſche Pferde 
einführen? Die juriſtiſche Meiſtbegünſtigung iſt dadurch nicht aufgehoben. Aber 
Tatſache iſt, daß die noriſchen Pferde, die Pinzgauer, nur aus Oeſterreich 
kommen und dadurch die öſterreichiſche Pferdeausfuhr gegenüber der ruſſiſchen 
in Deutſchland begünſtigt wird. Nun hat man nacheinander die wenigen 
Tarifpoſten der alten Zolltarife in viele kleine differenziert und alle Artikel 
ſo genau umſchrieben, daß die Warenbenennung vieler Artikel immer nur 
auf ein einziges Land paßt. Dafür ein anderes Beiſpiel. Wir haben in 
Oeſterreich mit den Italienern viel Streit um den Weinzoll und die Trauben⸗ 
einfuhr. Unſere Agrarier wünſchen nicht, daß man friſche Trauben ein⸗ 
führt, der Zoll iſt unerhört hoch. Als man den Italienern entgegenkommen 
wollte, ſagte man nicht: Italieniſche Trauben zollfrei, denn das wäre eine 
Verletzung der Meiſtbegünſtigung. Deshalb hat man geſagt, alles Tafelobſt, 
in Poſtkollis zugeſendet, zollfrei, hat aber die Zufuhr von Trauben in Poſt⸗ 
kollis aus anderen Gebieten erſchwert und auf dieſe Weiſe den Italienern 
eine beſondere Vergünſtigung eingeräumt. So wird die Meiſtbegünſtigung 
umgangen. Dann hat man Unterſcheidungen nach anderen Richtungen ge⸗ 
macht, nach der Richtung des direkten oder des mittelbaren Seeverkehrs hin. 
Bei der Einfuhr in die Vereinigten Staaten zum Beiſpiel zahlt jede Ware, 
die nicht durch ein amerikaniſches Schiff eingeführt wird, einen zehnprozentigen 
Zuſchlag. Oder man ſagt: die Ware, die von Deutſchland nach Amerika auf 
einem deutſchen oder einem amerikaniſchen Schiff geht, zahlt einen beſtimmten 
Zollſatz; dagegen die Ware, die weder auf einem amerikaniſchen noch einem 
deutſchen Schiff, ſondern durch einen Zwiſchenverfrachter ankommt, hat einen 
höheren Zollſatz zu tragen. Mit einem Wort: die Meiſtbegünſtigung iſt auch 
innerlich vielfach ausgehöhlt worden. Dazu kommt, daß die Amerikaner ihren 
Zolltarif in zwei Teile gegliedert haben; ſie nehmen von vornher in einen 
Teil eine Liſte von Waren auf, die überhaupt der Meiſtbegünſtigung nicht 
unterliegen ſollen. Ihr Zolltarif zerfällt alſo in zwei Partien, in die Liſte 
der meiſtbegünſtigten und in die der nicht meiſtbegünſtigten Waren, wobei 
hier der abweichende Sinn der Meiſtbegünſtigung in der Praxis der Ver⸗ 
einigten Staaten übergangen werden muß. 


Die Meiſtbegünſtigung ſelbſt iſt alſo in den letzten 25 Jahren etwas 
anderes geworden wie ſie früher war, die Zolltechnik hat einen anderen Cha⸗ 
rakter angenommen. Als anſchauliches Muſter — nicht gerade als Vorbild — 
wie denn nunmehr zolltechniſch der Handel ſich vollzieht, möchte ich auf das 
Dreitarifſyſtem Kanadas hinweiſen. In Kanada hat man das Dreitarif⸗ 
ſyſtem. Man unterſcheidet erſtens den autonomen Tarif: man beſchließt 
Zollſätze, die nach außen gelten ſollen, ſolange mit dem anderen Staat ein 
Handelsvertrag nicht zuſtande kommt. Das iſt alſo ein Kampftarif. Man 
unterſcheidet zweitens den Tarif, der denjenigen Staaten eingeräumt iſt, mit 
denen man Verträge ſchließt, wobei alle vertragſchließenden Staaten in der 
Regel Meiſtbegünſtigung genießen: das iſt der Vertragstarif. Inſoweit deckt 
ſich das kanadiſche Syſtem auch noch mit unſerem. Nun kommt aber dazu der 
dritte Tarif, der Vorzugstarif. Dieſer enthält alle diejenigen Begünſtigungen, 
die man nur dem einen befreundeten Nachbar oder dem Mutterland einräumt. 
Danach ſehen wir, daß die Meiſtbegünſtigung nicht völlig beſeitigt, ſondern 
nur zurückgedrängt iſt auf die Verhältniſſe aller Staaten, die miteinander Ver⸗ 
träge ſchließen, und nur durchbrochen wird durch den Vorzug des einen oder 
der wenigen Staaten, mit denen man beſonders befreundet iſt. So ſtellt ſich 
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zolltechniſch das gegenwärtige Syſtem dar, und das habe ich zur Veranſchau⸗ 
lichung des Zuſtandes zu ſchildern für zweckmäßig erachtet. 

Und nun, nachdem wir ſo weit gelangt ſind, zu ſehen, wie ſich die Welt 
im Raum neu ordnet, und wie die Neuordnung ſich innerlich zolltechniſch ge⸗ 
ſtaltet, wollen wir aus dieſer Entwickelung unſere Folgerungen ziehen, zunächſt 
prinzipiell für uns als Sozialiſten, ſodann praktiſch in bezug auf das Problem 
Oeſterreich⸗Ungarn und Deutſchland. 

Was liegt vor? Was geht in der Welt vor? Im einzelnen haben wir 
es ja geſehen, aber wie iſt die ganze Entwickelung gleichſam auf einen gemein⸗ 
ſamen Nenner zu bringen, auf ihr innerſtes, beſtimmendes Geſetz zurückzu⸗ 
führen? Da möchte ich ſagen: wir haben es zu tun mit einer Entwickelung 
zu größeren Wirtſchaftsgebieten. Handelspolitiſch ſteht die 
Zeit etwa in folgender Entwickelung: Früher, einmal in feudalen Zeiten, hat 
ſich die Volkswirtſchaft vollzogen im Umkreis eines Gutshofes, in der ge⸗ 
ſchloſſenen Gutswirtſchaft. Aus dieſem engen kleinen Kreis hat ſich allmählich 
geformt die Wirtſchaft der Stadt und ihrer Umgebung, die Stadtwirtſchaft. 
Auf ſie iſt die Territorialwirtſchaft gefolgt, deren politiſches Abbild die Landes⸗ 
hoheit iſt. Die einzelnen Landſchaften Deutſchlands mit ihrer geſchloſſenen 
Wirtſchaft und mit Zollgrenzen nach außen (Preußen, Bayern, Heſſen uſw.) 
beharren lange in dem Zuſtand, wie wir ihn bis zum Jahre 1834 kennen. Von 
hier ging die Entwickelung weiter zur nationalen Wirtſchaft, die einzelnen 
Kleinſtaaten ſchließen Zollvereine, der deutſche Zollverein 1834 iſt der Vor⸗ 
läufer des Deutſchen Reiches, das Reich iſt das große, einheitliche Wirtſchafts⸗ 
gebiet der deutſchen Nation. So auch in anderen Staaten. Heute offenbart 
uns die geſchilderte Entwickelung, daß das nationale Wirtſchaftsgebiet jeder 
Staatsbourgeoiſie zu klein wird, daß größere Länder zuſammengefaßt werden 
zu einem einzigen großen Wirtſchaftsgebiet. Wir haben es ſomit tatſächlich 
zu tun mit der Entwickelung zur Weltwirtſchaft, zu unſerer Wirtſchafts⸗ 
internationale, aber in widerſpruchsvoller und halber Form, in kapitaliſtiſchen 
Gegenſätzen, mit der Entwickelung zu wenigen Wirtſchafts gebieten, an 
deren Ende — das können wir als Sozialdemokraten heute ſchon mit Gewiß⸗ 
heit ſagen — ſtehen wird die eine einzige geſamte große ge⸗ 
ordnete Weltwärtſchaft, die Internationale! Wir haben es alſo mit 
einer geſchichtlichen Entwickelungstendenz zu tun, die von der Gutswirtſchaft 
zur Stadtwirtſchaft, zur Landeswirtſchaft, zur Staatswirtſchaft hinüberführt 
zur einzigen Wirtſchaftsgemeinſchaft der Welt, aber nicht bewußt und klar 
und einheitlich, ſondern in kapitaliſtiſchen Gegenſätzen. Entwickelungsgeſchicht⸗ 
lich wird uns das Gegenſätzliche unſerer Zeit, ihre Dialektik, erſt klar. Und 
was iſt dieſer Prozeß? Es iſt derſelbe Konzentrationsprozeß, den 
wir auch ſonſt im ganzen ökonomiſchen Leben durch Karl Marx erkennen ge⸗ 
lernt haben. Wir hatten ja früher viele, viele kleine Handwerksmeiſter, an 
ihre Stelle iſt durch Konzentration die Fabrik getreten, an deren Stelle das 
Kartell, und wir wiſſen, daß vom Kartell hinüber zur Vergeſellſchaftung der 
Produktionsmittel nur ein Schritt iſt. Wir vermuten ſchon durch Analogie⸗ 
ſchluß: Wie in den einzelnen Betrieben die Entwickelung vom Handwerk zur 
Fabrik, zum Kartell und zur Geſellſchaft fortſchreitet, fo ſchreitet in bezug auf 
die Handelspolitik die Entwickelung von dem handwerksmäßigen Moſaik vieler 
Kleinſtaaten über wenige große Weltwirtſchaftsgemeinſchaften, gleichſam über 
kartellierte Staaten, fort zu der einzigen geregelten Weltwirtſchaft. Derſelbe 
Entwickelungs⸗ und derſelbe Konzentrationsprozeß! 

Es iſt zwar nicht im einzelnen ſo gegangen, wie wir es uns vorgeſtellt 
haben. Was haben wir uns vorgeſtellt, worauf war unſer Denken handels⸗ 
politiſch bisher eingeſtellt? Wir haben gemeint: Vor uns liegt das bunte 
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Moſaik der Staaten, und ſo wird es bleiben, die Staaten werden fortbeſtehen, 
keine Veränderungen der Landkarte mehr, ſondern zwiſchen allen Staaten 
Freihandel, und auf dieſer Grundlage erſteht direkt durch vertragsmäßige Ver⸗ 
bindung die geſamte Weltwirtſchaft ohne Uebergang und ohne gewaltſamen 
Eingriff. Wir haben uns das etwa ſo vorgeſtellt, wie früher einmal die 
utopiſchen und kleinbürgerlichen Sozialiſten den Sozialismus ſofort über 
der handwerksmäßigen Produktion aufbauen wollten. Nun iſt es anders ge⸗ 
kommen, die Wirtſchaftsgebiete haben ſich konzentriert, zunächſt in mehreren 
Gruppen, die ſich feindſelig gegenüberſtehen. Genügt es nun, wenn man ſagt, 
dieſe Entwickelung iſt nicht unſere Entwickelung? Es iſt ja eben die kapi⸗ 
taliſtiſche Bourgeoiſie, die dieſe Entwickelung vollzieht, es iſt der verdammens⸗ 
werte Imperialismus. Wir verdammen den Imperialismus, genau ſo wie 
wir in jedem einzelnen Akt und auf jeder ſeiner Reifeſtufen dem Kapitalismus 
widerſagen. Wir widerſagen auch dieſer Bildung einzelner großer Wirtſchafts⸗ 
gebiete in jeder Weiſe. Denn ſie iſt nicht unſere Sache, ſondern Sache 
der Bourgeoiſie, und wennes auf uns ankäme, jo würden wir 
die Welt ohne dieſe Zwiſchenſtufen und ohne dieſe furchtbare Kriſis organi⸗ 
ſieren nach dem freien Plan unſerer Idee. Aber dieſe Verleugnung darf uns 
doch nicht hindern zu erkennen und anzuerkennen, daß da Tatſachen vor⸗ 
liegen, tatſächliche Entwickelungsſtufen einer uns gegenſätzlichen Welt! Wenn 
man darauf hinweiſt, daß das Tatſachen ſind, ſo ſagen die einen, man iſt ein 
Umlerner. (Heiterkeit.) Verzeihen Sie — ſo kann Sozialismus nicht gemeint 
ſein, daß es verboten ſein ſollte, neue Tatſachen einzuverleiben in unſer 
Wiſſen. Aber ich hoffe, daß ich nun auch den anderen Teil als Lacher auf 
meiner Seite habe, wenn ich ſage: Neue Tatſachen wohl, aber neue Prinzipien 
— nein! Ich habe es mit immer neuem Tatbeſtand zu tun, aber für dieſen 
neuen Tatbeſtand reicht mein gutes altes Prinzip vollſtändig aus, und erſt 
dann würde ich „revidieren“, wenn man mir beweiſen könnte, daß der Tat⸗ 
beſtand meinem Prinzipe widerſtreite. Ich aber ſage: Er iſt ſeine 
Erfüllung, denn es iſt der hiſtoriſche Entwickelungsprozeß zur Vergeſell⸗ 
ſchaftung der Produktionsmittel und zur Internationaliſierung der ganzen 
Wirtſchaftsordnung, was vorgeht, die alte Marxſche Sozialiſierung im Wege 
der Konzentration und in antagoniſtiſcher Form. Nur habe ich mein Prinzip, 
ſobald ich dieſen Zuſammenhang durchſchaut habe, nicht anzuhängen an den 
Statusquoante, ſondern ich habe mein Prinzip zu bewähren an dem neuen 
Zuſtand. (Sehr richtig!) Aber was ich zu bewähren habe, iſt mein Prinzip, 
Alt Sozialismus, iſt Klaſſenkampf! Das notwendige Umlernen kann ſich nur 
beziehen auf das Zulernen neuer Tatbeſtände, und derjenige vergeht ſich gegen 
den Geiſt unſerer Bewegung, der nicht Tag für Tag hinzulernt. Aber das 
Feuer, das dieſe neuen Tatſachen meinem Bewußtſein verſchmilzt, kann nichts 
anderes ſein als das Feuer der ſozialiſtiſchen Erkenntnis. (Lebhafte Zu⸗ 
ſtimmung.) So glaube ich, iſt der Gegenſatz zu löſen, von dem ich eingangs ge⸗ 
ſprochen habe. Mit dem, was ich geſagt habe, iſt natürlich nicht alles geſagt, 
es ſind noch ſehr viele einzelne Fragen zu erörtern, aber es iſt ſchon ſehr viel 
wert, wenn man des leitenden Geſichtspunktes ſicher wird, wenn man weiß, 
wie man ſich an der Fülle neuer Erſcheinungen orientieren ſoll. 


Und nun glaube ich im Beſitz aller Hilfsmittel zu ſein, um die Frage zu 
beantworten, wie wir uns nach dem Kriege zur Zolleinigung Deutſchlands und 
Oeſterreich⸗Ungarns ſtellen. Dabei wiederhole ich die Warnung: es iſt dem 
Proletariat nicht in die Hand gegeben, die Sache allein und ſo zu löſen, wie es 
fie löſen will. Denn wenn wir das könnten, wären wir ſehr bald fertig, und 
ich bin der Meinung, daß dann keine großen Gegenſätze auftauchen würden. 
Das kann nur das Werk der Bourgeoiſie und der anderen fein, wir haben 
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nur dazu beizutragen, und wir müſſen uns klar werden, in welchem Sinne 
und in welcher Richtung haben wir beizutragen? 

Da möchte ich ausgehen von dem, was unſere Bourgeois denken und fühlen 
und wie fie ſich ſtellen. Ich finde, daß die deutſche und die öſterreichiſch⸗ 
ungariſche Bourgeoiſie ſich ungemütlich und unbehaglich fühlen. In aller 
Welt ringsum vollziehen ſich ſolche Zuſammenſchlüſſe, ſolche Abſchlüſſe, und 
wenn wir uns fragen, welche Staaten denn heute noch keine Vorzugszölle ge⸗ 
währen, jo bleiben im Grunde genommen bis auf wenige Kleinſtaaten nur 
Deutſchland und Oeſterreich⸗Ungarn übrig. Selbſt Schweden und Norwegen 
haben gegenſeitig Vorzugszölle, Portugal und Spanien haben Vorzugszölle, 
Rußland hat auch Vorzugszölle gegen Perſien und die Mongolei. Nur Deutſch⸗ 
land und Oeſterreich⸗Ungarn find nebeneinander ſtehen geblieben, abgeſehen 
von jenen kleinen Staaten, von denen man nicht viel reden braucht. Da wird 
es nun dieſen beiden Bourgeoiſien bange und ſie ſagen ſich: wenn wir als 
Vereinzelte dieſen großen Wirtſchaftskörpern gegenübertreten, werden wir 
dann ſtark genug ſein, zu beſtehen, zumal uns alle Welt feindlich iſt? Die 
Kaufkraft Deutſchlands und Oeſterreich⸗Ungarns wird nach dem Kriege außer⸗ 
ordentlich verringert ſein, der innere Markt wird zwar aufnahmebedürftig 
ſein, aber ob er aufnahmefähig iſt, iſt eine andere Frage. Unſere Landwirt⸗ 
ſchaft, die eine hohe Blüte erreicht hat, wird in dieſen zwei Jahren techniſch 
gewiß um ein Jahrzehnt zurückgeworfen ſein. Der Boden iſt ausgemartert, 
die Anbaudichtigkeit iſt verringert: aber auch der induſtrielle Produktions⸗ 
apparat iſt ein anderer. Während früher die Maſchinenbeſtandteile immer 
ſofort erneuert und immer verbeſſert wurden, wird nun während der Kriegs⸗ 
zeit fortgearbeitet ohne Rückſicht auf die Zukunft. Die Maſchine iſt abgenutzt, 
ſie muß erneuert werden. Die Produktion iſt in andere Richtung gedrängt, 
ſie muß wieder in die Friedensinduſtrie übergeführt werden, ungeheure Roh⸗ 
ſtoffmengen wird man kaufen müſſen. Und wenn man hinaus will auf 
den Markt, wird man erſtens nichts zu verkaufen haben, denn die Lager ſind 
alle geleert, und zweitens wird ſich die ausländiſche Kundſchaft, nachdem der 
Krieg zwei Jahre oder länger gedauert hat, an andere Bezugsquellen gewöhnt 
haben. Mit anderen Worten: unſere Bourgeoiſien haben mit Recht Angſt, und 
man kann ihnen natürlich mit Recht ſagen: Hättet ihr nur früher mehr Gewiſſen⸗ 
haftigkeit in Kriegs⸗ und Friedensfragen betätigt, hättet ihr dem Chauvinismus 
nicht ſo bereitwillig euer Herz geöffnet! Vieles, gar vieles iſt eure Schuld! 
Aber was hilft das uns jetzt? Die Bourgeoiſie ſchlägt das Proletariat durch 
ihre Tugenden wie durch ihre Fehler. Wenn nun die Induſtrie gelähmt und 
wenn der auswärtige Abſatz zerſtört iſt, die Bourgeoiſie wird darunter ſtöhnen, 
aber viele Tauſende von Arbeitern werden darunter zuſammenbrechen! Das 
iſt das Tragiſche an der Sache, daß die anderen uns an ihren Freuden nicht 
mitgenießen, aber an ihren Leiden uns doppelt und dreifach tragen laſſen! 
Ihre Triumphe ſind nicht unſere, ihre Sorgen aber ſind ganz und in erſter 
Linie unſere Sorgen! Die Bourgeoiſien ſagen ſich alſo, wir werden ſchlecht 
beſtehen in der Geſamtheit der Weltwirtſchaft, alſo müſſen wir uns vertragen. 
Dieſes Vertragen freilich iſt das Schwierige. Und hier könnte man als Sozial⸗ 
demokrat ſich beluſtigen über die Bourgeoiſie in Deutſchland und Oeſterreich, 
die ſich ganz gern vertragen, ſich ans Herz drücken, ja nicht nur annähern, 
ſondern ſich verſchmelzen möchten — aber da ſtoßen ſie an die Zoll⸗ 
grenzen, die ſie ſelbſt aufgerichtet haben, ſie möchten eine 
Zollannäherung herſtellen, aber in ihren Herzen ſind ſie alle Schutz⸗ 
zöllner! Sie möchten ſich verbünden, aber ſie ſind doch zugleich Kon⸗ 
kurrenten! Das iſt wieder der tragiſche Konflikt unſerer Bourgeoiſien. Jeder 
von ihnen hat ſeinen Schutzzoll im Herzen, jeder möchte am liebſten ſeinen 
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Schutzzoll erhöhen, womöglich ſein Schutzzollgebiet verkleinern! Die oſtelbiſchen 
Junker und die öſterreichiſchen Agrarier möchten ihren Schutzzoll auch gegen⸗ 
einander hinaufſetzen. Aber ſie müſſen ſich jetzt doch zugleich vertragen und 
trotz ihrer Neigung zu Schutzzöllen ſich gegenſeitig Vergünſtigungen gewähren, 
die Zwiſchenzölle herabſetzen und das Schutzgebiet verdoppeln! Das iſt der 
innere Konflikt der Bourgeoiſie ſelbſt, bei dem ſie die merkwürdigſten Purzel⸗ 
bäume ſchlägt. Die größte Verwirrung herrſcht darüber in der Bourgeoiſie 
ſelbſt, und leider verwirrt dieſe Verwirrung in der Bourgeoiſie auch manche 
Parteigenoſſen. Mancher meint, es ſei doch die reine Wahnidee, anzunehmen, 
daß die deutſche und die öſterreichiſche Bourgeoiſie ein Zollbündnis ſchließen, 
denn das find doch Konkurrenten! Gewiß, die deutſchen und die öſterreichiſchen 
Bourgeois ſind ſogar verbiſſene Konkurrenten und unſere öſterreichiſchen 
Fabrikanten haben es mit großem Schmerz erlebt, daß Deutſchland ſie nicht 
mur ſo langſam aus dem Balkan herauskomplimentiert hat, ſondern daß die 
Reichsdeutſchen ſich auch auf dem Wiener Markt bemerkbar machen. Auf der 
anderen Seite glaube ich, daß die oſtelbiſchen bei aller Sympathie für die 
ungariſchen Junker — denn beide find geiſtesverwandt — den Magyaren doch 
kein einziges Schwein verzeihen können, das ſie über die deutſche Grenze 
bringen. Beide ſind Konkurrenten, und die Zölle ſind an ſich kein Mittel, die 
Menſchen zu verbinden, ſondern ſie zu trennen, von Haus aus ein Mittel des 
Kampfes! Eine wirtſchaftliche Annäherung zwiſchen Oeſterreich⸗-Ungarn und 
Deutſchland iſt alſo in Wahrheit ein ſchwieriges Problem, weil es in die Hand 
von Kapitaliſten, von Konkurrenten, von Schutzzöllnern gelegt iſt. 

Manche Genoſſen meinen, daß es deshalb überhaupt nicht gelöſt werden 
kann und wird. Das kann ſein — aber nicht wir werden es ſein, woran das 
Werk ſcheitert. Ich ſage, es iſt außerordentlich ſchwierig, und wenn nur dieſe 
zwei Staaten allein auf der Welt wären, ſo würden ſie ſich niemals ver⸗ 
ſtändigen und wahrſcheinlich den Zollkampf mit der größten Leidenſchaft 
weiterführen. Aber ſie ſind nicht allein in der Welt und die Aufgabe iſt nicht 
zu beurteilen aus den Verhältniſſen zwiſchen dieſen beiden Staaten allein, 
ſondern aus den geſchilderten Verhältniſſen der Weltwirtſchaft. Darum ſtehen 
ſich denn die zwei Bourgeoiſien ebenſo gegenüber wie konkurrierende Fabri⸗ 
kanten, wenn ſie ein Kartell ſchließen ſollen. Wie im Kartell die größten 
Gegenſätze überbrückt werden unter dem Zwange einer wirtſchaftlichen Not⸗ 
wendigkeit oder Zweckmäßigkeit, ſo meine ich, daß für die Bourgeoiſie trotz 
aller hochſchutzzöllneriſchen Neigungen ein handelspolitiſches Kartell als eine 
Verbindung der beiden Bourgeoiſien möglichſt erwünſcht und notwendig iſt. 
Es iſt merkwürdig: ein Reichsdeutſcher, Naumann, hat ja für dieſes handels. 
politiſche Kartell der Deutſchen und der öſterreich⸗ungariſchen Bourgeoiſie eine 
Ouvertüre geſchrieben, er hat für die kommende Ehe einen Hymnus, einen 
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Brautgeſang angeſtimmt in feinem Buch „Mitteleuropa“. Wenn ich das 
Buch leſe, ſo komme ich bei aller Anerkennung aus einem gewiſſen Lächeln 


nicht heraus. Das Buch verkündet einen großen geſchichtlichen Gedanken, aber 
es kann nicht gleichſam öffentlich vor das Volk hintreten und ſagen: Hier iſt 
ein großer neuer Gedanke, der geboren werden muß, und wäre es unter 
großen Schmerzen, ſondern Naumann muß zu den Herrſchenden und zu den 


Bourgeoiſien gehen und ihnen vorſichtig zureden: es wäre doch ſo ſchön und 
tugendreich, es wäre chriſtlich, menſchlich, vaterländiſch! Naumann muß 
beinahe jedem einzelnen zureden und verſuchen, die Bourgeoiſien, die eigent⸗ 
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lich wollen und doch nicht wollen, einfangen mit vielen ſalbungsvollen Worten 


— was er ja meiſterhaft verſteht. Und ſo iſt das Buch nicht eingerichtet. 


auf die Sozialdemokratie Eindruck zu machen, ſondern um die Bourgeoſie 


einzufangen, aber der große Grundgedanke des Buches iſt tatſächlich auch unſer 
Grundgedanke, daß es zu einer Verbindung zu größeren eee, 
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kommen muß, ohne die man in der Welt heute nicht weiterkommen kann. Wir 
haben ſelbſtverſtändlich nicht einzuſtimmen in den Brautgeſang, wir können 
uns aller dieſer Aufmachungen und Garnierungen der Idee vollſtändig ent⸗ 
ſchlagen: Was geplant iſt, das iſt nicht Sozialismus, ſondern Kartell! Das 
Kartell iſt gewiß kein ſozialiſtiſches Ideal, wir haben gegen das Kartell 
die größten Bedenken, wir ſagen: Kartell iſt Ausbeutung, iſt vielleicht er⸗ 
höhte Ausbeutung, aber es iſt andererſeits eine neue Organiſationsform, und 
dieſe begrüßen wir als die Schale, in der unſer Kern reifen muß. So wird, 
wenn alſo Deutſchland und Oeſterreich⸗Ungarn zuſammen in ein wirtſchaft⸗ 
liches Bündnis treten, dieſes neue Bündnis nicht etwa der Zukunftsſtaat ſein, 
es wird nicht alles voll Milch und Honig fließen, und wie die Stellung der 
Arbeiterklaſſe in jenem Bunde ſein wird, das wiſſen wir noch nicht, das 
können wir noch nicht abſehen. Aber es iſt eine höhere Organiſationsform 
der Weltwirtſchaft und damit erhöhte Gegenwartsſicherung und Zukunfts⸗ 
hoffnung auch für den Arbeiter. Wir haben keine Veranlaſſung, mit Jubel 
voranzugehen, wie es einige Genoſſen gemeint haben, aber auch keinen Grund, 
uns abſeits zu ſtellen, ſondern wir werden das Problem mit der ganzen Ruhe 
und Beſonnenheit prüfen, mit der wir auch ſonſt den Problemen in der 
kapitaliſtiſchen Zeit begegnen. 
| Wenn aber dieſes größere Wirtſchaftsgebiet zuſtande kommen joll, jo 
müſſen wir uns doch klar ſein, was damit gewonnen iſt. Ich muß vom 
öſterreichiſchen Standpunkt geſtehen: Oeſterreich⸗Ungarn iſt in dieſer Ver⸗ 
bindung, wenn ſie zuſtande kommt, der Schwächere, und es iſt für den Schwäche⸗ 
ren immer eine Sache der größten Bedenken, einzutreten in eine Gemein⸗ 
ſchaft mit Stärkeren, weil er dort aufgeſogen, aufgezehrt und ſeines Selbſt 
beraubt werden kann. In Oeſterreich beſteht vielfach der Gedanke, wenn 
Oeſterreich ſich mit Deutſchland vereinigt, wird es einfach die Kolonie Deutſch⸗ 
lands, und die Kreiſe, die dem Gedanken ablehnend gegenüberſtehen, ſagen 
ſich zuweilen: die deutſche Bourgeoiſie hat ihre Kolonien über See verloren 
und ſucht ſich deshalb vor der Tür, fie will Oeſterreich⸗Ungarn als Kolonie 
gewinnen. Ich meine ſogar, für manchen Deutſchen wird das eine ſehr 
lockende Perſpektive ſein, die meiſten aber wiſſen ſchon, dieſe Kolonien ſind 
ſehr widerhaarig und ſehr ſchwer zu behandeln, eine unbekömmliche Speiſe! 
Wenn reichsdeutſche Kreiſe die Hoffnung hätten, hier einen guten Schmaus 
zu tun, ſo würden ſie ſich ſehr täuſchen. Es beſtehen alſo auf öſterreichiſcher 
Seite gewiſſe Widerſtände, es beſtehen auch auf beiden Seiten Gegenſätze, 
ich brauche ſie nicht all vorzuführen. Ich bin überzeugt, wenn man ihrer 
Bourgeoiſie einen guten Handelsvertrag mit Rußland und mit England gibt, 
ſo wird ſie ſehr raſch Oeſterreich links liegen laſſen (ſehr wahr!) — ſehr zu 
ihrem endlichen Bedauern. Die Bourgeoiſie wird alſo die Sache wahrſchein⸗ 
lich von einem anderen Geſichtspunkt behandeln wie wir Sozialdemokraten. 
Wir wiſſen: Es hat mancher kleine Handwerker im Kampf mit der Groß⸗ 
induſtrie ſeine Exiſtenz als Handwerker verloren und hat eine reichere und 
größere Exiſtenz in der Induſtrie gewonnen. Wenn ein größeres gemein⸗ 
ſames Wirtſchaftsgebiet aufgerichtet wird, ſo haben wir im Augenblick möglicher⸗ 
weiſe einige Nachteile zu befürchten; wir auf öſterreichiſcher Seite aber er⸗ 
warten, daß dieſe Nachteile gering ſein werden gegenüber dem einen großen 
gemeinſamen, nicht einſeitigen Vorteil, daß in einem größeren Wirtſchafts⸗ 
gebiet die Geſamtheit ſich unendlich raſcher entwickelt, ſo daß an Stelle zweier 
mäßig ſtarker Konkurrenten, die ſich gegenſeitig beeinträchtigen, in der Ge⸗ 
ſamtheit zwei doppelt ſo ſtarke Freunde vorhanden ſein werden. Denn in 
der Entwickelung zum Großen und auf dem Boden des verdoppelten Wirt⸗ 
ſchaftsgebietes ſchreiten Induſtrie und Landwirtſchaft raſcher fort, die Fabri⸗ 
kation ſpezialiſiert ſich, ſucht neue Standorte, erſchließt neue Wege und Märkte. 
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Da wird mancher Standort in Oeſterreich liegen, denn je teurer die Kohle 
wird, um ſo größeren Wert haben unſere Waſſerkräfte, um ſo mehr müſſen 
unſere Alpen und Karpathen beſiedelt werden mit Induſtrieunternehmungen 
und die frachtliche Nähe zum Balkan und zur Donauſtraße gleicht manchen 
Nachteil aus. Je höher die Lebenshaltung, um ſo raſcher wird unſer Boden 
kultiviert, um ſo rationeller wird er bebaut werden. Wir haben als Ver⸗ 
treter der Arbeiterklaſſe dabei nur das eine vor Augen, daß dieſer Um⸗ 
wandlungsprozeß ſich vollziehe mit der gebührenden und notwendigen Schonung 
der Exiſtenz, das heißt mit den entſprechenden Uebergangsvorſichten. 


Nun könnte man einwenden, ja das Prinzip verlangt größere Wirtſchafts⸗ 
gemeinſchaften, aber warum ſoll Deutſchland gerade mit Oeſterreich⸗Ungarn 
eine ſolche Gemeinſchaft ſchließen, warum nicht mit Rußland? Warum nicht 
Oeſterreich⸗Ungarn mit Rußland oder dem Balkan? Warum nicht Deutſch⸗ 
land mit Frankreich? Wenn ich freie Vereinbarungen wählen kann, warum 
ſoll ich denn gerade dieſe Kombination wählen? Man wird vielleicht ein⸗ 
wenden: die Reichsdeutſchen ſind moderner, wirtſchaftlich kräftiger — warum 
ſollen ſie ſich mit den ſchwachen und unzuverläſſigen Oeſterreichern belaſten? 
Und in Oeſterreich wird man vielleicht ſagen: die Deutſchen ſind allein ſtark 
genug, wir halten uns lieber an Rußland. Ja, ſo könnte man argumentieren, 
wenn ſich Verbindungen der Staaten ſo leicht und willkürlich vollzögen wie 
ſich Karten miſchen. Was dieſer Kombination zugrunde liegt, iſt nach meiner 
Auffaſſung etwas aller Kombinationen Entrücktes. Wenn Deutſchland und 
Oeſterreich in ein künftiges gemeinſchaftliches Wirtſchaftsgebiet eintreten 
ſollen, ſo bilden ſie dieſe Kombination nicht wegen eines guten Einfalls von 
Bismarck aus dem Jahre 1877, ſondern ſie bilden fie auch hier nach geſchicht⸗ 
lichen Notwendigkeiten. 


Und da wollen Sie ſich einen Augenblick daran erinnern, was denn dies 
Mitteleuropa, das Naumannſche Mitteleuropa, das heißt Oeſterreich⸗Ungarn 
und Deutſchland zuſammen, geſchichtlich iſt. Heute iſt das Deutſche Reich ein 
ſouveräner Staat, und Oeſterxeich⸗Ungarn. iſt der andere ſouveräne Staat, 
es ſind völkerrechtlich zwei vollſtändig getrennte Individualitäten, aber wie 
war es geſchichtlich? Wenn Sie zurückrechnen viele hundert Jahre, wenn Sie 
zurückgehen bis zum Vertrag von Verdun unter Ludwig dem Frommen, dem 
Sohne Karls des Großen, ſo finden Sie, daß das ganze Gebiet, das heute von 
Deutſchland und Oeſterreich⸗Ungarn innegehalten wird, immer geſchichtlich 
eine Einheit war, wenn auch eine Einheit mit ſtaatsrechtlich lockerer Fügung. 
Dieſes Gebiet war immer das heilige Reich römiſcher Nation, die deutſchen 
Kaiſer von ehedem waren durch Jahrhunderte zugleich Könige von Ungarn, 
Könige von Böhmen. Getrennt worden iſt dieſes große gemeinſame Gebiet 
von Mitteleuropa nicht durch das Volk und nicht durch deſſen innere Gegen⸗ 
ſätze, ſondern vorerſt durch die Rivalität ſeiner Dynaſtien. Wenn wir getrennt 
ſind ſo durch den hiſtoriſchen Ueberfluß an dynaſtiſchen Geſchlechtern, wir 
haben immer ſoviel gehabt, daß wir ausführen konnten, und ſo haben wir 
auch heute noch zuviel davon. (Heiterkeit.) Als der Krieg von 1866 aus⸗ 
brach, haben Bebel und unſere andern Altvordern dieſen Krieg nicht empfunden 
als Krieg zwiſchen Nachbarn, ſondern als Krieg zwiſchen Brüdern. — Das gilt 
nicht nur für Deutſchland und Oeſterreich. Auch die Ungarn, auch die 
Tſchechen haben ihre Geſchicke immer in dieſer Gemeinſchaft erfüllt. Und 
wenn Sie näher hinſehen, ſo zieht ſich dort, wo dieſes Mitteleuropa gegen 
Oſten ſich abgrenzt, eine feſte kulturelle Grenze. Andere Schriftzeichen hat 
man drüben jenſeits dieſer Grenze, die uns nicht vertraut ſind, andere 
Literatur und Kultur, dazu andere Wirtſchaftsweiſen, andere Charaktere der 
Menſchen. Und ebenſo gegen Weſten. Dieſe zwei Gebiete waren im Grunde 
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genommen von jeher eine Gemeinſchaft, allerdings nicht eine uniformierte 
Gemeinſchaft mit lauter bis aufs Haar völlig gleichen Menſchen, ſondern 
die föderative Gemeinſchaft von vielen Land⸗ und Völkerſchaften. In Deutſch⸗ 
land iſt es ja auch heute noch ſo, daß wir eine ganze Reihe von Staaten, 
Sachſen, Bayern, Preußen uſw. im Reiche zählen, und die Preußen find 
ja auch wieder nur ein Sammelname vieler Stämme, jeder Stamm hat 
ſeine Eigenart behauptet. Und dennoch gehören wir wirtſchaftlich zuſammen. 
Getrennt worden alſo ſind wir durch die Gegenſätze der Dynaſtien und ihrer 
Bureaukratien, getrennt waren wir gänzlich nur von 1866 bis 1878, und 
dann wurden wir vereinigt durch den Zweibund. Später ſind die Bour⸗ 
geoifien Rivalen geworden durch das Hochſchutzzollſyſtem, aber wie es das 
Jahr 1866 vollzogen hat gegen den Proteſt des Proletariats, ſo hat ſich die 
Hochſchutzzöllnerei vollzogen gegen den Proteſt der Arbeiterklaſſen beider 
Länder. Und was das Proletariat anbelangt, ſo iſt es mir zweifellos, daß 
von Hamburg bis Trieſt ein einziger Geiſt und eine einzige geſchichtliche 
Erziehung der Arbeiterklaſſe eine vollſtändige Denkgemeinſchaft erzeugt hat. 
Wenn alſo hier eine Gemeinſchaft geſchloſſen werden ſoll, ſo iſt das nicht 
etwa eine diplomatiſche Kombination, ſondern jede diplomatiſche Verbindung 
iſt nur ein unvollkommener Ausdruck faktiſcher Gemeinſchaft. Und wir als 
Proletariat haben meiner Empfindung nach zu bekennen, für uns iſt die 
Gemeinſchaft der Völkerſchaften und Landſchaften von Deutſchland und 
Oeſterreich⸗Ungarn ſelbſtverſtändlich. Im Geiſte waren wir von jeher bei⸗ 
ſammen und wollen auch in Zukunft beiſammen bleiben. Die Hinderniſſe, 
die auftreten, ſind nicht Hinderniſſe für uns, ſelbſt die nationalen Bedenken 
ſind nicht gültig für Internationale, denen die nationale Autonomie Vor⸗ 
bedingung der Verbindung iſt; es ſind Gegenſätze der Dynaſtien, der Staats⸗ 
ordnungen, es find Gegenſätze der Bureaukratien und der Bourgeoiſien, 
aber Volksgegenſätze ſind es nicht. Darum wird uns jede Form der 
Gemeinſchaft je inniger und feſter ſie iſt, deſto lieber 
ſein! Die Schwierigkeiten kommen nicht von uns, ſie kommen von der 
Bourgeoiſie. Dieſe Schwierigkeiten der anderen aber ſind allerdings groß. 

Sie werden erſt ganz ſichtbar, wenn man auf die denkbaren Formen der 
Annäherung im einzelnen eingeht. Da müſſen Sie mir wohl noch einen 
Augenblick Aufmerkſamkeit ſchenken, wenn ich noch den Verſuch unternehme, 
zu erörtern, wie ſich die Annäherung vollziehen, wie ſie ſich praktiſch geſtalten 
kann. Die Schwierigkeit iſt, zwei geſchloſſene Zoll⸗ und Wirtſchaftsgebiete 
mit ganz beſonderer Organiſation — die organiſierte Materie iſt gleich, aber 
die Organiſation iſt ganz verſchieden —, gleichſam zwei ausgewachſene 
Organismen ſollen verſchmolzen werden. Eine Schwierigkeit iſt, daß beide 
Wirtſchaftsgebiete eine ganz verſchiedene Beſteuerung haben. Derſelbe 
Unternehmer, der in Deutſchland zur Not mit ſeinem Betrieb noch leben 
kann, kann es ſchon in Oeſterreich nicht mehr, weil er dort wer weiß wieviel 
Steuern zu zahlen hat. Der Unternehmer, der in Deutſchland wegen des 
prompten Frachtverkehrs noch konkurrenzfähig iſt, kann in Oeſterreich bei 
der Schwerfälligkeit und Koſtſpieligkeit der dortigen Eiſenbahnen nicht mehr 
mitkommen. 

Da gibt es nun ein Radikalmittel der Verbindung; die Annäherung 
wäre am durchgreifendſten, wenn man einfach bei Bodenbach und Paſſau 
die Zollgrenzen niederlegte und ſagte, wir ſind eine Union, wir kennen 
keine Zwiſchenzölle, wir kennen nur eine Zollgrenze nach außen, und dieſe 
ſoll möglichſt niedrig ſein. Das wäre die volle Zollunion. Die Zollunion 
könnte bei uns als Sozialdemokraten im Prinzip nur begrüßt werden, aber 
gerade bei der Bourgeoiſie müſſen die Widerſtände dagegen ungeheuer groß 
ſein, weil zuviel materielle Intereſſen gekränkt werden, und für den Fall, 
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daß eine Zollunion zuſtande käme, müßte doch wenigſtens noch eine Zeitlang 
ein Zwiſchenzoll ſtehen bleiben, um die Uebergänge zu mildern. Man hätte 
dann gleichſam eine Haut nach außen und ein Zwerchfell zwiſchen beiden 
Gliedern. Aber die Zollunion, die im Anfang vielen vorgeſchwebt hat, die 
ſeinerzeit noch erſtrebt wurde in den vierziger Jahren des vorigen Jahr⸗ 
hunderts, dürfte heute für die Bourgeoiſie kaum akzeptabel ſein. Alſo zwei 
Zollgebiete, ein öſterreichiſch⸗ungariſches und ein deutſches, die Annäherung 
beſteht erſtens darin, daß beide Staaten ſich verpflichten, nach außen gemein⸗ 
ſam zu verhandeln, und zweitens, daß ſie gegeneinander ſich Vorzugszoll 
gewähren, jenen Vorzugszoll, den Sie ja aus unſerer einleitenden Darſtellung 
kennen. Es wären alſo zwei Zollgebiete mit zwei Zolltarifen, wobei einer 
dem andern an der Grenze Vorzugszölle gewährt. Das kann ſo geſchehen, daß 
beide Staaten ſagen, wir machen unſere Zölle ſelbſt, wir verhandeln nach 
außen gemeinſam, aber gegeneinander zahlen wir dann nur die Hälfte oder 
ein Drittel oder zwei Drittel des Zolls, den die fremde Ware zahlt. Mit 
einem Wort: ein derartiges Verhältnis, daß bei getrennten Zolltarifen gegen⸗ 
einander Vorzugszölle beſtehen. So iſt am Ende auch das Dreitarifſyſtem 
möglich, das ich oben geſchildert habe, in der Art, daß ein ganzer Vorzugs⸗ 
tarif mit allen Poſten in vereinbarter Höhe in Kraft tritt. Es kann 
und muß aber auch die Möglichkeit ins Auge gefaßt werden, daß die Zoll⸗ 
tarife getrennt bleiben und daß man ſich zunächſt nur darüber einigt, nach 
außen gemeinſam zu verhandeln und vorzugehen. Selbſt das wäre ſchon 
ein Gewinn. Wenn die beiden Staaten nach dem Kriege ihre Rohſtoffe er⸗ 
gänzen wollen, dann müſſen ſie in Amerika Baumwolle beſchaffen, in London 
Kautſchuk kaufen, ſie müſſen eine Menge Dinge importieren, ſie müſſen Reis 
und Kolonialwaren und Metalle uſw. kaufen. Wenn ſie gemeinſam auf dem 
Weltmarkte einkaufen und dabei einander nicht Konkurrenz machen, wenn 
ſie dabei gemeinſam ihre Währung ſichern und ſich dagegen ſchützen, daß ihr 
ganzer Goldſchatz ins Ausland fließt, dann iſt das ſchon ein gewichtiger 
Vorteil. Grade der Annäherung ſind hier denkbar wie ſonſt bei den Kar⸗ 
tellen. Es gibt Kartelle, die nur nach außen Preisgemeinſchaft haben, es 
gibt Kartelle, die auch Konditionsgemeinſchaft vereinbaren, das Band der 
Kartelle kann inniger geſtaltet werden bis zur Verſchmelzung der Produktion. 
Aehnlich auch hier. Die Entſcheidung jedoch darüber, welche Form gewählt 
wird, iſt eine Entſcheidung der Geſchichte und nicht des Augenblicks. Die 
Annäherungsfrage verlangt von uns nicht ein fertiges Projekt. Es geht 
nicht an, ein Projekt in etlichen Paragraphen zu erſtellen und damit die 
Frage für gelöſt zu erklären. Nein, es iſt ein geſchichtlicher Prozeß von vielen 
Inſtanzen, für den ein weitſchauendes Programm auszuarbeiten iſt. Wenn 
wir das Werk ſo auffaſſen als geſchichtlichen Prozeß, in dem ein Programm 
verwirklicht werden ſoll, ſo wird der Gegenſtand und Inhalt unſerer Ent⸗ 
ſchließungen als Parteien klarer werden. Dabei haben wir zu achten, daß 
zwar die Bourgeoiſien den Willen verraten, die Annäherung zu machen, aber 
gehemmt ſind durch ihre eigenen ſchutzzöllneriſchen Vorbehalte. Durch dieſe 
ſind wir nicht gehemmt, wir haben alſo meiner Meinung nach nicht als 
retardierender, ſondern eher als antreibender Faktor zu wirken, wir haben 
im Namen der Zukunft alles zu fordern, wenn auch die Bourgeoiſie uns kaum 
. alles zu geben bereit und imſtande iſt. 

Auch wir haben dabei allerdings wichtige und große Vorbehalte ganz 
anderer Art, und dieſe dürfen auf keinen Fall außer Acht gelaſſen 
werden. Blindlings in die Sache hineinzugehen und zu ſagen, es iſt eine 
hiſtoriſche Notwendigkeit, vollziehe ſie ſich wie ſie wolle, dazu haben wir um 
ſo weniger Veranlaſſung, als ja diejenigen, die ſie vollbringen ſollen, Schutz⸗ 
zöllner und Nationaliſten ſind, weil die Bourgeoiſie an der Macht iſt und weil 
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fie die Entwickelung fälſchen und hiſtoriſch Notwendiges auch aus ihrem 
Klaſſenintereſſe verfechten kann. Deshalb iſt die große Gefahr unleugbar, 
daß, wenn ſie es vollbringt, zumal wenn ſie dabei allein bleibt, aus einer 
vernünftigen Idee ein Zerrbild entſteht, daß ſie die alten Zölle zwiſchen 
Oeſterreich und Deutſchland beſtehen läßt und nach außen hin noch höhere 
Zölle macht, das heißt, daß man anſtatt der Verkehrsentwickelung zu dienen, 
neue Hinderniſſe der allgemeinen Verkehrsgemeinſchaft aufrichtet. Wenn wir 
von Hauſe aus ſagen, Annäherung iſt für uns kein Gegenſtand des Kampfes, 
dann müſſen, wenn wir die Bourgeoiſie unter ſich laſſen, unter ihr die ſchutz⸗ 
zöllneriſchen Beſtrebungen am ſtärkſten und gefährlichſten werden. Die ge⸗ 


ſchichtliche Entwickelung drängt auf einen Abbau der Zölle ebenſo ſehr als 


auf vergrößerte Wirtſchaftsgebiete. Wenn wir uns nicht poſitiv beteiligen und 
nicht als Kontrolle hinter der Bourgeoiſie ſtehen, ſo können wir das Werk 
gefährden. In der Annäherung liegt eine gewiſſe Tendenz zur Zollfreiheit, 
freilich nur unter der Vorausſetzung, daß diejenigen, die die Zollfreiheit 
wollen, auch beim Werke dabei ſind. Wenn wir uns etwa ab⸗ 
ſchmalzen und ſagen wollten, wir haben mit der Sache nichts zu tun, ſo 
würden wir unſere Kartelle und unſere großen Agrarier unter ſich laſſen, 
dann würden fie wahrſcheinlich aus Mitteleuropa ein Bollwerk des Hoch⸗ 
ſchutzes machen, und jedenfalls müſſen wir für dieſen Fall uns vorbehalten, 
in jedem entſcheidenden Moment zu ſagen: Wenn die Sache dieſe Geſtalt an⸗ 
nimmt, gehen wir nicht mehr mit. Wir werden mitgehen, wir werden voran⸗ 
gehen in der Richtung der allgemeinen Verkehrsfreiheit wie der Konzentration 
der Wirtſchaftsgebiete, aber wir werden ſofort den ſtärkſten Widerſtand be⸗ 
ginnen, wenn aus dieſem Werk ein Werk des Hochſchutzes werden ſoll. Dieſer 
Vorbehalt iſt vor allem zu machen. 

Ein weiterer Vorbehalt wäre noch folgender. Wenn es ſich darum han⸗ 
delt, die Wirtſchaftsgebiete zu vergrößern, große Wirtſchaftsgebiete zuſammen⸗ 
zuſchließen, ſo gelingt das Werk um ſo leichter, je großzügiger es angefaßt 
wird. Ich behaupte auch hier, nicht der Zufall der Waffen allein, ſondern eine 
gewiſſe handelspolitiſche Geſetzmäßigkeit hat Deutſchland und Oeſterreich⸗ 
Ungarn die Donau abwärts geführt, es iſt die alte Entwickelungslinie Mittel⸗ 
europas. Aber wenn nun einmal die Möglichkeit für uns aufſteigt, daß Bul⸗ 
garien, daß der Balkan, daß die Türkei mit eingezogen wird in die Kom⸗ 
bination, ſo wäre es unſere Sache, darauf auch mit allem Nachdruck zu be⸗ 
ſtehen, denn je größer die Gemeinſchaft iſt, um ſo leiſtungsfähiger, um ſo 
innerlich ausgeglichener iſt ſie. Es iſt auch nicht zu überſehen, daß, wenn dieſe 
Gebiete eingeſchloſſen ſind, eine ganze Reihe Argumente der Hochſchutzzöllner 
wegfallen. In dieſer neuen Gemeinſchaft iſt es gewiß, daß wir unſer Brot 
ſelbſt bauen können. In einer ſolchen größeren Gemeinſchaft Agrarzölle nach 
außen zu verlangen, iſt ſchon außerordentlich ſchwierig; je größer und aus⸗ 
geglichener das Wirtſchaftsgebiet iſt, deſto leichter kann es auch ſonſt die 
Tendenz zum Freihandel annehmen. Wenn ein kleiner Staat, wie die Schweiz. 
drei, vier Induſtrien hat, auf Grund deren ſie exportiert und eigentlich 
induſtriell lebt, dann muß er dieſe drei, vier Induſtrien verteidigen. Von 
dieſen allein hängt ja ſein Gedeihen ab, er muß ſie ſchützen und muß Schutz⸗ 
zölle ſchaffen. In einer großen Gemeinſchaft, wo alle Induſtrie⸗ wie alle 
landwirtſchaftlichen Produktionszweige ſich entfalten, beſteht eine ſolche Aus⸗ 
geglichenheit, daß es nicht nötig iſt, einzelne zu ſchützen. Selbſt wenn die eine 
oder andere unterläge, würden die Menſchen und Kapitalien Raum genug 
haben, ſich anders zu betätigen. Mit einem Wort: je größer die Wirtſchafts⸗ 
gebiete ſind, um ſo ſtärker werden die Tendenzen zum Freihandel, und um ſo 
wirkungsvoller ſind ſie, d. h. auf einer gewiſſen Reife ſind ſolche große Wirt⸗ 
ſchaftsgebiete imſtande, von ſelbſt Freihandelsgebiete zu werden. Daraus eben 
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entſpringt nur die feſte Ueberzeugung, daß die Vergrößerung der Wirtſchafts⸗ 
gebiete ein neuer Weg zu unſeren alten Zielen iſt! Aus dieſen Gründen iſt 
es für uns Sozialdemokraten wichtig zu fordern: Wenn ſchon, denn ſchon; 
wenn ihr ſchon eine Vereinigung macht, ſo zieht den Balkan und zieht Bul⸗ 
garien mit hinein! 

Nun könnte man einwenden: Ja, was geſchieht da? Wir ſchließen uns 
zuſammen, wir ſchaffen ein größeres Wirtſchaftsgebiet — bedeutet das nicht 
die Feindſeligkeit gegen alle anderen? Schließen wir uns dadurch nicht von 
den anderen ab? Man kann befürchten, die anderen werden dagegen pro⸗ 
teſtieren, ſie werden ſich zur Wehr ſetzen und den Kampf aufnehmen, es wird 
ein neuer Krieg daraus entſtehen. Aber wie war es denn, als die Sache mit 
Kanada anfing? Da hat Deutſchland auch gemeint, ſich das nicht gefallen 
laſſen zu dürfen. Das hat Deutſchland nichts genützt, das engliſche Reich 


ſchließt ſich zuſammen, das franzöſiſche Kolonialreich hat ſich zuſammen⸗ 


geſchloſſen, Rußland hat Polen, Finnland uſw. einbezogen, es hat uns kein 


Proteſt genützt. Wenn wir uns zuſammenſchließen, iſt das nur 
die letzte Ausflucht der zuletzt Uebriggebliebenen. Und 
dagegen kann mit Recht niemand einen Einſpruch erheben und niemand hat 
auch dazu Urſache. Denn in Wahrheit bedeutet ein ſolcher Zuſammenſchluß 
auch für den Kaufmann der anderen Länder einen bedeutenden Vorteil. 
Stellen Sie ſich einmal den deutſchen Kaufmann in Hamburg vor: iſt ihm 
lieber, daß die Vereinigten Staaten von Nordamerika ein Zollgebiet ſind oder 
würde er vorziehen, daß ſoviel Zollgebiete beſtünden als einzelne Staaten in 
der Union? Selbſtverſtändlich findet er es beſſer, wenn er mit einer großen 
Zollgemeinſchaft Handel treibt als mit vielen kleinen Märkten. Aus dieſem 
Grunde kann gegen eine ſolche Entwickelung ernſtlicher Ginſpruch nicht er⸗ 
hoben werden. 

Wir müſſen aber drittens Verwahrung dagegen einlegen, daß dieſe Wirt⸗ 
ſchaftsgemeinſchaft verquickt wird mit anderen nicht wirtſchaftlichen Fragen, 
wie mit Militärfragen oder mit der ſogenannten Schützengrabengemeinſchaft, 
daß damit verquickt wird der politiſche Machtapparat der Dynaſtien, Bureau⸗ 
kratien und Militärs. Man würde die Sache dadurch nur zugrunde richten. 
Man laſſe die zwei getrennten Heere in ihrer getrennten Heeresorganiſation 
beſtehen: der öſterreichiſche Staat iſt nicht ſtark genug, dieſelbe Rüſtung zu 
tragen wie Deutſchland, er kann als Völkerſtaat auch niemals dieſelbe Heeres⸗ 
organiſation beſitzen wie der Nationalſtaat. Darum iſt die militäriſche Frage 
mit wirtſchaftlichen Fragen zu verbinden eine Gefahr an ſich und widerſpricht 
uns Sozialdemokraten in jedem unſerer Gedanken. (Sehr richtig!) Die 
beiden Reiche haben ſich einer Welt von Feinden erwehrt auch ohne das. Und 
Fehler werden leichter aus eigener Kraft überwunden, als durch den drängen⸗ 
den Vormund. 


f Noch wichtiger iſt es, daß dieſe Gemeinſchaft verſchont bleibe von den 
chauviniſtiſchen Appetiten der Nationaliſten. Das bitte ich wohl zu bedenken, 
daß die Widerſtände ins Unbeſiegbare wachſen, wenn etwa, wie es die deutſchen 
Imperialiſten wünſchen, Deutſchland die anderen Staaten zu bloßen Werk⸗ 
zeugen machen wollte oder wenn alldeutſche Phantaſten im ganzen Werke nur 
eine Gelegenheit ſehen wollten, für die deutſche Sprache Eroberungen zu 
machen. Sobald die Annäherung erſcheint im Gewande der Nationaliſten, 
haben Sie ſofort die Auflehnung der Ungarn, der Tſchechen und aller anderen 
Nationen, dann wird eine nützliche Entwickelung ſofort vernichtet und ver⸗ 


eitelt. Nicht aus nationaliſtiſchem noch aus imperialiſtiſchem Geiſte ſoll und 


darf das Werk geboren werden, und geſchont und geachtet ſoll werden die 
nationale Autonomie der Völker Oeſterreich⸗Ungarns wie des Balkans. 
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Anders iſt das Werk niemals zu vollbringen. Die Hände weg! 
müſſen wir der politiſch⸗militäriſchen Machtpolitik wie der nationaliſtiſchen 
Expanſionspolitik zurufen. Behandlung der Sache als reine Wirtſchaftsfrage! 
Das iſt die Forderung, die wir Sozialdemokraten daran zu knüpfen haben. 
Wenn wir nicht ſtark genug ſind, dieſe Vorbehalte durchzuſetzen, dann iſt es 
ſicher, daß die Idee nicht nur verloren geht, ſondern aus ſolchem Scheitern 
noch größere Gefahren für beide Reiche erwachſen! Für den richtigen Geiſt zu 
ſorgen iſt Aufgabe der Sozialiſten beider Staaten. Wenn wir das Problem im 


richtigen Geiſte faſſen, dann erhält es dadurch auch ſeine höhere Weihe! Wie 
hat England ſein Weltreich zuſtandegebracht? Durch Eroberung zur See und 
zu Lande. Wie hat Rußland ſein Weltreich geſchaffen? Durch Eroberung 


und Knechtung. Hier aber ſoll Geſchichte werden auf einem anderen Wege, 


hier ſoll ein wirtſchaftliches Imperium aufgerichtet werden nicht durch das 
Schwert und die Unterwerfung vieler durch einen, ſondern durch Verträge, 
durch den freien Bund von Deutſchland, Oeſterreich⸗Ungarn, Bulgarien und 
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der Türkei. Das iſt viel ſchwieriger als es etwa für England war, die Buren⸗ 


republik zu unterwerfen. Später freilich hat England verſtanden, das mit 
dem Schwerte Gewonnene durch Autonomie ſich zu verpflichten. Aber hier 
handelt es ſich vorweg darum, daß drei oder mehr Staaten zuſammentreten 
aus freiem Entſchluß und daß ſie dabei alle Sonderintereſſen hinter der ge⸗ 
meinſchaftlichen Idee zurückſtellen müſſen, wenn die geſchichtliche Tat gelingen 
ſoll. Das iſt etwas ganz anderes als Imperialismus. Wenn man einredet, 
auch das ſei imperialiſtiſche Bindung, ſo darf man erwidern, ja dem äußeren 
Anſchein und der Wirkung nach, aber imperialiſtiſch doch nicht in dem einen 
Punkt, auf den es ankommt. Es iſt nicht der Zwang der Waffen und nicht 
der Zwang der Zollgrenzen, ſondern umgekehrt, es iſt der freie Bund der 
Staaten und gegenſeitige Abtragung der Zollgrenzen. Dieſe Vereinbarung 


muß eine freie Verbindung werden, wenn ſie gelingen ſoll, und deshalb haben 


wir Sozialdemokraten das Recht und die Pflicht, uns hierzu anders zu ſtellen 
als zu allen Verbindungen des Imperialismus in den letzten Jahrzehnten. 


Wir haben an die Sache heranzugehen mit klarer Ueberlegenheit, nicht mit 


fliegenden Fahnen und mit großen Phraſen, ſondern in der Erkenntnis, daß 
wir verpflichtet ſind, die kapitaliſtiſche Bourgeoiſie auch gegen ihren Willen 
auf den richtigen Weg zu drängen und daß wir dafür zu ſorgen haben, daß die 
Verbindung zuſtande kommt als eine Verbindung zwiſchen Freien und Gleichen, 
und auf keine andere Weiſe. (Lebhafter Beifall.) 


Referent Cunow: Im weſentlichen kann ich mich den Ausführungen des 
Genoſſen Renner über die Entwickelung der neueren Zoll⸗ und Handelspolitik 
und ſeiner Forderung einer engeren wirtſchaftlichen Annäherung zwiſchen 
Deutſchland und Oeſterreich⸗Ungarn völlig anſchließen. Ich glaube daher, 
mich in der Hauptſache auf die Erörterung der Frage beſchränken zu können, 
welche Form der Annäherung iſt unter den wirtſchaftlichen Verhältniſſen, mit 
denen wir vorausſichtlich nach Beendigung des Krieges rechnen müſſen, im 
Intereſſe unſerer wirtſchaftlichen Entwickelung, vor allem im Intereſſe der 
deutſchen wie der öſterreichiſch⸗ungariſchen Arbeiterſchaft, vorzuziehen: eine 
engere Zollunion, ein Zollkartell der Art, daß beide Reiche einen einheitlichen 
Zolltarif nach außen aufſtellen, auf Grund dieſes Tarifs gemeinſam mit 
fremden Staaten in Handelsvertragsunterhandlungen eintreten und gemein⸗ 
ſam Handelsverträge abſchließen, oder aber eine bloße zollpolitiſche Vorzugs⸗ 
behandlung, d. h. eine bloße gegenſeitige Gewährung beſtimmter Vorzugs⸗ 
zölle ohne einheitlichen Außentarif, ohne Beſchränkung der Zollautonomie 
beider Reiche. 
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Selbſtverſtändlich kann es fich hier heute noch nicht darum handeln, pro» 
grammatiſche Forderungen oder auch nur Leitſätze aufzuſtellen. Dazu würde 
eine eingehende Würdigung der beiderſeitigen hiſtoriſch gegebenen Wirtſchafts⸗ 
verhältniſſe im einzelnen erſte Vorausſetzung ſein. Es handelt ſich hier nur 
darum, daß wir uns zunächſt über die Bedingungen der wirtſchaftlichen An⸗ 
näherung, über das Für und Wider im allgemeinen klar werden. 

Leugnen läßt ſich nicht, daß in der bürgerlichen Preſſe und auf den 
Konferenzen verſchiedener Wirtſchaftsvereinigungen, die in letzter Zeit ſtatt⸗ 
gefunden haben, der Gedanke einer Zollunion beider Reiche, die Aufſtellung 
eines gemeinſamen Außentarifs mehr und mehr zurückgetreten iſt, dagegen 
die vorläufige Beſchränkung der zollpolitiſchen Annäherung auf eine bloße 
gegenſeitige Einräumung beſtimmter Vorzugszölle an Zuſtimmung gewonnen 
hat. Das iſt begreiflich, kann aber für unſere Stellungnahme zur Frage nicht 
entſcheidend ſein. Es ſind nämlich keineswegs allein die größeren Schwierig⸗ 
keiten einer Zollvereinigung, nicht ſtaatswirtſchaftliche Rückſichten, die die 
meiſten bürgerlichen Wirtſchaftspolitiker zu dieſer Haltung beſtimmen, ſondern 
ihr prinzipielles Schutzzöllnertum, beſonders aber ihr Branchenegoismus, ihre 
Sorge, die Intereſſen ihres Induſtriezweiges könnten irgendwie leiden. 

Obenan ſtellen ſie den Satz, die nationale Arbeit (das heißt vor allem 
der Arbeitszweig, an dem ſie ſelbſt intereſſiert ſind) muß geſchützt werden. 
Alles andere kommt für ſie erſt in zweiter, dritter, vierter Reihe. Von dieſem 
Grundſatz aus folgern ſie dann: jedes Land hat alſo die Pflicht, zunächſt für 
den Zollſchutz ſeiner eigenen Induſtrie und Landwirtſchaft zu ſorgen, und nur, 
wo es ohne deren Schädigung geſchehen kann, darf es Zollzugeſtändniſſe an 
fremde Länder machen. Dazu iſt aber nötig, daß es ſich möglichſt ſeine 
Freiheit als Kontrahent ſichert, alſo keine Zwangsverbindung mit anderen 
Mächten eingeht. Schon die Abſchließung von Handelsverträgen auf zehn, 
zwölf, fünfzehn Jahre geht bekanntlich vielen unſerer Agrarſchutzzöllner zu 
weit. Ebenſo die Meiſtbegünſtigungsklauſel. Es iſt von dieſem Standpunkt 
aus nur konſequent, wenn ſolche Schutzzöllner gar keine feſte Zollvereinigung 
mit Oeſterreich⸗Ungarn wollen, die, einmal eingeführt, beiden Regierungen 
die Hände binden würde oder eigentlich allen drei Regierungen, denn Ungarn 
iſt bekanntlich zollpolitiſch ein völlig ſelbſtändiger Staat. 

Dieſen Schutzzöllnern ſtehen auf der anderen Seite reine Freihändler 
uus Prinzip gegenüber, heute freilich eine etwas rar gewordene Sorte. Sie 
ſagen: „Wir wollen den Freihandel zwiſchen allen Völkern ohne Unterſchied 
der wirtſchaftlichen Entwicklung; nun mag ja ſein, daß eine Zollunion die 
heute zwiſchen Deutſchland und Oeſterreich⸗Ungarn beſtehenden Zollſchranten 
mehr oder weniger abbaut, daß der innere zollfreie Markt erweitert wird; da⸗ 
durch wird aber wahrſcheinlich andeverſeits bewirkt, daß beide Reiche ſich gegen 
das Ausland um ſo mehr abſperren. Und ſelbſt wenn das nicht geſchieht, ſo 
bleibt doch im weſentlichen die heutige Abſperrung noch lange beſtehen; ſie wird 
gewiſſermaßen ſogar auf unbeſtimmte Zeit prolongiert. Das wollen wir 
nicht. Am beſten iſt, Deutſchland ſucht nach Beendigung des Krieges mit den 
feindlichen Staaten wieder in einen möglichſt guten Handelsverkehr zu 
kommen. Und das beſte Mittel dazu iſt der Uebergang zum Freihandel. Vor 
allem muß, damit England wieder ausgeſöhnt wird, der deutſche innere 
Markt durch Beſeitigung der Zollſchranken dem engliſchen Ausfuhrhandel in 
größerem Maße geöffnet werden.“ 

Beide Richtungen, die extremen Hollſchutzzöllner wie die extremen Frei⸗ 
händler, kommen alſo zu der gleichen Forderung: nur keine feſte Zoll⸗ 
vereinigung mit Oeſterreich⸗ Ungarn. 

Für uns als ſozialdemokratiſche Partei liegt die Sache von vornherein 
gang anders. Weder der Freihandel noch der Schutzzoll iſt ſotialiſtiſches 
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Prinzip. Für uns find beide eine Frage des wirtſchaftlichen Entwickelungs⸗ 
ſtandes. Wo ohne Schutzzoll eine beginnende Induſtrie erdrückt, die Indu⸗ 
ſtrialiſierung eines Landes verhindert oder verzögert, der wirtſchaftliche Ent⸗ 
wickelungsprozeß verlangſamt wird, wo der Schutzzoll alſo als Ertziehungs⸗ 
zoll wirkt, da iſt er auch vom Standpunkt des Arbeiters berechtigt. Wo der 
Schutzzoll hingegen im weſentlichen nur dazu dient, daß einer durchaus leiſtungs⸗ 
fähigen Induſtrie auf dem inneren Markt die auswärtige Konkurrenz vom 
Halſe gehalten wird, wo er nur die Monopoliſierung des inneren Marktes 
durch induſtrielle Syndikate und Truſts begünſtigt und ihnen hohe Kartell⸗ 
profite verſchafft, wo er ferner die notwendigſten Lebensmittel verteuert oder 
dazu führt, daß durch billigen Maſſenexport von Roh⸗ und Halbſtoffen der 
eigenen weiterverarbeitenden Induſtrie die Konkurrenz mit dem Auslande er⸗ 
ſchwert wird, da ſind wir im Intereſſe der Arbeiterklaſſe gegen den Schutz⸗ 
zoll. Mit anderen Worten: unſere Stellung zum Schutzzoll vichtet ſich danach, 
ob und inwieweit der Schutzzoll dem Intereſſe der wirtſchaftlichen Entwicklung 
und den Lebensintereſſen der Arbeiterſchaft dient oder ſchadet. 

Das iſt auch der Standpunkt, den Marx in ſeiner bekannten Brüſſeler 
Freihandelsrede im Jahre 1848 vertreten, den re 1888 in jeinem 
Artikel „Schutzzoll und Freihandel“ einnimmt und den auch die ſozial⸗ 
demokratiſche Reichstagsfraktion ſtets eingenommen hat. 

Als im März 1894 über die Capriviſchen Handelsverträge im Reichstag 
abgeſtimmt wurde, hat unſere Fraktion keineswegs in der Weiſe, wie die 
vorhin erwähnten Freihändler argumentiert. Sie hat nicht geſagt: „Wohl 
werden durch dieſe Handelsverträge einige Zollſchranken vermindert, aber die 
Zollmauer nach außen bleibt erhalten und wird durch die Verträge neu ge⸗ 
ſichert, folglich ſtimmen wir als Freihändler dagegen“, ſondern ſie hat erklärt: 
„Die durch die jetzigen Verträge geſchaffenen neuen Zollverhältniſſe ſind gün⸗ 
ſtiger als die bisherigen, beſonders bieten ſie eine Ermäßigung der hohen 
Getreidezölle, folglich ſtimmen wir für ſie.“ 

Für uns kann nur der Geſichtspunkt maßgebend ſein, ob durch ſolche Zoll⸗ 
vereinigung die wirtſchaftliche Entwickelung beider Länder und das Arbeiter⸗ 
intereſſe gefördert wird, und zwar das Intereſſe der großen Mehrheit, nicht das 
einzelner Induſtriezweige. Es wird jetzt immer von Branchenintereſſen in den 
bürgerlichen Blättern geredet und dieſes Intereſſe vorangeſtellt. Es iſt ganz 
natürlich, wenn liberale Fabrikanten in der Zollverbandsfrage von ihrer 
individualiſtiſchen Staatsauffaſſung aus in erſter Reihe eine bloße privatwirt⸗ 
ſchaftliche Frage ſehen und ſich fragen: „Welchen Nutzen habe ich und meine 
Branche davon?“ 

Für uns iſt die Frage hingegen vor allem eine ſtaatswirtſchaftliche Frage, 
eine Frage des wirtſchaftlichen Fortſchritts. Der einzelne hat ſich mit ſeinem 
beſonderem Intereſſe dem Ganzen unterzuordnen. Es kann der einzelne tat⸗ 
ſächlich geſchädigt werden und doch das Ganze Nutzen von der Sache haben. 

Ich denke dabei z. B. an den Zollanſchluß von Hamburg, als ganze Teile 
des Kehrwieder niedergeriſſen wurden. Da hatte in den alten engen Stadt⸗ 
teilen, die nun zum Freihafengebiet geſchlagen wurden, mancher jahrzehnte⸗ 
lang ſein gutes Geſchäft gehabt, das er nun aufgeben mußte, um anderswo neu 
anzufangen. Mancher iſt damals geſchädigt worden — aber Hamburgs Handel 
hat darunter ſicherlich nicht gelitten, auch nicht das Intereſſe der Hamburger 
Arbeiterſchaft im Ganzen. — 

Es kommt alſo für uns bei der Beurteilung der Frage auf die Wirtſchafts⸗ 
lage an, das heißt auf die Wirtſchaftslage nach dem Kriege. Wie ſich dieſe im 
einzelnen geſtalten wird, wiſſen wir nicht; beſtimmte Züge la ſich aber 
immerhin erkennen. 
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Wie ſchon Genoſſe Renner dargelegt, iſt zunächſt mit einer Abnahme der 
Kaufkraft nach dem Kriege zu rechnen, vornehmlich mancher kleinbürgerlicher 
Schichten und eines Teils der Arbeiterklaſſe. Zudem aber wird ſicher der Krieg 
eine en Preisſteigerung, beſonders der landwirtſchaftlichen Erzeug⸗ 
niſſe, hinterlaſſen. er darauf rechnet, daß nach dem Kriege die Lebens⸗ 
mittelpreiſe alsbald wieder auf ihr Niveau vor dem Kriege zurückſinken wer⸗ 
den, dürfte ſich gründlich verrechnet haben. 

Infolge der maſſenhaften. Ausgabe von Papiergeld in allen kriegführen⸗ 
den Staaten, des Rückganges des Getreidebaues in Frankreich, Rußland, 
Italien, der geſtiegenen Produktionskoſten im Weſten der nordamerikaniſchen 
Union und der durch den Krieg außerordentlich geförderten Induſtrialiſierung 
des öſtlichen Teils der Vereinigten Staaten wird ſich vorausſichtlich der Preis 
für Getreide in Weſt⸗ und Mitteleuropa nach dem Kriege o 
ſtellen, als er vor dem Kriege mit Zoll geſtanden hat. Zudem ſind die Schiffs⸗ 
frachtſätze von Amerika nach Europa ſehr geſtiegen, die Fracht pro Buſhel 
Weihen von Nein Pork bis London, die bör dem Krieg 2% bis 3 Cents betrug, 
ſtellt ſich jetzt auf 18 bis 20 Cents. Und ſolche Frachtſätze gelten nicht nur für 
Amerika. Selbſt die Frachten von der na iden Weſtküſte, von Briſtol, Liver⸗ 
pool nach der Weſtküſte Frankreichs, z. B. Rouen, betragen heute das Vierfache. 
Etwas werden dieſe Frachtraten in den Jahren nach dem Kriege ſicherlich fallen, 
auf ihren früheren Stand werden ſie jedoch in keinem Fall zurückſinken, denn 
da durch den Krieg ein großer Teil der Schiffe zugrunde gegangen iſt und außer⸗ 
dem nach dem Kriege ſicherlich erhöhte Anſprüche an die Frachtſchiffahrt heran⸗ 
treten werden, ſo wird ſich ein großer Mangel an Schiffsraum geltend machen. 

Wie ſehr ſich die Verhältniſſe geändert haben, zeigt am beſten der Stand 
der Getreidepreiſe in den Vereinigten Staaten von Amerika. Derſelbe Weizen, 
der Ende Dezember dort in den Jahren vor dem Krieg ungefähr 96—100 Cents 
pro Buſhel gekoſtet hat, koſtet jetzt 133—135 Cents, und doch hat Nordamerika 
eine Rekordernte gehabt. Die Weizenernte wird auf über 1000 Millionen 
Buſhel geſchätzt. Aber auch in Bulgarien und Rumänien, ja ſogar auf den 
Getreidemärkten Südrußlands, dem doch durch die Dardanellenſperre die Aus⸗ 
fuhr nach dem Mittelländiſchen Meer verwehrt iſt, ſtehen die Weizen⸗ und 
Haferpreiſe weit höher, in Südrußland um 25—30 Proz. über den Durchſchnitts⸗ 
preis der letzten Jahre. 

Wir haben daher in den Jahren nach dem Kriege mit einem ſehr erhöhten 


Weltmarktpreis für Getreide zu rechnen, und demnach auch mit höheren Preiſen 


auf dem deutſchen und öſterreichiſchen Markt. Und ebenſo werden ſich die Vieh⸗ 
und Futtermittelpreiſe, die Butterpreiſe auf einem höheren Niveau halten, als 
vor dem Krieg. 

Das wird die eine Folge des Krieges ſein; die andere wird in einer 
Zuſammenfaſſung großer Wirtſchaftskomplexe, in Wirt⸗ 
ſchafts⸗ und Zollbündniſſen beſtehen. Es wird vielleicht manche 
geben, die da meinen, nach dem Krieg werde bald aller Hader zwiſchen den 
rivaliſierenden Mächten vergeſſen ſein und alte Wirtſchaftsbeziehungen im 
alten Geleiſe ihren Fortgang nehmen. Wer darauf hofft, wird ſich nach dem 
Krieg ebenſo enttäuſcht finden, wie der, der eine allgemeine Abrüſtung er⸗ 
wartet. 

Genoſſe Renner hat den hiſtoriſchen Prozeß der Herausbildung großer 
Wirtſchaftskörper bereits ausführlicher geſchildert. Nur auf den vorausſicht⸗ 
lichen Zuſammenſchluß Englands mit ſeinen Kolonien nach dem Kriege möchte 
ich noch kurz eingehen. Schon ſeit mehreren Jahrzehnten gilt es in England 
als ein erſtrebenswertes Ziel, eine Zollunion zwiſchen dem engliſchen Mutter⸗ 
land und ſeinen Kolonien herbeizuführen. Im Jahre 1884 bildete ſich zur 
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Propagierung dieſes Gedankens die „Imperial Federation League“, und im 
nächſten Jahre ſchon forderte die Londoner Handelskammer die Regierung auf, 
die Frage einer Zollvereinigung mit den Kolonien in Erwägung zu ziehen und 
deren Regierungen zur Aeußerung hierüber veranlaſſen zu wollen. Die Be⸗ 
wegung erwirkte, daß das Kolonialamt tatſächlich die Kolonien zur Aeußerung 
über die Zollvereinsfrage aufforderte und im April 1887 in London eine Kon⸗ 
ferenz herbeiführte, zu der die wichtigſten Kolonien Vertreter entſandt hatten. 
Die Frage der „Imperial Federation“ (Reichsvereinigung) wurde zwar als 
nicht ſpruchreif aus der Erörterung ausgeſchieden, doch erklärten ſich die meiſten 
Delegierten für einen Zollverband, der England auf ſeinen Kolonialmärkten 
beſtimmte Vorzugszölle ſichere. Ein bedeutender Teil des engliſchen Handels⸗ 
ſtandes zeigte ſich jedoch keineswegs einverſtanden mit den protektioniſtiſchen 
Tendenzen; er erhob Proteſt und die Zollverbandspläne wurden einſtweilen 
fallen gelaſſen. 

Seitdem ſind die Zollvereinigungspläne weder in England noch in Kanada 
und Auſtralien von der Tagesordnung verſchwunden. Zu einer Verwirklichung 
des Projekts eines Zollverbandes iſt es jedoch nicht gekommen. Allerlei wirt⸗ 
ſchaftliche Gegenſätze ſtanden dem entgegen. England iſt Induſtrieſtaat; ſeine 
Kolonien ſind Agrarſtaaten, deren Ausfuhr zumeiſt in Rohſtoffen und Nah⸗ 
rungsmitteln beſteht; daneben beginnt ſich in einzelnen Staaten eine ein⸗ 
heimiſche Induſtrie zu entwickeln, die aber im jetzigen Stadium, ſoll ſie nicht 
von vornherein zum Verkümmern verurteilt werden, durchaus des Schutzes 
gegen die überlegene engliſche Induſtrie bedarf. Schon aus dieſen verſchiede⸗ 
nen Wirtſchaftsbedingungen heraus ergeben ſich die mannigfaltigſten Wider⸗ 
ſprüche: dieſelben Gegenſätze zwiſchen agrariſchen und induſtriellen Intereſſen, 
wie ſie überall beſtehen, wo landwirtſchaftliche Gebiete mit induſtriellen zu 
einem Zollverband vereinigt ſind, nur noch viel differenzierter, da die Formen 
der Landwirtſchaft und die Bedingungen ihrer Proſperität in den einzelnen 
Kolonien völlig verſchieden ſind. 

Auch die Finanzverhältniſſe der einzelnen Kolonien ſprechen ein ge⸗ 
wichtiges Wörtchen mit. Die direkte Beſteuerung deckt in den meiſten 
Kolonien nur einen Teil der Staatsausgaben, der weitaus größere Teil wird 
aus den Zollerträgen beſtritten. Vermindert ſich nun der Handel mit dem 
Ausland und wird ein weſentlich größerer Teil der Einfuhr als bisher durch 
die engliſche Induſtrie gedeckt, müſſen ſich dementſprechend die Zolleinkünfte 
vermindern. Das bedeutet zunehmende Defizite im Budget, die manchen 
Kolonien ſich um ſo fühlbarer machen werden, als ſie ſich mit der Zeit eine 
recht anſehnliche Schuldenlaſt aufgeladen haben. 

Tatſächlich iſt es denn auch bisher zu einer Art Reichszollverband zwiſchen 
England und ſeinen Kolonien nicht gekommen, wenn auch dem Mutterland 
mancherlei kleine Vorzüge eingeräumt wurden. Am weiteſten iſt Kanada ge⸗ 
gangen, das 1897 England eine beſondere ausnahmsweiſe Zollreduktion von 
20 bis 25 Proz. gewährte, die ſpäter teilweiſe noch erhöht wurde. Charakteriſtiſch 
iſt aber, daß es vorher, um ſeine junge Baumwoll⸗ und Leineninduſtrie nicht 
von der engliſchen erdrücken zu laſſen, für Baumwoll⸗ und Leinenwaren die 
Zölle um 20 bis 25 Prozent erhöhte. Auch Auſtralien, Neuſeeland und Britiſch⸗ 
Südafrika haben ſpäter England verſchiedene Vorzugszölle und Vorzugsrechte 
eingeräumt. 

Nach dem Kriege werden jedoch die Verhältniſſe ganz andere ſein. Dem 
Mutterland wieder aufzuhelfen, ſeine wirtſchaftliche Kraft zu ſtärken, wird 
zweifellos von den ſelbſtändigen engliſchen Kolonien im eigenen Intereſſe als 
ihre Hauptaufgabe betrachtet werden. Ihre Stellung im wirtſchaftlichen Welt⸗ 
getriebe hängt mit der politiſchen Macht Englands eng zuſammen. 
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Das hat man denn auch in den engliſchen Kolonien mehr und mehr er- 
kannt und betrachtet dort heute den Machtkampf Englands als eigenen Kampf, 
ſeinen Krieg als eigenen Krieg. Kanada, Auſtralien, Neuſeeland, Südafrika 
unterſtützen das Mutterland im weiteſten Maße durch Soldaten, Kriegsſchiffe, 
Materiallieferungen. Das engliſche Südafrika hat ſich ſogar Englands wegen 
in einen koſtſpieligen Kolonialkrieg gegen Deutſch⸗Südweſtafrika geſtürzt. Nach 
meiner Anſicht iſt es daher höchſt wahrſcheinlich, daß nach dem Kriege es zu 
einem engeren Zuſammenſchluß zwiſchen England und ſeinen Kolonien kommen 
wird und zur Einräumung von allerlei weiteren Vorzugsrechten, vielleicht 
auch zu einer Art Reichszollvereinigung. 

Es gibt nun zwar Englandfreunde um jeden Preis, auch in unſerer Partei, 
die da ſagen: „Das wird nicht geſchehen!“ Ich muß geſtehen, für mich hat dieſe 
Beſtreitung noch viel weniger Wert, als die früher beliebte Behauptung: „Es 
kann gar nicht zum Kriege zwiſchen Deutſchland und England kommen, weil beide 
ihre beſten Kunden ſind und gleiche Intereſſen haben.“ Schwarz auf Weiß be⸗ 
weiſen läßt ſich zwar heute nicht, daß es zu einem ſolchen Zuſammenſchluß 
Englands mit ſeinen Kolonien kommen muß, wer aber ſich die heutige Be⸗ 
wegung in der engliſchen Kaufmannswelt anſieht, die Drohungen der Handels⸗ 
preſſe betrachtet, die Reden des engliſchen Handelsminiſters nachlieſt, der kann 


ſich kaum darüber täuſchen, wohin die Dinge treiben. 


— 


Daraus aber, daß überall große mächtige Wirtſchaftsgemeinſchaften ent⸗ 


ſtehen, ergibt ſich — das hat Renner ſchon dargelegt — auch für Deutſchland 


die Notwendigkeit, ſich ein möglichſt großes ſicheres Wirtſchaftsgebiet zu ſchaffen, 
und ein Mittel dazu iſt der engere wirtſchaftliche Zuſammenſchluß mit Oeſter⸗ 
reich⸗Ungarn. i 
Parteigenoſſen, es wird ſicherlich in unſeren Reihen einige Politiker geben, 
die da ſagen werden — vielleicht werden ſie es auch theoretiſch beweiſen: 
„Warum muß denn auch Deutſchland ſein Wirtſchaftsgebiet ausweiten? Es 


iſt ja noch gar nicht ſicher, ob England ſich enger mit ſeinen Kolonien zuſammen⸗ 


ſchließt, warten wir erſt mal ab; und ſelbſt wenn England das tut, nun dann 
dürfen wir keine Gegenaktion unternehmen, dann müſſen wir es zu ver⸗ 
ſöhnen ſuchen durch weiteres Entgegenkommen.“ Nun, Genoſſen, nach meiner 
Anſicht kann ſich Deutſchland dieſen Vereinigungsbeſtrebungen gegenüber durch⸗ 


aus nicht paſſiv verhalten, auch unſere Partei nicht. Denn nicht nur die 


Bourgeoiſie, auch die deutſche Arbeiterklaſſe hat ein Intereſſe daran, daß der 
deutſchen Induſtrie der Abſatzmarkt nicht eingeengt wird. Wir als Partei 
könnten ja vielleicht paſſiv beiſeite ſtehen mit den Händen in den Hoſentaſchen; 
aber glaubt man, auch die deutſche Bourgoiſie werde paſſiv dem Beginnen Eng⸗ 
lands zuſchauen? Sie wird reagieren, wird den Zollkampf aufnehmen; aber wir 
werden dann auf die Geſtaltung dieſer Dinge kaum Einfluß haben. Sie 
wird mit Oeſterreichs Bourgeoiſie paktieren — über unſere Köpfe hinweg. 

Zudem aber handelt es ſich gar nicht allein um Deutſchland und Oeſter⸗ 
reich⸗Ungarn. Es kommt auch die Verbindung mit dem Balkan, dem Orient, 
in Betracht. Wollen wir die jetzigen günſtigen Beziehungen zu Bulgarien und 
der Türkei verwerten, wollen wir dieſe Gebiete wirtſchaftlich entwickeln helfen 
und engere Handesbeziehungen mit ihnen anknüpfen, dann kann das nicht 
im gegenſeitigen Konkurrenzkampf zwiſchen Deutſchland und Oeſterreich⸗ 
Ungarn geſchehen, dann müſſen beide Mächte dort gemeinſam vorgehen. Und 
zwar gerade im Intereſſe Oeſterreichs. Denn wenn beide im Orient mitein⸗ 
ander rivaliſieren, wird — das iſt nach den bisherigen Erfahrungen zweifellos 
— nicht Deutſchland, ſondern Oeſterreich den kürzeren ziehen. 

Wenn nun aber eine ſolche engere wirtſchaftliche Verbindung der Mittel⸗ 
mächte im gegenſeitigen Intereſſe liegt, welche Art der Verbindung iſt dann 
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die beſte, welche iſt möglich und welche entſpricht am meiſten dem Intereſſe 
der Arbeiter? 

Ich möchte auf dieſe Fragen im Anſchluß an die Darlegungen des Ge⸗ 
noſſen Renner etwas näher eingehen. 

Nehmen wir an, es käme nur zu einer bloßen Vorzugsbehandlung. Jede 
der beiden Mächte räumte ſich gewiſſe Vorzugszölle ein, aber jede behielt 
ihren autonomen Zolltarif, unterhandle allein mit den fremden Staaten und 
ſchlöſſe ſelbſtändig Handelsverträge ab. In ſolchem Fall kann einfach der 
Vorzug in einem prozentmäßigen Nachlaß auf den Zoll beſtehen. Deutſch⸗ 
land kann z. B. ſagen: alle oder auch beſtimmte Waren bezahlen, wenn ſie 
öſterreichiſch⸗ungariſchen Urſprungs find, nicht den gewöhnlichen Zollſatz, ſondern 
20 oder 25 Proz. weniger. Und ebenſo kann Oeſterreich⸗Ungarn verfahren. 
Das ſcheint am einfachſten, iſt aber am ſinnloſeſten und zweckloſeſten, denn 
in dieſem Fall werden alle Waren, ganz gleich, ob das nötig iſt oder nicht 
und ob das die Wirtſchaftslage erfordert oder nicht, mit dem gleichen Zollabſchlag 
bedacht, während nach außen die Zollſchranken wahrſcheinlich noch ſchärfer ab⸗ 
geſchloſſen werden, denn in der Praxis würde das Verfahren darauf hinaus⸗ 
laufen, daß beide Länder, vor der Gewährung von Vorzugszöllen, ihren Zoll⸗ 
tarif teilweiſe erhöhen würden. Die Zollmauer zwiſchen beiden Staaten würde 
alſo, gemeſſen an den heutigen Vertragszöllen, nur recht wenig ermäßigt 
werden, gegenüber den anderen Staaten aber vielleicht erhöht werden. 

Vernünftiger wäre es ſchon, wenn die Zollvergünſtigungen nicht allgemein 
prozentmäßig erfolgen. Sie können dann weit beſſer dem Nötigen angepaßt 
werden, und es kann dort, wo die induſtriellen Verhältniſſe beider Länder 
gleichartige ſind, der Zoll überhaupt wegfallen. Beträgt der Zoll anderen 
Ländern gegenüber z. B. 10 Mk. oder Kronen, ſo kann er im Verkehr der 
Mittelmächte miteinander je nach der Sachlage auf 5 bzw. 3 Mk. oder Kronen 
feſtgeſetzt werden. Er kann auch ganz fallen gelaſſen werden. Der Vorzugs⸗ 
zoll iſt in ſolchem Fall weniger vom Außenzoll abhängig. 

Im übrigen aber bleiben die obenerwähnten Nachteile auch hier im 
ganzen beſtehen. Stellt jedes Reich ſelbſtändig ſeinen Zolltarif auf, ſo werden, 
wie bisher, in Oeſterreich⸗Ungarn die ungariſchen Großgrundbeſitzer, in 
Deutſchland aber die oſtelbiſchen Großagrarier mit Hilfe der Schwerinduſtrie 
einen entſcheidenden Einfluß auf den neuen Zolltarif erhalten. Die Vorzugs⸗ 
zölle werden möglichſt ſo eingerichtet werden, daß ſie den Agrariern der beiden 
Reiche nicht allzu wehe tun. Die Sache wird demnach ſchließlich nur darauf 
hinauslaufen, daß zwar Deutſchland vielleicht einen etwas günſtigeren In⸗ 
duſtrieabſatz nach Oeſterreich gewinnt, Ungarn hingegen einen etwas größeren 
Abſatz von landwirtſchaftlichen Produkten nach Weſt⸗ und Süddeutſchland, aber 
im Vergleich zu Deutſchlands Geſamthandel wird das nicht viel ausmachen. 
Heute macht Deutſchlands Ausfuhr nach Oeſterreich⸗Ungarn ungefähr 11 Proz. 
der deutſchen Geſamtausfuhr aus. Vielleicht werden es dann 12 oder 13, 
auch 14 Proz. Dafür aber nehmen wir in Kauf, daß die heute beſtehenden 
Agrarzölle nur wenig vermindert, daß ſie mit Hilfe der rheiniſch⸗weſtfäliſchen 
Großinduſtrie vielleicht ſogar teilweiſe etwas erhöht werden. Wir erhalten 
alſo in Deutſchland Lebensmittelpreiſe, die noch erheblich über dem Welt⸗ 
marktpreis ſtehen — und doch werden dieſe Weltmarktpreiſe ſchon, wie vorhin 
ausgeführt wurde, an ſich viel höher ſein als vor dem Kriege. 

Kurz zuſammengefaßt, die Folge einer ſolchen Vorzugsbehandlung wird 
für die deutſche Arbeiterſchaft ſein: etwas größerer Abſatz von Induſtrie⸗ 
waren nach Oeſterreich⸗Ungarn, dafür aber Feſthalten an hohen Lebensmittel⸗ 
preiſen. Und noch ungünſtiger wird ſich ſolche Vorzugsbehandlung für die 
öſterreichiſchen Induſtriearbeiter ſtellen. Die vermehrte deutſche Induſtrie⸗ 
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wareneinfuhr bedeutet für fie vermehrte Konkurrenz. Ferner würden fi 
auch für ſie die Lebensmittelpreiſe beträchtlich höher ſtellen als vor dem Kriege, 
ſelbſt wenn die betreffenden Zollſätze etwas ermäßigt werden ſollten. Bisher 
waren ſie keineswegs weſentlich niedriger als in Deutſchland. Der öſterreichiſche 
Vertragstarif betrug nämlich bisher für Weizen 6,30 Kronen, Roggen 5,80 
Kronen, Mais 2,80 Kronen, Hafer 4,80 Kronen uſw. — beinahe die gleichen 
Vertragszölle wie in Deutſchland. 

Es iſt daher auch ganz ſelbſtverſtändlich, daß die deutſchen Großagrarier 
gegen eine feſte Zollunion ſind und eine ſogenannte mäßige Vorzugsbehand⸗ 
lung vorziehen — natürlich, wie ſie ſagen, unter Wahrung der ſogenannten 
landwirtſchaftlichen Intereſſen. 

Die oſtelbiſchen Junker haben zwar nichts dagegen, daß die Mittelmächte 
ſich gegenſeitig Vorzugszölle gewähren; aber dieſe müſſen ſo hoch bleiben, daß 
ſie ihnen die ungariſche Konkurrenz vom Halſe halten und Rußlands Einfuhr 
landwirtſchaftlicher Produkte in die öſtlichen Provinzen Preußens möglichſt 
niedrig bleibt. Die ungariſchen Großgrundbeſitzer möchten hingegen, daß 
ihnen durch beträchtliche Herabſetzung der jetzigen deutſchen Vertragszölle der 
deutſche Abſatzmarkt weit mehr als bisher geöffnet wird. Dagegen wollen ſie 
gegen Rußland, Rumänien, Bulgarien möglichſt geſchützt bleiben. Ferner aber 
fol das deutſche Kapital in Ungarn Agrarbanken gründen, die ihnen zu 3 oder 
3% Prozent Geld leihen. Daß ſolche Pläne der Agrarier hüben und drüben 
im Intereſſe der Arbeiter liegen, kann man ſicherlich nicht behaupten. 

Dazu kommt, daß eine ſolche bloße Vorzugsbehandlung wahrſcheinlich zu 
Zollkonflikten mit Ländern führen wird, denen das Recht der Meiſtbegünſtigung 
eingeräumt worden iſt. Es iſt geſagt worden, es müſſe deshalb beim Friedens⸗ 
ſchluß nicht nur den beſiegten Gegnern die Meiſtbegünſtigungsklauſel aufge⸗ 
zwungen, ſondern ihnen auch erklärt werden, daß die Vorzugszölle, die 
Deutſchland und Oeſterreich⸗Ungarn ſich gegenſeitig gewähren, nicht unter den 
Begriff der Meiſtbegünſtigung fallen. Aber ſelbſt angenommen, die beſiegten 
Mächte gingen darauf ein; werden nicht die neutralen Staaten dagegen Ein⸗ 
ſpruch erheben? Und ferner, werden nicht die meiſten bei nächſter Gelegenheit 
auch ihrerſeits irgendwelchen anderen Staaten beſondere Vorzugszölle ge⸗ 
währen und erklären: „Auch bei uns fallen dieſe Vergünſtigungen nicht unter 
die Meiſtbegünſtigungsklauſel. Was euch recht iſt, iſt uns billig!“ 

Nun haben zwar auch ſchon bisher manche Staaten anderen beſtimmte 
Vorzugszölle gewährt, ſo daß die Meiſtbegünſtigungsklauſel bereits vielfach 
durchlöchert iſt. Beiſpielsweiſe haben die engliſchen Kolonien ihrem Mutter⸗ 
land England, Rußland hat Schweden und Norwegen, Kanada hat Kuba, die 
ſüdamerikaniſchen Staaten Braſilien, Argentinien, Chile haben ſich unterein⸗ 
ander Vorzugszölle eingeräumt. Es ſind alſo bereits viele andere Länder uns 
und Oeſterreich mit der Gewährung von Vorzugszöllen voraufgegangen — 
aber dennoch dürfte es an Einſprüchen gegen ein derartiges Vorgehen Deutſch⸗ 
lands und Oeſterreichs nicht fehlen. Wenn auch nicht gerade ein Zollkrieg zu 
befürchten ſteht, ſo werden uns in ſolchem Fall doch allerlei Zollplackereien mit 
anderen Ländern nicht erſpart bleiben. 

Weiter, wenn Deutſchland und Oeſterreich⸗Ungarn ihre eigenen autonomen 
Tarife aufſtellen und für ſich ſelbſtändig Handelsverträge abſchließen, ſo iſt 
ganz unvermeidlich, daß beide dann gegeneinander konkurrieren und Oeſter⸗ 
veich⸗ Ungarn ins Hintertreffen gerät. Nehmen wir z. B. Rußland. Wir haben 
in Rußland zwei große Zollparteien, die junge Bourgeoiſie, die ihre indu⸗ 
ſtriellen Unternehmungen um jeden Preis geſchützt ſehen möchte, die deutſche 
induſtrielle Konkurrenz fürchtet und daher für Oeſterreich⸗Ungarn wirtſchaft⸗ 
liche Sympathien hegt; dann den ländlichen Grundbeſitz, der ſich vor allem 


. 


den deutſchen Abſatzmarkt für ſeine Bodenprodukte ſichern möchte. Es ift 
immerhin möglich, daß Oeſterreich⸗Ungarn unter dieſen Verhältniſſen zunächſt 
nach dem Kriege einen einigermaßen günſtigen Handelsvertrag abzuſchließen 
vermöchte. Aber nach deſſen Ablauf wäre es ſicherlich damit vorbei. Rußlands 
Agrarierſchaft hat eben ein viel größeres Intereſſe am Handelsverkehr mit 
Deutſchland als mit Oeſterreich. Die Ausfuhr Rußlands nach Deutſchland 
hat in den Jahren vor dem Krieg ungefähr das Siebenfache der ruſſiſchen 
Ausfuhr nach Oeſterreich⸗Ungarn betragen. Das fällt ins Gewicht. Zudem 
aber kann man mit Sicherheit darauf rechnen, daß die deutſche Finanz nach 
dem Krieg zum Teil die Rolle in Rußland ſpielen wird, die dort lange Zeit 
das franzöſiſche und belgiſche Kapital geſpielt haben. Und ſolche Stellung 
kann nicht ohne Einfluß auf die Handelsbeziehungen bleiben. 


Sicherlich wird Oeſterreich⸗Ungarn viel beſſer fahren, wenn es gemeinſam 
mit Deutſchland einen Zolltarif nach außen aufſtellt und gemeinſam Verträge 
abſchließt. 


Noch mehr gilt das bezüglich des Balkans und Weſtaſtens. Es iſt damit 
zu rechnen, daß ſich der Handelsverkehr mit jenen Gegenden nach dem Krieg 
mehr und mehr hebt, wenn auch eine gewiſſe Uebergangsperiode erforderlich 
ſein dürfte. Bulgarien, Rumänien, die Türkei ſind noch faſt reine Agrar⸗ 
ſtaaten mit großen Bodenſchätzen und ſehr wenig Induſtrie. Bulgarien mag 
im ganzen 10 000 Induſtriearbeiter zählen. Bleibt aber der Donaumonarchie 
überlaſſen, dort in Konkurrenz mit Deutſchland ſelbſtändig Handelsbeziehungen 
anzuknüpfen und Handelsverträge abzuſchließen, dann wird für Oeſterreich⸗ 
Ungarn nicht viel mehr dabei herauskommen als bisher. Den eigentlichen 
Rahm wird Deutſchland abſchöpfen. 

Betrachten wir uns die bisherige dortige Entwickelung etwas näher. Ob⸗ 
gleich die Lage der Donaumonarchie zum Balkan und Kleinaſien eine außer⸗ 
ordentlich günſtige iſt und ſie die Donauſtraße zur Verfügung hat, iſt ihr 


Handel mit jenen Gegenden gering, viel geringer als der Deutſchlands. Man 
darf da nicht das Statiſtiſche Jahrbuch für das Deutſche Reich nachſchlagen 
und ſich die betreffenden Zahlen anſehen. Dieſe Zahlen find irreführend; 
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denn der Handel hat in jenen Gegenden ſeltſame Bahnen eingeſchlagen. Da 


man ihm den Weg über Ungarn durch Zölle, Zollſchikanen, unrichtige Eiſenbahn⸗ 
tarife uſw. verſperrt hat, kommen die Waren größtenteils per Schiff über Ant⸗ 


werpen und Rotterdam zu uns. Das gilt ſogar von Bulgarien und Rumänien. 


Sehen wir uns die rumäniſche Handelsſtatiſtik etwas näher an. Die Waren⸗ 
ausfuhr betrug vor den Balkankriegen im Jahre 1911 (1 Lei = 1 Frank): 


nach Belgien. 863 Millionen Lei 
„ F ĩ˙ ne en rc * 1 
„ Oeſterreich⸗- Ungarn 683 8 3 
„ Mualand ;.: 7: re * 5 
„ Franlrei ß Pr 5 
„ Deutſch lad 


Die hohen Ziffern nach Belgien und Holland fallen ſofort auf. Belgien 
ſoll viermal ſoviel Waren bezogen haben als England, achtmal ſoviel als 
Deutſchland? Tatſächlich geht der größte Teil dieſer nach Belgien und Holland 
verſchickten Waren nach Weſt⸗, Süd⸗ und teilweiſe ſogar nach Mitteldeutſchland. 
Da man in Oeſterreich nicht verſtanden hat, dieſen Handel an ſich zu ziehen 

und durch Ungarn zu leiten, SR er eben per Schiff über Antwer erpen oder 
Rotterdam nach Deutſchland. nſo ſteht es mit Bulgarien. Es hat 1911 
ausgeführt an Waren: 


als 


nach Belgien 58 Millionen Lewa 
nds? 4 5 
e, 4 5 
„ Griechenland . 18 4 5 
r 5 2 
„ Oeſterreich⸗- Ungarn . 1 z 4 


Es dürfte wohl nur wenige Genoſſen geben, die da glauben, das werde 
ſich nach dem Kriege bald völlig ändern, wenn Oeſterreich⸗Ungarn wieder 
ſeinen eigenen Zolltarif aufſtellt und die ungariſchen Großgrundbeſitzer in ihn 
ihren Agrarſchutz hineinbringen. Vielleicht mag ſich da etwas beſſern, aber die 
tatſächliche Folge wird ſein, daß Oeſterreichs Handel gegenüber dem deutſchen 
noch mehr zurückbleibt. Es iſt in erſter Reihe nicht Deutſchlands Vorteil, 
ſondern Oeſterreichs, wenn es in allen Handels⸗ und Zollfragen im Orient mit 
Deutſchland Hand in Hand geht. 

Ich möchte auch noch auf Trieſt hinweiſen. Seiner Lage nach iſt es be⸗ 
rufen, nach Konſtantinopel und Marſeille die erſte Rolle im Mittelmeer zu 
ſpielen; heute ſteht es ſelbſt Neapel und Genua hinſichtlich ſeines Handelsver⸗ 
kehrs weit nach. Das Sonderbarſte aber iſt, daß z. B. Trieſts Ausfuhr nach 
der Türkei und Aegypten mehr als doppelt jo hoch iſt als die Einfuhr daher. Es 
werden wohl viele deutſche, öſterreichiſche, teilweiſe auch italieniſche Induſtrie⸗ 
waren über Trieſt nach der Levante ausgeführt; doch der Einfuhrhandel von 
der Levante nach Mittel⸗ und Nordeuropa ſcheut heute geradezu Oeſterreich. Die 
— ſogar vielfach von dortigen 
Häfen zunächſt nach Konſtantinopel, dort werden ſie umgeladen und dann per 
Schiff nach Antwerpen oder Hamburg und darauf per Bahn nach Mitteldeutſch⸗ 
land befördert. Be 

Eine Art Zollunion mit Deutſchland würde in dieſer Beziehung ſicherlich 
bald manches beſſern. 

Freilich, es iſt durchaus verſtändlich, wenn ſich die deutſchen Agrarier gegen 
eine Zollunion ſträuben. Sie fürchten vor allem die ungariſche ſowie die bul⸗ 
gariſche und rumäniſche Getreidekonkurrenz. Man hat ihnen in der liberalen 
Preſſe dieſe Furcht auszureden verſucht und geſagt: „Das iſt alles nicht mehr 
jo ſchlimm; die Donaumonarchie exportiert ja heute, wenn man von Malgzgerſte 
und Malz abſieht, gar nicht mehr in nennenswertem Umfang Getreide nach 
Deutſchland, alſo kann die Konkurrenz gar nicht mehr ſo groß ſein.“ Gut ge⸗ 
meint; nur glauben die Agrarier ſolche Argumentation nicht. Und ſie haben 
von ihrem Standpunkt aus ganz recht. Wenn heute die öſterreich⸗ungariſche 
Getreidekonkurrenz keine Bedeutung mehr hat, liegt das daran, daß der deutſche 
Vertragszoll heute für Weizen 5,50 Mk., für Roggen und Hafer 5 Mk. pro 
Doppelzentner beträgt. Fällt dieſer Zoll fort oder wird er auch nur erheblich 
ermäßigt, ſo ändert ſich die ganze Sachlage. 


Zweitens, heute iſt die Landwirtſchaft in Ungarn noch ſehr rückſtändig. Es 
wurden 1913 in Ungarn vom Hektar geerntet 12,8 Doppelzentner Weizen, 11,9 
Doppelzentner Roggen, 11,7 Doppelzentner Hafer. Dagegen in Deutſchland 
236 Doppelzentner Weizen, 19,1 Doppelzentner Roggen, 21,9 Doppelzentner 

Hafer. Beinahe das Doppelte. Nun kalkuliert der Agrarier aber: wird Ungarn 
mehr in das kapitaliſtiſche Wirtſchaftsgetriebe hineingezogen, findet es vorteil⸗ 
hafteren Abſatz, fließt ihm durch die deutſch⸗öſterreichiſchen Agrarbanken das 
nötige Kapital zu, — nun dann wird die rückſtändige Betriebsweiſe in Ungarn 
mehr und mehr verſchwinden, dann erſcheint das ungariſche Getreide in Maſſe 
auf dem deutſchen Markt. 


Ferner erkennt man in den deutſchen agrariſchen Kreiſen recht wohl, wenn 
Deutſchland und Oeſterreich-Ungarn zu einer Art Zollunion kommen und ge⸗ 
meinſam mit den Balkanſtaaten und der Türkei Handelsverträge abſchließen, 
dann wird die Aufrichtung hoher Zölle gegen die Bodenprodukte jener Gegenden 
unmöglich ſein. Man kann nicht jene Gebiete für unſeren induſtriellen Export 

erobern, dort neue Kapitalanlagen vornehmen und gleichzeitig gegen ihre 
Bodenerzeugniſſe hohe Zollmauern aufrichten. Die Balkanſtaaten haben kein 
anderes Mittel, ihre Finanzen aufzubeſſern, ihre natürlichen Reichtümer zu 
entwickeln und ihre Einfuhr von Induſtrieerzeugniſſen zu bezahlen, als die 
Ausfuhr ihrer Bodenerzeugniſſe nach Mitteleuropa zu ſteigern. Und wenn die 
deutſche Bankfinanz und die exportierende Großinduſtrie gezwungen werden 
ſollen, auf die Verwirklichung ihrer Pläne im Orient zu verzichten, weil die 
oſtelbiſchen Großgrundbeſitzer hohe Zollſchranken gegen den Orient aufrichten 
möchten, dann werden ſie opponieren und energiſch gegen das Agrariertum 
Front machen. 

Das wiſſen unſere Herren Agrarkonſervativen recht wohl und deshalb 
wollen ſie keine Zollunion irgendwelcher Art mit Oeſterreich, deshalb ſagen ſie: 
„Nur keine großen Umwälzungen. Am beſten iſt, alles bleibt beim alten, bei 
der vollen Zollſelbſtändigkeit Deutſchlands. Einige mäßige Vorzugszölle mögen 
ja angebracht ſein, aber Zollvereinigung — das iſt Unſinn!“ 


Das iſt vom Stand der Agrarier ganz begreiflich. Aber haben wir, die 
wir ganz andere Intereſſen haben, deren Politik zu betreiben? Ich muß ge⸗ 
ſtehen: was den deutſchen Agrariern das Unangenehme an der Sache iſt: der 

Druck auf die Preiſe der Agrarprodukte in Deutſchland, das iſt mir gerade das 
Wichtigſte, das Wertvollſte an einer Zollunion. Werden ohnehin nach dem 
Kriege die Preiſe der Lebensmittel auf dem Weltmarkt beträchtlich höher ſtehen 
als bisher, ſo muß verhütet werden, daß ſie in Deutſchland noch weit über 
dieſes Maß hinaus geſteigert werden. Selbſt wenn innerhalb der Zollvereini⸗ 
gung für verſchiedene Bodenerzeugniſſe Zwiſchenzölle und Uebergangsabgaben 
feſtgeſetzt werden, können dieſe doch nie ſo hoch ſein, als wenn jede der Mittel⸗ 
mächte für ſich ihren autonomen Zolltarif aufſtellt und allein nach außen ver⸗ 
handelt. 

Außer den Agrariern wollen aber auch deutſche und öſterreichiſche In⸗ 
duſtrielle, auch manche Arbeiter, nichts von einer engeren Zollunion wiſſen. 
Sie fürchten die gegenſeitige induſtrielle Konkurrenz. Dieſe Furcht iſt gewiß 
in vielen Fällen übertrieben; aber es kann zugegeben werden, daß eine Zoll⸗ 
vereinigung ohne beſtimmte Uebergangsmaßregeln zur Ausgleichung der ver⸗ 
ſchiedenen Wirtſchaftslagen, ohne vorläufige Zwiſchenzölle und Uebergangs⸗ 
abgaben nicht möglich ſein wird. Doch braucht deshalb keineswegs, wie ſo 
oft angenommen wird, eine Art neuer Zwiſchenzollmauer an der deutſch⸗ 
öſterreichiſchen Grenze errichtet zu werden. Ein großer Teil der wirtſchaft⸗ 
lichen Ungleichheiten auf beiden Seiten kann durch eine Erleichterung der 
Transportkoſten, Ermäßigung der Eiſenbahnfrachten, durch Staffeltarife, durch 
Herſtellung von Waſſerſtraßenverbindungen, Ausnützung natürlicher Waſſer⸗ 
kräfte, durch Zollrückvergütungen für beſtimmte über gewiſſe Grenzen ein⸗ 
geführte und in gewiſſen Gegenden weiterverarbeitete Halbfabrikate uſw. be⸗ 
ſeitigt werden. Es kann ſogar, was ſich allerdings nur bei Maſſenartikeln 
durchführen läßt, die Einfuhr beſtimmter Waren zunächſt kontingentiert 
werden. Es kann alſo feſtgeſetzt werden, daß gewiſſe Produkte nur über 
beſtimmte Zollämter in ein Gebiet eingeführt werden dürfen und vorerſt 
nur in beſtimmter Menge. 

Derartige Ausgleichsmaßregeln gibt es eine ganze Reihe. Wo und wie 
ſie anzuwenden ſind, iſt natürlich eine Sache fachmänniſcher Unterſuchung und 
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Feſtſtellung. Vergleicht man manche Induſtriezweige in Böhmen, Ober⸗ und 
Niederöſterreich mit denen Sachſens, ſo ergeben ſich zwiſchen den Arbeits⸗ 
löhnen und der Leiſtungsfähigkeit der Arbeiter kaum nennenswerte Unter⸗ 
ſchiede; was verſchieden iſt, das ſind die Bahnverhältniſſe, die Kreditver⸗ 

hältniſſe, die Rohſtoffpreiſe, die Steuergeſetzgebung uſw. Oeſterreich hat z. B. 
viel höhere Gebäude⸗, Gewerbe⸗ und Stempelſteuern als Deutſchland. Anderer⸗ 
ſeits ſind die Ausgaben für ſozialpolitiſche Zwecke auf deutſcher Seite beträcht⸗ 
lich höher. Ferner ſind die Kreditverhältniſſe und Frachttarife durchweg auf 
öſterreichiſcher Seite ungünſtiger. Die Eiſenbahntarife für Frachtgüter ſind 
3. B. durchweg 15—20 Proz. teurer. Auch die Rohſtoffpreiſe ſtehen höher. 

Die öſterreichiſche Baumwollinduſtrie bezieht z. B. die amerikaniſche Baum⸗ 

wolle meiſt über Bremen, das Stapelplatz für den Kontinent iſt. Die Preiſe 
ſtehen in Nieder⸗ und Oberöſterreich durchweg um 18—20 Proz. höher. Das 
fällt ſicher für manche gröberen Waren ins Gewicht, aber ein guter Teil dieſer 
Preisſpannung könnte recht wohl durch eine Ermäßigung der Transportkoſten, 
durch billige Vorzugstarife beſeitigt werden. Ferner hat in den letzten Jahren 
vor dem Kriege, Oeſterreich⸗Ungarn jährlich über 7 Millionen Doppelzentner 
ſchwediſche Eiſenerze bezogen. Auch hier ließe ſich durch Frachtermäßigung eine 
Verbilligung erzielen uſw. 

Alle Verſchiedenheiten laſſen ſich ſelbſtverſtändlich nicht ausgleichen. Daß 
durch eine Zollunion auf beiden Seiten einzelne Branchen geſchädigt, andere 
begünſtigt werden, kann als ſicher gelten. Ebenſo, daß manche Privatinter⸗ 
eſſen, Fabrikanten⸗ ſowohl wie Arbeiterintereſſen, verletzt werden. Aber ſteht 
nicht das ſtaatswirtſchaftliche Intereſſe, die Förderung der wirtſchaftlichen 
Entwickelung höher als dieſe Privatintereſſen? So würden wohl manche der 
deutſchen Fabriken, die aus Gründen der Zollerſparung jenſeits der ſächſiſchen 
Grenze, auf böhmiſchen Gebiet angelegt find, wieder verſchwinden. Dafür 
werden aber ſicher in den Alpenländern, beſonders wo billige Waſſerkräfte 
locken, deutſche Fabriken wieder entſtehen. Ueberhaupt iſt ſicher im Falle einer 
Zollunion auf eine weit ſtärkere Beteiligung des deutſchen Kapitals an der 
öſterreichiſchen Induſtrie zu rechnen. Prophezeien iſt zwar immer mißlich, 
doch glaube ich, daß man ohne Uebertreibung ſagen kann: „Kommen wir zu 
einer wirklichen Zollunion, dann wird in den nächſten Jahrzehnten die In⸗ 
duſtrialiſierung der öſterreichiſchen Alpenländer gewaltig um ſich greifen.“ 
Sicherlich auch für die öſterreichiſche Arbeiterſchaft ein großer Fortſchritt! 

In den Artikeln und Abhandlungen, die ſich gegen die Zollunion und für 
eine bloße gegenſeitige Vorzugsbehandlung ausſprechen, wird häufig als Vor⸗ 
bedingung der Zollvereinigung eine gleichartige Eiſenbahnpolitik, gleiche Wäh⸗ 
rungsverhältniſſe, volle Durchführung der Goldwährung durch Oeſterreich⸗ 
Ungarn, gleiche Arbeiterſchutzgeſetzgebung, gleiche Steuerverhältniſſe uſw. hin⸗ 
geſtellt. Das heißt denn doch die Schwierigkeiten abſichtlich übertreiben. Auch 
im alten deutſchen Zollverein waren dieſe Verhältniſſe nicht gleich, und die 
Steuerverhältniſſe gehen auch heute noch in den einzelnen deutſchen Bundes⸗ 
ſtaaten weit auseinander. 

Daß Oeſterreich ſeine bisherige Eiſenbahnpolitik nicht nach Belieben fort⸗ 
ſetzen kann, daß gegenſeitige Tariffeſtſetzungen ſtattfinden müſſen, wird ſich 
bald als durchaus nötig herausſtellen. Gleiche Währung iſt dagegen keine Vor⸗ 
bedingung einer Zollunion. Auch der alte deutſche Zollverein hatte zwei 
Währungen: die Taler⸗ und die Guldenwährung. Selbſt die volle Durch⸗ 
führung der Goldwährung in Oeſterreich⸗Ungarn kann nicht als nötige Voraus⸗ 
ſetzung einer Zollvereinigung gelten, denn im ganzen ſind — wenigſtens in 
Friedenszeiten — die Valutaſchwankungen recht gering. 

Beſſer freilich wäre, auch die Donaumonarchie ginge zur reinen Gold⸗ 
währung über. Aber iſt denn dieſe Maßnahme ſo ſchwer durchzuführen? 
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Wahrſcheinlich iſt, daß auch Oeſterreich⸗Ungarn nach dem Friedensſchluß eine 
Kriegsentſchädigung zugeſichert erhält. Hiervon müßte ein Goldfonds zurück⸗ 
geſtellt und der Oeſterreich⸗Ungariſchen Bank die Verpflichtung auferlegt 
werden, alle ihre Banknoten auf Verlangen in Gold einzulöſen. 

Ebenſowenig iſt Gleichartigkeit der beiden Steuerverhältniſſe eine un⸗ 
umgängliche Vorbedingung der Zollvereinigung. Wohl aber wird ſich das 
Bedürfnis ergeben, zum Zwecke einer Ausgleichung der Produktionsunkoſten 
gewiſſe Steuerreformen durchzuführen, z. B. in Oeſterreich die enorme Be⸗ 
ſteuerung der Aktiengeſellſchaften zu mildern. 

Doch das ſind Einzelfragen, die ſpäterer Erörterung vorbehalten bleiben 
müſſen. 

Reſümieren wir kurz: Sicherlich ſtellen ſich der Zollunion große Schwierig⸗ 
keiten entgegen; doch find fie nicht unüberwindlich. Gelingt es aber, eine ſolche 
Handels⸗ und Zollverbindung zwiſchen den Mittelmächten herzuſtellen, dann 
iſt ein großer Fortſchritt erzielt, ein Gebilde geſchaffen, dem ſich ſpäter auch die 
Schweiz, vielleicht auch Holland und die nordiſchen Staaten anſchließen können. 
Bleibt es hingegen bei der bloßen Gewährung beſtimmter gegenſeitiger Vor⸗ 
zugszölle, dann erſcheint nicht nur folder ſpäterer Anſchluß ziemlich aus⸗ 
ſichtslos, dann wird ſich vorausſichtlich auch an den heutigen beiderſeitigen 
Handelsverhältniſſen nicht allzuviel ändern. Die Großagrarier beider Reiche 
behalten dann auch höchſtwahrſcheinlich ihren ſtarken Einfluß auf die Ge⸗ 
ſtaltung des Zolltarifs. Das Intereſſe. der Arbeiterſchaft erfordert alfo 
zweifellos, daß wir für eine möglichſt enge Zollunion ein⸗ 
treten. 


Diskuſſion. 


Robert Schmidt: Ich glaube, die Frage, die uns beſchäftigt, iſt doch 
ſo wichtig, daß wir uns ohne Diskuſſion nach den beiden Referaten 
nicht begnügen können. Genoſſe Renner hat bei der Betrachtung der Frage 
der wirtſchaftlichen Annäherung der Wirtſchaftsgebiete Oeſterreich⸗Ungarns 
und Deutſchlands auch einen Rückblick auf die geſchichtliche Geſtaltung 
der Wirtſchaftspolitik gegeben. Ich glaube, in dieſer Geſtaltung von der Frei⸗ 
handelspolitik zur Schutzzollpolitik liegt auch ein Stück der Entwickelung. In 
einem Land mit handwerksmäßiger Produktion, das nicht für den Weltmarkt 
produziert, ſondern für den eigenen Bedarf, ſind die Handelsbeziehungen ganz 
andere, als in der Zeit des lebhaft fortgeſchrittenen Verkehrs, der Verkehrs⸗ 
erleichterungen durch Eiſenbahnen und den Seeverkehr. Hier erſt treten die 
großen wirtſchaftlichen Gegenſätze zwiſchen den Nationen hervor, hier macht ſich 
erſt die Konkurrenz auf dem Weltmarkt bemerkbar, und deshalb auch die Nei⸗ 
gung und das Bedürfnis, dagegen einen Schutz zu fordern. Ganz unberührt 
iſt in der Beſprechung, ſoweit ich folgen konnte, die Frage des Finanzzolles 
gelaſſen. Nun hat man in allen Debatten mit großem Nachdruck 
auf die Freihandelspolitik Englands hingewieſen. Ganz mit Recht hat 
Genoſſe Renner hervorgehoben, daß hier die Dinge eigenartig liegen. 
Ich möchte ſagen, die Freihandelspolitik Englands iſt erklärlich aus 
dem Gegenſatz zwiſchen dem Kaufmannskapital und dem Fabrik⸗ 
kapital. Die Kaufmannsintereſſen werden beeinflußt von dem Handel 
mit den Kolonien, die den Kaufleuten günſtigere Profite gewähren, als wenn 
ſie engliſche Fabrikate in England unterbringen. Das Fabrikkapital hat ein 
anderes Intereſſe, nämlich das, daß die Kaufleute die Fabrikwaren Englands 
verkaufen. Deshalb glaube ich, daß in England nach dem Kriege die Strömung 
für Schutzzölle einen ganz bedeutenden Aufſchwung nehmen wird, und daß es 
zur Durchführung eines ſolchen Syſtems kommen wird. Das wird unſere 
Poſition natürlich ungünſtig geſtalten. 
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Nicht einverſtanden bin ich mit Renner in der Vewertung der Meiſt⸗ 
begünſtigungsklauſel. Er hält ſie für einen Ausläufer der Freihandelspolitik. 
Das iſt unrichtig. Ich betrachte ſie, die ich höher einſchätze als er, als 
eine Beſtimmung unter dem Hochſchutzzollſyſtem, um uns Sicherheit zu ge⸗ 
währen und ebenſo auch anderen Staaten gegen einſeitige Uebervorteilung. 
Nun ſagen alle, die die Meiſtbegünſtigungsklauſel als minderwertig betrachten, 
ſie wird viel umgangen und hat nicht mehr die Bedeutung. Ich gebe zu, daß 
ſie umgangen wird, aber doch nicht in dem Maße, daß wir in unſerer Handels⸗ 
vertragspolitik darauf verzichten könnten, die Meiſtbegünſtigung als ſehr 
wichtige und bedeutungsvolle Forderung aufzuſtellen. Gewiß, wir können 
im Eiſenbahntarif, in Belaſtungen des Hafenverkehrs, in Seuchenſchutz uſw. 
eine ſo bedeutende Außerkraftſetzung des ganzen Meiſtbegünſtigungs⸗ 
ſyſtems herbeiführen, daß ſie für einige Waren kaum noch eine Bedeutung hat. 
Aber es bleibt doch noch ſo viel übrig, daß wir der Meiſtbegünſtigung unter 
allen Umſtänden das Wort reden müſſen. Ich will ein Beiſpiel anführen: Wir 
müſſen natürlich Reziprozität haben. Schließen wir z. B. mit Rußland einen 
Handelsvertrag ab und kommen zu einem Tarif, der verhältnismäßig niedrige 
Poſitionen für Maſchinen hat, ſo wäre ohne Meiſtbegünſtigung die Möglich⸗ 
keit gegeben, daß Rußland gleich danach einen langfriſtigen Handelsvertrag 
mit England ſchließt, in dem dieſe Poſition noch niedriger ſteht, und wir da⸗ 
durch ſchlechter geſtellt wären ohne Meiſtbegünſtigung. Dann die Frage des 
Verhältniſſes zur Oeſterreich⸗Ungarn. Es iſt kein Zweifel, daß wir von unſerm 
Standpunkt die wirtſchaftliche Annäherung ſehr befürworten. Daß ſie ganz 
nach unſeren Wünſchen formuliert würde, halte ich für unmöglich. Aber die 
Vorausſetzung iſt natürlich, daß auch greifbare Vorteile unmittelbar und 
eventuell auch für die weitere Folge entſtehen. Da ſcheint mir die Zoll⸗ 
union das allein Richtige zunächſt zu ſein, und ihre Durchführbarkeit ſcheint 
mir trotz aller Schwierigkeiten nicht außer dem Bereich des Möglichen. Frei⸗ 
lich, bei einem ſo komplizierten Zolltarif in beiden Ländern, bei ſo kom⸗ 
plizierten Handelsverträgen iſt es nicht leicht, zu einer lebensfähigen 
Zollunion zu kommen. Wir brauchen nur an die Delegationen in Ungarn für 
den Ausgleich zwiſchen Oeſterreich und Ungarn zu denken, wie ſchwierig iſt da 
die Verſtändigung! Kommt da noch eine deutſche Vertretung hinzu, ſo wird 
das Durcheinander noch größer. Aber der wirtſchaftliche Zuſammenſchluß auf 
dieſer Grundlage wäre auch vom Standpunkt der Arbeiter das beſte 
und würde unſere Poſition gegenüber dem Ausland. was ich ſtark 
unterſtreiche, beim Abſchluß von Handelsverträgen ſehr erleichtern, 
während die Zwiſchenzolllinien zwiſchen Deutſchland und Oeſterreich⸗ 
Ungarn aufrechterhalten, uns große Erſchwerniſſe beim Abſchluß 
von Handelsverträgen geben würde. Wir würden dann nicht zu erheblichen 
handelspolitiſchen Vorteilen für beide Nationen kommen. Wir haben ein 
Intereſſe daran, daß der Tarif für Lebensmittel möglichſt niedrig bei unſeren 
Zwiſchenlinien wird, daß wir unter die Poſitionen des heutigen Vertrags⸗ 
tarifes gehen; aber es iſt mir ſehr fraglich, ob eine ſolche Abſicht heute 
beſteht. Damit ſinkt aber koloſſal unſer Intereſſe an ſolcher wirtſchaftlichen 
Annäherung, wenn ſie nicht die wichtigen Poſitionen, die wir herabgeſetzt 
wünſchen, mindert und zu befürchten iſt, daß bei dem Einfluß der Agrarier wir 
bei einer Regelung der Handelsverträge wahrſcheinlich nicht zu einer Herab⸗ 
ſetzung der Lebensmittelzölle kommen. Soweit eine ſolche mittlere 
Zolllinie irgend Nennenswertes darſtellt für unſere Lebensmittel⸗ 
verſorgung und Erleichterungen für unſere Induſtrie herbeiführt, werden 
wir auch ſolche Regelungen der zollpolitiſchen Frage nicht ablehnen, wir können 
ſie als Abſchlagszahlung, als das, was wir im gegenwärtigen Augenblick er⸗ 
reichen können, anſehen. Ich halte es auch nicht für ausgeſchloſſen, daß wir in 
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der weiteren Entwickelung unſerer Wirtſchaftspolitik und Neuordnung der 
wirtſchaftlichen Organiſation im Inlande, auch der Handelsvertragspolitik 
eine andere Richtung geben können. Damit ſteht in enger Beziehung die 
Frage des Inslebenrufens von Monopolen. Jetzt beſteht eine ſtarke Neigung 
dazu, aus rein finanzpolitiſchen Rückſichten. Soweit ſolche Monopole darauf 
bedacht ſein müſſen, Rohprodukte aus dem Auslande zu beziehen, würden 
ſie in die Stellung eines Großkaufmanns zu dem Auslande gelangen. Wir 
forderten für die Rüſtungsinduſtrie vor dem Kriege 1 — Verſtaatlichung. 
Ich gehe weiter. Bei unſerer 8 ö ge 
Kriege wäre es eine gewaltige Aufgabe, wenn wir den größten Teil der Roh⸗ 
fabrikate, die wir vom Auslande haben müſſen, monopoliſierten, das 
kaufmänniſche Kapital ausſchalten und die ganze Verſorgung mono⸗ 
poliſierten und ſo auf andere Grundlage ſtellten, als auf einen Vertragstarif 
mit Zöllen. Ich deute dieſe Frage nur an. Es iſt fraglich, ob wir die große 
Organiſation in der Getreideverſorgung vollſtändig nach dem Kriege werden 
fallen laſſen oder ob wir nicht die Organiſation, ähnlich wie die Se 
die Monopoliſierung der Getreideverſorgung herbeiführen. 


Genoſſe Renner ſagt, wir ſehen überall große Wirtſchaftsgebiete ſich zu⸗ 
ſammenſchließen. Aber die, die er vorgeführt hat, ſind doch unter eine gewiſſe 
einheitliche ſtaatliche Autorität geſtellt. Das trifft für England, das trifft 
für Rußland und Amerika zu. Ganz anders liegen die Dinge beim Vertrags⸗ 
abſchluß, wenn zwei ſelbſtändige Staaten ſich durch beſondere Tarife begün⸗ 
ſtigen und dieſe Begünſtigung ausſchließen für alle anderen. Das reizt die 
andern, und die Folge wird ſein, daß auch den deutſchen Waren dieſe Begün⸗ 
ſtigung nicht mehr zuteil wird, und damit kommen wir in eine ſchwierige Po⸗ 
ſition, die um ſo bedenklicher iſt, als ich mir ſage, nach dem Kriege wird es nicht 
leicht ſein, die alten Handelsbeziehungen ſo ſchnell wieder aufzunehmen. Wir 
wiſſen nicht, was aus den Handelsverträgen mit Rußland, mit England und 
Frankreich werden wird, ob ſie vielleicht Gegenſtand der Friedensverhandlungen 
ſein werden oder ob ſie nachher geregelt werden. Hier türmen ſich Schwierig⸗ 
keiten ungeheurer Art auf. Dieſe Schwierigkeiten dürfen wir nicht künſtlich 
vergrößern und hierbei müſſen wir das Projekt der wirtſchaftlichen Annäherung 
ſehr genau anſehen. Dies Verhältnis mit den anderen Vertragsſtaaten iſt 
von ſehr großer, ſogar von viel größerer Bedeutung wie die Beziehungen zu 
Oeſterreich⸗-Ungarn. Wir können die Frage auch nicht löſen, wie beide Refe⸗ 
renten richtig ſagten, unter dem Schlagwort Schutzzoll oder Freihandel. 


Ledebour: Beide Referenten haben, ehe ſie zu den Beziehungen zwiſchen 
Deutſchland und Oeſterreich⸗-Ungarn und den anderen Ländern gekommen find, 
ſich allgemein über Freihandel und Schutzzoll verbreitet und, ſoweit eine 
Tendenz aus den Ausführungen zu erkennen war, ging ſie dahin, für die 
Eventualität größerer Schutzzölle Stimmung zu machen, nicht des größeren 
Schutzzolles an ſich wegen, ſondern weil man ihn in Kauf nehmen könnte bei 
der wünſchenswerten Annäherung zwiſchen Deutſchland und Oeſterreich⸗Un⸗ 
garn. (Zuruf: Das kann man auch.) Da gehen unſere Meinungen eben aus⸗ 
einander, und deshalb habe ich dieſe Frage angeſchnitten. Auf die geſchicht⸗ 
liche Entwickelung will ich nicht eingehen, ich will nur eins hervorheben. 
Cunow zitierte Marx und Engels, die vor Jahrzehnten ſich über Schutzzölle 
ausglaſſen haben; Engels hat Erziehungszöllen das Wort geredet. Das hat 
für uns in Deutſchland und in gewiſſem Maße auch für Oeſterreich⸗Ungarn 
keine Bedeutung mehr. Deutſchland iſt längſt über die Zeit hinausgewachſen, 
wo man noch von Erziehungszöllen reden konnte. Erziehungszölle ſind nur 
dann diskutabel, wenn die induſtrielle Entwickelung ſich noch in den Kinder⸗ 
ſchuhen befindet, aber ein ſo entwickeltes Induſtrieland, das in manchen Be⸗ 
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ziehungen an der Spitze marſchiert, in anderen nur hinter England zurückſteht, 
kann ſelbſt vom Standpunkt des Erziehungszöllners aus für dieſe erzieheriſche 
Tätigkeit nicht in Betracht kommen. Deshalb iſt das, was Marx und Engels 
darüber vor ſoundſoviel Jahren geſagt haben, für uns nicht maßgebend. 

Nun habe ich mit großem Intereſſe gehört, was Robert Schmidt an Be⸗ 
denken gegen die Zollgemeinſchaft geäußert hat, die zwiſchen Deutſchland und 
Oeſterreich⸗Ungarn durchgeführt werden könnte. Es handelt ſich darum, nach 
den Darlegungen der Referenten, daß beide Länder ihre ſelbſtändige Zoll⸗ 
geſetzgebung und Zollinien aufrechterhalten, daß ſie aber untereinander 
Zwiſchenzollinien und durch prozentuale Herabſetzung, ſich gegenſeitig 
alſo durch Zwiſchenzölle begünſtigen. Würde das durchgeführt, ſo 
hätten wir einmal Außenzollinien gegen das übrige Ausland und gewiſſe Er⸗ 
mäßigungen gegenüber Oeſterreich⸗-Ungarn und anderen Ländern, die in dies 
Vertragsverhältnis eventuell einbezogen werden könnten. Das iſt meiner An⸗ 
ſicht nach eine ſehr bedenkliche Spekulation. Robert Schmidt, der die Be⸗ 
denken auch gehabt hat und im einzelnen nachgewieſen hat, iſt aber 
doch zu dem Schluß gekommen an einer Stelle ſeiner Rede, wir 
werden Zwiſchenzollinien ſchließlich nicht ablehnen können. Da gehe 
ich mit ihm und dem Referenten auseinander. Ich halte dieſe 
Zwiſchenzollinien reſp. Sonderbegünſtigung der einzelnen Länder nicht nur 
für bedenklich, ſondern für gefährlich und abträglich in bezug auf die welt⸗ 
wirtſchaftliche Entwickelung, die auch Genoſſe Renner ins Auge gefaßt hat. 
Er faßt die jetzige Beziehung zwiſchen Deutſchland und Oeſterreich ſo auf: 
Die hiſtoriſche Entwickelung treibt die Wirtſchaft der einzelnen Länder aus der 
engen Begrenzung der gegenwärtigen Zollſchranken heraus und drängt ſie 
zu weiteren Wirtſchaftsgebieten. Es würden alſo ſeiner Auffaſſung nach, wie 
wir das Vordrängen des engliſchen Weltreichs zu einem durch Zwiſchenzoll⸗ 
linien verbundenen Weltwirtſchaftsgebiet vor uns ſehen, wie wir das rieſenhafte 
Wirtſchaftsgebiet Rußlands vor uns haben, auch die mitteleuropäiſchen Länder 
ein ſolch erweitertes Wirtſchaftsgebiet anzuſtreben haben. An ſich iſt das ein 
ganz richtiger und guter Gedanke. Aber was dadurch erreicht wird, das würde 
für die Weiterentwickelung gehindert und erſchwert werden durch das Syſtem 
der Zollbegünſtigungen unter dieſen Ländern, weil dadurch die Meiſtbegünſti⸗ 
gungsklauſel gegenüber allen anderen Ländern in ihrer praktiſchen Wirkung 
nahezu unmöglich gemacht wird. Eine ſolche Einrichtung zwiſchen Deutſchland 
und Oeſterreich⸗Ungarn würde zu einem Syſtem der wirtſchaftlichen Verknöche⸗ 
rung, nicht der Weiterentwickelung führen. Was unbedingt als Endziel für 
jeden, der die weltwirtſchaftliche Entwickelung hiſtoriſch betrachtet, unvermeidlich 
iſt, der Hinweg auf die einheitliche Weltwirtſchaft würde dadurch erſchwert 
werden. Die einheitliche Weltwirtſchaft aber, die die gegenwärtigen durch 
Zölle begünſtigten Intereſſenkreiſe überwindet und ſchließlich ein einheitliches 
Syſtem herausgearbeitet, iſt das, was für uns Sozialiſten vor allem 
als das weltwirtſchaftliche Ziel ins Auge zu faſſen iſt. Alle Annäheruags⸗ 
berfuce. alſo auch die politiſchen, die mit wirtſchaftlichen verquickt find, find 
zu begrüßen, inſofern ſie der weltwirtſchaftlichen Entwickelung keine Schranke 
ziehen, keine unüberſteigliche oder wenigſtens keine ſchwer überſteigliche, ſo⸗ 
weit ſie der wirtſchaftlichen Entwickelung vorarbeiten, und wenn wir über 
dieſe Frage uns zu klären ſuchen, haben wir als Uebergangsſtadium für die 
Weltwirtſchaft nicht ein Syſtem des Fortbeſtehens einzelner Zollgebiete mit 
Zwiſchenzollinien, die durch ein kompliziertes Vertragsſyſtem verbunden find, 
ins Auge zu faſſen, ſondern dann nur den Zollverein, d. h. daß Deutſchland 
und Ccſterreich⸗Ungarn in einen vollkommenen Zollverein eintreten, eventuell 
mit Einbeziehung aller der Staaten, die dafür zu bekommen find, in Mittel 
europa. Alſo ein Zollverein, für den wir eine Parallele haben in dem deut⸗ 
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ſchen Zollverein von 1840, wo auch die einzelſtaatlichen Zollgrenzen fielen 
und ein größeres Wirtſchaftsgebiet durch den deutſchen Zollverein gebildet 
wurde. Wenn das möglich iſt, daß wir jetzt beim Friedensſchluß oder nach dem 
Friedensſchluß einen einheitlichen mitteleuropäiſchen Zollverein bekämen, jo 
wäre ich mit Freuden dazu bereit. Aber ob es möglich iſt, das iſt gegenwärtig 
eine Frage, über die wir uns gar nicht ſchlüſſig machen können. Ich gebe 
aber zu, daß es ſehr unwahrſcheinlich iſt. Ich nehme nun an, daß auch 
Genoſſe Renner den Zollverein vorziehen würde. (Zuſtimmung Renners.) 
Auch er iſt der Anſicht, er glaubt aber offenbar nicht, daß das möglich iſt, und 
deshalb bat er ſich große Mühe gegeben, hier Stimmung zu ſchaffen für dieſe 
Verbindung, für die es vorläufig noch kein ausgeprägtes Wort gibt, die darauf 
hinauskommt, daß die Länder ſelbſtändig bleiben in der Zollge ſetzgebung, aber 
ſich gegenwärtig binden durch wechſelſeinge Begünſtigungen im Gegenſatz zu 
den anderen Ländern. Das würde meiner Meinung nach kein Vorteil ſein 
für Oeſterreich⸗Ungarn und Deutſchland, ſondern ein Nachteil in bezug auf 
die wirtſchaftliche Entwickelung, die ſich, da wir heute ſchon Glieder einer 
werdenden Weltwirtſchaft ſind, nicht beſchränken läßt auf Deutſchland und 
Oeſterreich⸗Ungarn. Deutſchland hat heute ſchon mit England viel größere 
Handelsbeziehungen als mit Oeſterreich⸗Ungarn. Jetzt ſind ſie durch den 
Krieg abgeriſſen. Aber ſolche Einflüſſe und Stimmungen werden 
erfahrungsgemäß ſehr ſchnell durch die wirtſchaftlichen Intereſſen 
überwunden; dieſe wirken immer mehr hin auf eine Annäherung aller 
Länder, gleichgültig, ob ſie jetzt im Kriege ſind. Wenn einem einzelnen 
Lande dieſe weltwirtſchaftliche Annäherung aller Länder, die notwendig in der 
Richtung der wirtſchaftlichen Entwickelung liegt, unterbunden wird durch 
Sonderverträge mit einzelnen Staaten, wenn wir den Ausbau der Meiſt⸗ 
begünſtigung, die ein Uebergang zur Weltwirtſchaft iſt, unterbinden, ſo ſchädigt 
das mehr, als es ethiſch, hiſtoriſch, äſthetiſch, pathetiſch nutzen kann. (Heiter⸗ 
keit.) Wir müſſen alſo mit großer Vorſicht vorgehen. Alle die ſchönen hiſtoviſchen 
Reminiſzenzen an Karl den Großen helfen uns nicht darüber hinweg, daß für 
die Gegenwart in Deutſchland und Oeſterreich-Ungarn keine praktiſchen Schluß⸗ 
folgerungen daraus gezogen werden können. Der Hinblick auf die Sprach⸗ 
gemeinſchaft, auf das Zuſammengehörigkeitsgefühl mit den Deutſch⸗Oeſter⸗ 
reichern, iſt eine Sache für ſich. Ich habe ſie, ich empfinde ſie ſo ſtark, daß ich 
nichts ſehnlicher wünſche, als daß die Deutſch⸗Oeſterreicher auch bald ins 
Deutſche Reich einträten und mit uns auf deſſen demokratiſche Ausgeſtaltung 
hinwirkten. (Zuruf: Vorläufig treten wir Euch den Tisza ab.) Vorläufig 
tritt der Tisza auf Euch herum. Was Ihr erzählt, macht Euerm guten 
deutſchen Herzen und Empfinden alle Ehre. Aber Ihr rechnet nicht mit 
dem Tisza, den Ihr gern abtreten wollt. Denn Oeſterreich⸗Ungarn iſt eine 
agrariſch⸗magyariſche Hochburg, und Ihr, Ihr ſeid weiter nichts als Außen⸗ 
forts für die magyariſche Hochburg. Böhmen, Mähren, Galizien, die Alpen⸗ 
lande, Ihr ſpielt gegenüber den Großmagyaven die zweite Flöte, dieſe find 
für die öſterreichiſch⸗ungariſche Politik ausſchlaggebend. Das prägt ſich in 
nichts beſſer aus als darin, daß, wenn die Mitglieder des Reichsrats ein 
freies Wort ſprechen wollen, Ihr das bei Euch nicht könnt, ein Parlament 
gibt es nur in Ungarn, bei Euch herrſcht der § 14, deshalb kommt Ihr 
hierher. Ich würde es begrüßen, wenn Ihr ganz in Deutſchland auf⸗ 
gehen könntet, aber praktiſch kommt das nicht in Frage, praktiſch gegenwärtig 
und nach dem Kriege ſind die agrariſchen Magyaren für die öſterreichiſche 
Politik ausſchlaggebend, auch für alle Vereinbarungen zwiſchen Deutſchland 
und Oeſterreich⸗Ungarn über Zollvergünſtigungen; dann haben die Herren 
bei uns in den preußiſchen Junkern, die auch ganz hartgeſottene Leute ſind, 
reichlich ſo hart geſotten wie die magyariſchen Agrarier, kräftige Bundes⸗ 


genoſſen. Wenn es alſo wirklich zu ſolchen Vereinbarungen und Zwiſchenzoll⸗ 
linien kommen wird, ſo fürchte ich, wird es zugeſchnitten im Intereſſe der 
Agrarier hüben und drüben der Leitha, und demgegenüber ſage ich, wir würden 
die größte Torheit begehen, wenn wir auch nur eine platoniſche Liebe, wie es 
Genoſſe Renner getan hat, zu den Zwiſchenzollbeſtrebungen kundgeben. Wir 
können von unſerem Standpunkt aus nur ſagen: Annäherung an Oeſterreich⸗ 
Ungarn auf allen Gebieten ſo viel wie möglich, Eiſenbahnannäherung, Tarif⸗ 
annäherung, auch Annäherung auf dem Gebiete der Arbeiterſchutzgeſetzgebung, 
was ſehr wichtig iſt, Annäherung im Ausbau der Kanalſyſteme uſw. Aber das 
Zwiſchenzollſyſtem müſſen wir von vornherein bekämpfen und als einzige Mög⸗ 
lichkeit der Zollvereinigung den Zollverein ſetzen. Wahrſcheinlich kommen wir 
damit nicht durch. Aber wir müſſen dieſe Forderung erheben, denn es iſt die 
einzige, die unſeren bisherigen Auffaſſungen über die Ausgeſtaltung des Wirt⸗ 
ſchaftslebens entſpricht, und da ein mitteleuropäiſcher Zollverein eine weitere 
Etappe iſt zur Beſeitigung aller Zollſchranken für die weltwirtſchaftliche Ent⸗ 
wickelung, die auch Genoſſe Renner anſtrebt, wenn auch auf anderem Wege 
als ich. 

Viktor Adler: Genoſſe Ebert hat ſchon am Vormittag mitgeteilt, daß es 
unſer Wunſch insbeſondere war, daß ſolche Fühlungnahme zwiſchen Deutſchen 
und Oeſterreichern ſtattfindet, um die Frage, die wir jetzt erörtern, einmal 
miteinander durchzuſprechen. Ich will nur allgemein einleitend ſagen, daß 
es notwendig iſt, in einem Moment, wo die Bourgeoiſien der beiden Länder 
oder Landgruppen einander zu umarmen ſcheinen und ſich annähern wollen, 
daß es geradezu notwendig von jedem Standpunkte aus iſt, daß wir deutſchen 
und öſterreichiſchen Sozialdemokraten, die einer noch größeren Annäherung wahr⸗ 
haftig nicht bedürfen, denn ſie war immer da, daß wir nicht gegenſätzlich oder 
mit einer Front gegen dieſe Annäherung in die Oeffentlichkeit und in die Dis⸗ 
fuffion über dieſe Frage hinaustreten. Was wir alſo wünſchen, und Ihr 
Parteivorſtand teilt den Wunſch, das iſt, daß wir wo möglich in dieſer 
Frage eine einheitliche Linie wenigſtens in den allgemeinſten und wichtigſten 
Dingen einnehmen können. Dazu iſt natürlich nötig eine ruhige und ſachlich 
eingehende Diskuſſion, für die unſere heutige Beſprechung eine Einleitung iſt, 
wie ich noch ſchärfer betonen will, als bisher geſchehen iſt. Es iſt nicht richtig, 
Ledebour iſt im Irrtum, daß etwa unſer Referent hier Stimmung gemacht hat, 
wie er gemeint hat, für Schutzzölle. Das liegt dem Renner gar nicht, das iſt 
nicht ſein Auftrag, das iſt nicht ſeine Meinung, das muß ich als eine falſche 
Auffaſſung von vornherein entſchieden zurückweiſen. Davon iſt gar keine 
Rede. Aber was notwendig iſt, das iſt, daß wir über die allgemeine Richtung 
uns einigen. Nun wird ja, ſolange man im allgemeinen ſpricht, 
über die Notwendigkeit einer wirtſchaftlichen Annäherung kein Streit ſein. 
Es liegt in dem Zug unſerer ganzen wirtſchaftlichen Anſchauungen, ſogar 
im Zuge unſerer Grundſätze. Etwas anderes iſt es, wie weit iſt das im 
einzelnen möglich? Und da hat Renner, und ich möchte es noch einmal aus 
ſeinem Vortrag unterſtreichen, darauf aufmerkſam gemacht, daß ſich ja 
leider die Formen dieſer Annäherung nicht vollziehen werden nach unſeren 
Wünſchen, ſondern daß die Annäherung fi nur vollziehen wird nach den 
Wünſchen der Mächtigen, d. h. der Wirtſchaftsgruppen, die bei euch herrſchen 
und bei uns herrſchen. Worum es ſich für uns handeln kann, iſt nur, daß wir 
das Stückchen, ich möchte nicht ſagen politiſche Macht, aber das Stückchen Ein⸗ 
fluß, den wir in unſerem Lande und Ihr in Eurem habt, daß wir den gemein⸗ 
ſam dafür einſetzen, daß bei dieſem Vertrage etwas herauskommt, was dem 
Proletariate nützt und ihm nicht ſchadet. Natürlich, jeder Redner iſt Sanguini⸗ 
ker, und ich habe mich gefreut, daß der ſanguiniſchſte bis jetzt unſer Genoſſe 
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Cunow war. Als unſer Ideal, wenn wir ſchon von ſolchen Zukunftsdingen 
reden, möchten wir ja nicht dieſe Zollunion mit Deutſchland allein, ſondern 
wir würden alles dazu nehmen, die Welt, mindeſtens Europa. Aber daß 
das gegenwärtig nicht geſchehen wird, das wiſſen wir, und wir wiſſen, 
daß ſehr intenſive Gegenſtrömungen heute ſchon da ſind, und natürlich, je näher 
die Sache kommt, um ſo intenſiver werden ſie hüben und drüben. Es iſt nicht 
der Tisza allein. (Ledebour: Den habt Ihr genannt, nicht ich.) Ich habe 
nichts dagegen, daß er genannt wird. Aber ich ſage nur, es iſt durchaus nicht 
einer allein, ſondern es ſind hüben und drüben agrariſche Tendenzen, die ſehr 
machtvoll find. Hier möchte ich aufmerkſam machen auf eines, was uns zuſtatten 
kommt. Sie wirken hier nicht gemeinſam, ſondern gegeneinander (Sehr rich⸗ 
tig!), und es iſt möglich, daß daraus für uns ein Vorteil herausſpringt. 
Die Ungleichheiten, von denen geſprochen wurde, beziehen ſich nicht 
bloß auf Zölle, Transportweſen uſw., ſondern auf eine Reihe von 
Rückſtändigkeiten, die, wenn ein Druck durch eine ſolche Verbindung aus⸗ 
geübt wird, vielleicht durch eine für manche Induſtrie ſchmerzhafte, aber 
doch wirkſame Kur beſeitigt werden könnten. Das iſt mit ein Grund für 
uns. Nun ſagt Ledebour: Er iſt für den Zollverein. Schön. Aber er iſt 
gegen jede Halbheit. Alſo gegen die Zwiſchenzollinie. Nun muß ich ſagen, 
ich bin auch lieber für den Zollverein. Wenn Ledebour es durchſetzt, hat er 
meinen Beifall. Ich bin ſonſt nicht ſehr für rein logiſche Dinge, aber 
hier muß ich doch die Logik zu Hilfe nehmen. Ich verſtehe folgendes nicht: 
Ledebour ſagt: die vollſtändige Beſeitigung der Zölle zwiſchen Deutſchland 
und Oeſterreich würde nützlich ſein, die Herabſetzung auf die Hälfte würde 
zur Verknöcherung führen. (Heiterkeit und Zuruf: Wegen der Meiſt⸗ 
begünſtigung.) Ich komme gleich darauf. Das kann ich nun nicht verſtehen. 
Wenn die Herabſetzung auf die Hälfte abſchließend wirkt gegen die andere 
wirtſchaftliche Außenwelt, ſo iſt es ja ganz klar, daß die Herabſetzung auf 
Null doch mindeſtens eine ähnliche Wirkung haben würde. Nun hat Ledebour 
den ganz richtigen und immer wiederkehrenden Gedanken bei allen Diskuſſionen 
dieſer Art. Eine der Schwierigkeiten bei der Sache iſt die: Wenn in dem 
Verhältnis zwiſchen Deutſchland und Oeſterreich⸗Ungarn, wenn da Linderung, 
Herabſetzung einiger Zölle oder aller ſtattfinden würde, daß das als eine 
Provokation für die übrigen Wirtſchaftsgebiete angeſehen werden könnte und 
hier die Meiſtbegünſtigung und das Verhältnis zu den anderen Staaten 
überhaupt in Gefahr käme. Das läßt ſich gar nicht leugnen. Die beſten 
Dinge kann man da nicht anführen. Ich meine aber, daß dieſe Schwierigkeit 
beſeitigt werden kann und wird, weil es eine Reihe von Beiſpielen gibt 
— fie find ſchon angedeutet in den Referaten —, wo genau ſolche Be⸗ 
ſtimmungen oder ähnliche wie wir ſie anſtreben, zwiſchen Wirtſchafts⸗ 
komplexen oder innerhalb von Wirtſchaftskomplexen beſtehen, ohne der Meiſt⸗ 
begünſtigung ein Haar zu krümmen. Nun meinen wir, was dem einen recht 
iſt, ift dem andern billig und ſollte bei vernünftiger Politik durchgeſetzt 
werden können. Nun haben wir bei der ganzen Diskuſſion ein großes 
Hindernis, das iſt, daß wir von einem Zuſtand Europas ſprechen, der uns 
ganz unbekannt iſt. (Sehr richtig!) Wie Europa, wie Deutſchland und ins⸗ 
beſondere Oeſterreich⸗Ungarn nach dem Kriege ausſehen wird, wie groß es 
ſein wird, welche Länderkomplexe in Betracht kommen, iſt von ſehr großem 
Einfluß auf die ganze Frage; ich brauche bloß Polen oder den Balkan zu 
nennen. Es iſt ganz etwas anderes, ob Polen zu Weſteuropa gehört, ob der 
Balkan zu Mitteleuropa gehört oder nicht, davon hängt ungeheuer viel ab, 
und wir reden heute ſchon aus dieſem Grunde mehr theoretiſch, als wir es 
ſonſt gewohnt ſind. (Sehr richtig!) Was wir aber wollen, iſt doch, die all⸗ 
gemeine Tendenz feſtſtellen. Wir wollen es vermeiden zu zeigen, daß 
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ſelbſt über ein ſo beſtimmtes, abgegrenztes Gebiet, wie es die wirt⸗ 
ſchaftliche Geſtaltung zwiſchen zwei Staatskomplexen iſt, daß da eine 
Einigung zwiſchen Sozialdemokraten unmöglich wäre, während ſie am 
grünen Tiſch der Diplomaten erzwungen werden wird. Das iſt 
ein Schauſpiel, das wir der Welt nicht bieten wollen. Zweitens aber 
wollen wir, ſoweit die Tatſachen, die in Betracht kommen, ſichtbar und konkret 
geworden ſind, mit einem beſtimmten Programm, mit einer beſtimmten An⸗ 
ſicht heraustreten. Lediglich Zuſchauer können wir nicht bleiben. Die Dinge 
greifen viel zu ſehr in das innerſte Leben und die Entwickelung der Lebens⸗ 
haltung des Proletariats beider Staaten ein, als daß wir dabei ſagen dürften, 
das geht uns nichts an, oder als daß wir uns nur dürften mit einer 
mürriſchen Miene negative Abſtinenz übend von der Sache wegſchleichen. 
(Sehr richtig!) Das geht nicht. Wir müſſen uns möglichſt klar werden über 
die Tendenz. Nun iſt natürlich, hinter den Dingen da ſteht eine große Ge⸗ 
fahr, die vielleicht überſchätzt wird, aber ſie beſteht, eine Gefahr, die von 
vornherein insbeſondere in der deutſchen Parteipveſſe aufgegriffen und 
meiner Meinung nach ein bißchen überſchätzt worden iſt, nämlich, daß 
dieſes ganze Streben von Hochſchutzzöllnern, und zwar den induſtriellen 
ebenſo wie den agrariſchen benutzt werden wird, um ihre Intereſſen dabei zu 
fördern, daß es benutzt werden wird, um die Zölle zu erhöhen. Die Annäherung 
kann auf zwei Arten erfolgen. Eine gegenſeitige Bevorzugung — ich ver⸗ 
meide das Wort Vorzugszölle — eine Annäherung, eine Bevorzugung kann 
erfolgen, entweder indem man gegen das übrige Ausland die Mauern erhöht 
oder indem man ſie beſtehen läßt, aber die eigenen Mauern abträgt. Der 
eine wie der andere Weg iſt möglich. Der Weg, den die Hochſchutzzöllner 
wollen, daß die Mauern gegen das übrige Ausland erhöht werden und ſchon 
dadurch eine Bevorzugung zwiſchen den Mitteleuropa angehörigen Staaten 
erzielt wird, dagegen hätten wir uns natürlich mit aller Kraft zu wehren. 
(Sehr richtig!) Das, ſcheint mir, können wir heute ſchon ausſprechen. Mag 
es ſein wie es will, wir ſind für die Annäherung; wenn die vollſtändige Um⸗ 
faſſung nicht möglich iſt, werden wir uns mit ſolcher Erweiterung wohl oder 
übel und unter Proteſt — daran fehlt es bei uns nie (Heiterkeit) — begnügen 
müſſen. Dafür ſind wir, aber mit Klauen und Zähnen wehren wir uns 
gegen jede Ausnutzung dieſer Tendenz zur Erhöhung der Zölle nach außen. 
Daß wir uns ſchützen müſſen, wenn es notwendig iſt, darüber ſind wir 
einig, — wir ſitzen jetzt in denſelben Schützengräben, und wenn es notwendig 
iſt, werden wir wieder darin ſitzen. Daß wir unſere Welt aber einrichten 
wollen als eine Schützengrabengemeinſamkeit, daß Grenzen nicht nur Zoll⸗ 
ſchranken, ſondern auch Schützengräben ſein ſollen, dieſen Gedanken wollen 
wir ausſchließen und bekämpfen. Dieſen Gedanken wollen wir nicht, weil wir 
doch wünſchen, daß die Schützengräben beſeitigt und zugedeckt werden. (Beifall.) 
Das iſt das eine. Wir wünſchen alſo nichts, was die Tendenz hat einer Offen⸗ 
ſive nach außen, weder militäriſch noch politiſch noch wirtſchaftlich, und laſſen 
Sie mich wenigſtens ſagen, wir können auch nicht wünſchen, daß das politiſche 
Moment ſehr in Betracht kommt, wir können nicht wünſchen, daß nachher eine 
ſtaatsrechtliche und verfaſſungsrechtliche Organiſation herauskommt, die das 
Maß der Demokratie und des Einfluſſes Eures Volkes und unſerer Völker auf 
die Geſtaltung der Dinge noch mehr einſchränkt, als es bisher der Fall iſt. 
Das wünſchen wir nicht, was wir aber wünſchen iſt: Annäherung und Herab⸗ 
ſetzung der Zölle zum Zwecke der Erleichterung des wirtſchaftlichen Verkehrs 
und Förderung der wirtſchaftlichen Entwickelung, aber mit allen Vorkehrungen 
und mit allen Mitteln, die die Lebenshaltung der beiden Völker nicht er⸗ 
ſchweren, ſondern erleichtern. Bis jetzt haben ja lauter Fachleute im Zoll⸗ 
weſen geſprochen. (Heiterkeit.) Ich gehöre ja nicht zu der Gilde, und darum 
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mögen Sie verzeihen, wenn ich auf die politiſche Seite der Sache hinüber⸗ 
gegriffen habe. Da muß ich ſchon ſagen in dieſer politiſchen Frage: Union, ja. 
Aber ſo ein Syſtem, wo wir alles fertig vorgeſetzt kriegen wie im Reichstag 
und im Reichsrat, und dann iſt es zu freſſen, das, nein. Ich glaube, Sie 
verſtehen mich. (Lebhafte Zuſtimmung.) Und zum Schluſſe möchte ich Ihnen 
ſagen, es werden ja nachher und im Laufe der ſpäteren Diskuſſion werden 
ſich ja die einzelnen Arbeitergruppen melden und werden die Sache pflicht⸗ 
mäßig zu erwägen haben von dem Standpunkt der Intereſſen ihrer Branchen, 
ebenſo wie die Unternehmer das machen; zum mindeſten ebenſo haben wir das 
Recht, auch abgeſehen davon, wie für Tauſende und Zehntauſende von Prole⸗ 
tariern dieſe Dinge wirken. Schließlich wiſſen wir, daß eine Erweiterung des 
Gebietes für die Freizügigkeit, eine Erweiterung in der ganzen wirtſchaft⸗ 
lichen Entwickelung nicht allzu ängſtlich und nicht allzu engherzig abhängig 
gemacht werden ſollte von augenblicklichen Schwierigkeiten, die allerdings da 
ſind. Wir wollen die Frage gewiſſenhaft erwägen, und ich darf 
als Oeſterreicher ſagen, denn in dieſer Beziehung werden wir der 
leidende Teil ſein, weit mehr als die Deutſchen, wir ſollen ganz 
gewiſſenhaft die Folgen für jede einzelne Arbeitergruppe erwägen, aber 
ausſchlaggebend kann nicht der augenblickliche Vorteil oder Nachteil für eine 
beſtimmte Arbeitergruppe fein, ſondern ausſchlaggebend für das Ganze ſoll 
ſein, daß wir uns annähern wollen, ein wirklich großes Wirtſchaftsgebiet, das 
offen ſteht für alle Welt, und je größer es iſt — für uns iſt es eine Bedin⸗ 
gung, daß der Balkan dazu gehört, ſonſt können wir es überhaupt nicht machen 
von unſerm Standpunkt aus — je größer es iſt, je kräftiger es iſt, um ſo 
geringer iſt die Gefahr, daß es ſich gegen das übrige Europa wendet. Gar zu 
ängſtlich braucht aber ein Wirtſchaftsgebiet von 120 Millionen dann nicht 
mehr zu ſein. Wir haben jetzt bittere Monate hinter uns, und wer weiß, 
wieviel noch bitterere noch vor uns; wir haben in der Zeit viel lernen müſſen, 
es muß nicht immer ein Umlernen ſein (Zuruf: Zulernen); zugelernt haben 
wir ſehr viel, vor allem haben wir alle dabei gelernt, daß wir mit offenen 
Augen, unbeéhindert durch Vorurteile und rechthaberiſches Feſthalten an Vor⸗ 
urteilen, die entſtanden ſind im Laufe der Zeit, hauptſächlich auf Gebieten, die 
wenig in Frage gekommen ſind, wo man die Grundſätze hergeholt hat und 
herholen muß, weil ſie nicht mehr in Gebrauch waren (Heiterkeit), hauptſäch⸗ 
lich haben wir gelernt, daß wir mit offenen Augen die Tat⸗ 
ſachen, die Tatſachen von heute anſehen. (Sehr richtig!) Es 
find hier auch die Geiſter unſerer großen Lehrer als Ratgeber beſchworen 
worden. Ich liebe im allgemeinen ſolche Geiſterbeſchwörungen nicht, wo es 
notwendig iſt, die Tatſachen der Gegenwart mit eigenen Augen zu ſehen und 
ſich unter eigener Verantwortung zu entſcheiden. Wir können unſere Ver⸗ 
antwortung in keiner Weiſe auf unſere Ahnen abwälzen. Vergeſſen wir nicht, 
daß wir ſelbſt Ahnen ſind, daß wir ſelbſt die uns heute umgebenden Tatſachen 
ohne vorgefaßte Meinung zu ſehen, danach zu entſcheiden und zu handeln haben, 
und ſorgen wir dafür, daß die Geſchlechter, die nach uns kommen, von uns 
ſagen können, daß wir würdig waren, dieſe ſchweren Verantwortungen in ent⸗ 
ſcheidungsvoller Zeit zu tragen.“ (Lebhafter Beifall und Händeklatſchen.) 


Hoch: Mir iſt aufgefallen an den Reden unſerer beiden Freunde aus 
Oeſterreich, daß die Beſorgnis herausklingt, es gibt irgendeinen Genoſſen in 
Deutſchland, der ſich gegen die Annäherung unter allen Umſtänden wendet. 
Das iſt unbegründet. Selbſtverſtändlich iſt für jeden Sozialdemokraten, daß 
die Annäherung, wenn ſie ſich ſo vollzieht, wie wir es wünſchen, nur ein 
Fortſchritt ſein kann. Die einzige Frage iſt, wie die Annäherung im einzelnen 
durchgeführt wird. Das heißt aber, wie werden die Zuſtände nach dem Kriege 
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fein. Nun hat Adler mit Recht eben gefagt, das wiſſen wir nicht. Nicht nur, 
wie die Karte von Europa ſich geſtalten wird, wiſſen wir nicht, ſondern ich 
meine, wir wiſſen auch nicht, wie das Verhältnis der Staaten zueinander 
ſein wird, wenn der Krieg, wie es wahrſcheinlich iſt, keine Entſcheidung durch 
Waffengewalt findet, ob dann das, was Genoſſe Renner aus der Ent⸗ 
wickelung der letzten 15 Jahre folgernd geſagt hat, auch zutrifft für die 
weitere Entwickelung. Das iſt die entſcheidende Frage, auf die wir keine 
Antwort geben können. Mir ſcheint, wir müſſen uns hüten, hier mit wenn 
und aber zu rechnen. Nun ſagte Adler, das erſtrebenswerte Ergebnis der 
heutigen Ausſprache ſoll ſein, feſtzulegen die beſtimmte Abſicht, etwas Gutes 
in dieſer Sache zuſtande zu bringen. Auch ſo formuliert, iſt es eine Selbſt⸗ 
verſtändlichkeit: ſtets haben wir die Intereſſen des Proletariats zu wahren. 
Wie man das aber tut, hängt von den Einzelheiten ab. Ledebour iſt noch zu 
ſehr beſeelt von Liebe für das Zollbündnis. Ich fürchte, es wird vollzogen 
werden in Formen, wie wir ſie nicht wünſchen. Ich habe große Bedenken 
aus einem beſonderen Grunde. Ich meine, es gibt wohl keinen bürgerlichen 
Sachverſtändigen, der nicht die Schwierigkeiten einer Annäherung eben ſo hoch 
anſchlägt wie wir. Trotzdem iſt für die bürgerlichen Parteien das Bedürfnis, 
wenigſtens ein paar freundliche Worte für dieſe Annäherung auszuſprechen, 
immer ſtärker geworden und wird noch ſtärker werden; ich fürchte, es wird ſo 
ſtark werden, daß man an eine Verwirklichung gewiſſer Pläne herangehen 
muß, ſelbſt wenn ſie ſchädlich ſind, auch vom Standpunkt der bürgerlichen 
Parteien. Das Bedürfnis, über die Annäherung zu reden, wächſt heraus aus 
dem Zwange, den Arbeitern etwas vor Augen zu halten, was als erſtrebens⸗ 
wertes Ergebnis des Krieges hingeſtellt werden kann. Je mehr die Hoffnung 
auf Eroberungen und Entſchädigungen, die Cunow noch hat, ſchwindet, um 
ſo mehr wird man etwas aus der wirtſchaftlichen Annäherung machen müſſen, 
auch wenn es nichts Gutes iſt; man ſucht aber den Leuten einzureden, daß es 
etwas Gutes iſt. Und ich fürchte, wenn wir nicht warnen, werden unſere 
eigenen Arbeiter auf den Leim geführt werden. Ledebour hat ſchon hervor⸗ 
gehoben, wir brauchen keine Schutzzölle mehr für unſere Induſtrie, ſie ſind 
bei uns nur Belaſtungszölle und deshalb bekämpfen wir ſie. Aber wenn wir 
aus unſerm ziemlich einheitlichen Wirtſchaftsgebiet heraustreten nach Mittel⸗ 
europa mit verſchiedener landwirtſchaftlicher und induſtrieller Entwickelung, 
dann tauchen alle dieſe Fragen ganz anders auf als bei uns in Deutſchland; 
und das wird man benutzen, um uns vor den Wagen der Schutzzölle zu 
ſpannen. Deshalb müſſen wir klar und beſtimmt das eine vor Augen be⸗ 
halten, daß wir uns nicht auf eine Bahn begeben dürfen, bei der das Ziel 
ſicherlich eine Belaſtung des arbeitenden Volkes iſt. Das halte ich für das 
wichtigſte, daß wir uns nicht locken laſſen, zu irgendwelchen Maßnahmen die 
Hand zu bieten, die den Verkehr und den Verbrauch und das Volk belaſten. 
Nun einen zweiten Punkt, den Adler bei Ledebour wohl nicht richtig 
aufgefaßt hat. Ich ſtimme Ledebour durchaus zu, daß die Frage der Zwiſchen⸗ 
zölle eine überaus bedenkliche iſt, und ich glaube kaum, daß wir darin eine 
Möglichkeit finden werden, dem arbeitenden Proletariat zu dienen. Wie 
Adler das unterſchätzt, zeigt das von Renner gewählte Beiſpiel. Er ſagt, es 
handle ſich um den Seidenzoll; es wird ein beſtimmter Zoll feſtgeſetzt, und 
dann wird geſagt, bei Oeſterreich ſetzen wir ihn herunter. Dann, ſagt Renner, 
kann die Schweiz kommen und ebenfalls die Herunterſetzung verlangen, und 
ſo wird dann, wie Adler folgert, die Zollmauer abgetragen. Nein, Genoſſe 
Renner, ich faſſe die Sache entgegengeſetzt auf. Wenn wir den herunter⸗ 
geſetzten Zoll etwa um 50 Prozent nicht nur Oeſterreich bewilligen, ſondern 
auch der Schweiz, und auch anderen Staaten, geht ja der Zweck der 
Zwiſchenzölle verloren. (Zuruf Renners.) Alſo dann kann die Schweiz 
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fagen: Wenn du uns den Seidenzoll nicht fo gering gibſt, wie Oeſterreich, 
ſetzen wir für euch den Zoll auf Maſchinen zur Strafe herauf. Dann 
wirkt dieſe Maßnahme abſperrend gegen andere Staaten und kann uns 
wirtſchaftlich ſchädigen. So faßte ich Ledebours Worte auf. An dieſem 
einen Fall ſehen Sie ſchon, daß man bei ſolchen Erörterungen die be⸗ 
ſtimmten Verhältniſſe kennen muß. Deshalb können wir als Reſultat 
unſerer Annäherung feſtſtellen, daß wir ſelbſtverſtändlich bereit ſind, unſere 
öſterreichiſchen Brüder ans Herz zu drücken und mit ihnen in ein ſo enges 
Verhältnis zu kommen wie möglich, daß wir aber bei jedem Schritt überlegen 
müſſen, ob wir wirklich den Intereſſen der Arbeiter dienen. Das wird das 
Schwierigere ſein, und wir müſſen uns hüten, von den großen Reden über 
Annäherung uns einſeifen zu laſſen und auf das Gebiet der Verbrauchsſteuern 
und Verkehrsſteuern zu kommen, wo wir die Arbeiterintereſſen ſchädigen. 


Ellenbogen: Wenn Ledebour damit begonnen hat, daß Renner ihm ſcheine 
für höhere Zölle Stimmung machen zu wollen (Ledebour: Nicht höhere, ſondern 
Schutzzölle), ſo möchte ich ihm am liebſten antworten mit einem Wort Eugen 
Richters an Moltke: Der geehrte Herr Vorredner ſcheint nicht ganz genau er⸗ 
faßt zu haben, um was es ſich handelt. (Ledebour: Deshalb haben Sie meine 
Zwiſchenbemerkung überhört.) Ich glaube, Renners Ausführungen haben 
klar und deutlich darin gegipfelt, daß wir, wenn die Bourgeoiſie, wie ſie 
deutlich zeigt, daran geht, ein engeres politiſches und wirtſchaftliches Ver⸗ 
hältnis zu ſchaffen, wir dabei ſein wollen, damit keine höheren Zölle und 
wirtſchaftlichen Erſchwerungen erzielt werden, alſo das Gegenteil von dem, 
was Ledebour befürchtet. Wir wollen dabei ſein, wir wollen der Bourgeoiſie 
auf die Finger ſehen, damit die Entſcheidung einer hiſtoriſchen Notwendigkeit 
von der Bourgoiſie nicht ausſchließlich dazu benutzt wird, ſich zu bereichern. 
Deshalb wollen wir dabei ſein. Wenn wir nun wirklich dabei ſind und Lede⸗ 
bour dann auftritt, und der deutſchen und der öſterreichiſchen Bourgoiſie ſagt: 
Schon gut, aber alles oder nichts, dann gebe ich Ihnen die Hand darauf, die 
beiden Bourgoiſien werden ſchreien: Nichts. Und Sie werden keine Erleichte⸗ 
rungen und keine Zugeſtändniſſe bekommen. Die Dinge ſind nicht ſo einfach, 
daß ſie ſich mit einer einfachen Forderung und mit Wünſchen erledigen laſſen. 
(Ledebour: Sehr richtig!) Dann verſtehe ich nicht, wie Ledebour ſich hinſtellen 
und mit der radikalen Forderung ſich begnügen konnte. Stellen Sie ſich vor, 
wir werden hinzugezogen, und Sie ſagen, der Zollverein oder nichts, dann ſagen 
die andern: dann reden wir nicht mit Ihnen. (Ledebour: dann kommen wir 
nicht in die Spezialdebatte.) Gewiß, dann werfen wir uns bloß in der General⸗ 
debatte einige Injurien an den Kopf. Auch wir müſſen es uns überlegen, 
ob wir ſagen dürfen, nur Zollverein und nichts anderes. Es beſtehen jetzt 
hüben und drüben eine Reihe von Induſtrien, die unter dem Schutzzoll groß 
geworden ſind. Die plötzliche Hinwegräumnung der Zollſchranken bedeutet 
die Hinwegräumung einer Reihe von Betrieben, bei denen es ſich auch um 
die Arbeiter handelt, die auf das Pflaſter geworfen werden, und es iſt ſehr 
die Frage, ob wir darüber mit einem Federſtrich, mit einem Schlagwort, mit 
dem Worte alles oder nichts hinweggehen dürfen. Wer die Politik nicht als 
eine Summe von radikalen Schlagworten behandelt, ſondern als eine Summe 
lebendiger Tatſachen, denen gegenüber man Stellung zu nehmen und klare 
Antwort zu ſagen hat, der wird in dieſem Augenblick nicht ſo raſch mit dem 
Worte ſein, wie unſer jugendlicher Genoſſe Ledebour; vielleicht wird das 
greiſenhaft ausſehen, aber jeder von uns wird zu bedenken haben, wie er aus 
dieſen Konflikten, die eine ſolche Umwälzung hervorruft, mit ſeinem Gewiſſen 
herauskommt. Es kann auch unſer Intereſſe ſein, die Frage nicht ſo vadikal zu 
behandeln, ſondern von Fall zu Fall, von Tarifpoſten zu Tarifpoſten, unbe⸗ 
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ſchadet der großen Geſichtspunkte, die wir im Auge haben müſſen. Das ift 
auch der Grund, warum wir nicht ſagen können, daß wir abſolute Frei⸗ 
händler ſind. Und Cunow hatte recht, wenn er ſagte, daß Schutzzoll und Frei⸗ 
handel mit dem ſozialiſtiſchen Gewiſſen nichts zu tun haben, ſondern daß das 
eine praktiſche Frage iſt, die wir von Fall zu Fall erledigen müſſen. Wir können 
auch Schutzzöllner ſein und dabei doch gute Sozialdemokraten. (Zuruf Lede⸗ 
bours.) Ich behaupte nicht, daß wir in Deutſchland Schutzzöllner ſein können. 

Das andere Bedenken Ledebours iſt die Frage, ob eine Stellungnahme 
zugunſten der Annäherung dieſer beiden Staaten und Wirtſchaftsgebiete und 
der Wunſch, ſie zu einem großen Wirtſchaftsgebiet zu vereinen, nicht die 
Gefahr der Entfernung von den andern Wirtſchaftsgebieten in ſich birgt und 
etwa neue Komplikationen wirtſchaftlicher Natur, auch politiſcher, hervorrufen 
kann. Jeder ernſte Sozialdemokrat muß ſich auch dieſe Frage vor Augen 
ſtellen. Aber ich bin nicht der Meinung, daß Zwiſchenzölle die Gefahr in 
ſich bergen, die Ledebour befürchtet, und andererſeits bin ich nicht ſo ängſtlich; 
ich glaube in dieſer Beziehung wirklich an die großen Geſetze der Entwickelung, 
wie ſie ſich bisher ſchon vollzogen haben und naturgemäß weiter vollziehen 
werden. Ich glaube unter anderem, daß dieſer Krieg, wenn er etwas er⸗ 
wieſen hat, den Beweis erbracht hat, daß, wie die Dinge in Europa ſtehen, 
der Krieg kein geeignetes Mittel iſt, die imperialiſtiſchen Gegenſätze auszu⸗ 
tragen, die Fragen der Konkurrenz zu löſen, er hat gerade mit ſeinem unent⸗ 
ſchiedenen Charakter — und deshalb war ich ſelbſt ſo erſtaunt über den Opti⸗ 
mismus von Cunow in bezug auf Entſchädigungen — mit ſeinem unent⸗ 
ſchiedenen Charakter hat er bewieſen, mit dem Kriege laſſen ſich dieſe Fragen 
des Konkurrenzgegenſatzes nicht löſen, dieſe Fragen müſſen ſich vielmehr auf 
anderem Wege erledigen laſſen, wie auch ſchon durch die Geſchichte bewieſen 
iſt. Dasſelbe England, das den Krieg gegen Deutſchland mit auf dem Ge⸗ 
wiſſen hat — ich will gar nicht von Schuld reden —, hat die Fragen auch 
ſchon anders zu löſen verſucht, denken Sie nur an das Bagdadabkommen, 
ebenſo in bezug auf Perſien mit Rußland, und der Krieg wird die 
Stimmung erzeugen, daß man die Fragen auf dieſem andern Wege mehr 
zu behandeln beſtrebt ſein wird. Gewiß werden die Haßinſtinkte noch eine 
Zeitlang beſtehen, aber ſie werden nicht allzu ſchwer überwunden werden. 
Der zweite Grund, weshalb ich dieſe Befürchtung nicht ſo ſehr hege, liegt in 
dem, was Robert Schmidt hervorgehoben hat: Deutſchland und Oeſterreich⸗ 
Ungarn wollen wir annähern, aber es iſt Tatſache, daß die Wirtſchafts⸗ 
beziehungen zwiſchen Deutſchland und England und anderen Ländern viel 
inniger, komplizierter und viel ſchwerer daher auch zu entwirren ſind, und 
daß ſie auch durch den Krieg nicht aufgehoben ſind, und daß die Intereſſen 
von Hunderten von Millionen, auch wenn zwei oder drei Jahre Krieg da⸗ 
zwiſchen liegen, ſich wieder von ſelbſt anſpinnen, weil die ſtärkſten Abnehmer 
von Waren der Induſtrieländer wieder Induſtrieländer ſind. Es wird im 
eigenſten Intereſſe der Länder liegen, die jetzt Krieg führen, daß ſie ſich 
wieder annähern, daß ſie die Stärke ihrer Abnehmungsfähigkeit ausnutzen. 
Deshalb dürfen wir in die Worte der beiden Referenten nichts hineinlegen, 
was nicht darin liegt; wir halten feſt, daß dieſe Annäherung nicht den 
Charakter einer Offenſive gegen andere Staaten hat, wir vollziehen mit 
dieſer Annäherung nicht als daß wir ein geſchichtlich notwendiges Geſetz zur 
Durchführung bringen, aber wir tun es nicht zu dem Zwecke, um uns von 
andern Staaten zu entfernen, wir werden vielmehr alles tun, um auch die 
Anknüpfungen dieſer Beziehungen wieder zu fördern. 

Endlich noch ein Moment, das für die Förderung dieſer Beziehungen in 
Betracht kommt, das iſt die neue Form der amerikaniſchen Gefahr. Glauben 
Sie, die jetzt dort begonnenen Rüſtungen ſind nur ein Zufall, oder iſt nicht 
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zu erwarten, daß die ungezählten Milliarden, die der amerikaniſche Handel 
während des Krieges und durch den Krieg gewonnen hat, ſeine Feſtſetzung 
auf Stellen, wo England und Deutſchland früher exportiert haben, daß das 
eine Gefahr iſt oder nicht vielmehr eine große Vorausſicht auf Entwickelungen, 
die nach dem Kriege kommen können. England hat 20 Jahre mit Napoleon 
Krieg geführt. Während dieſer Zeit hat es den größten Teil ſeines Handels 
verloren und an Amerika abtreten müſſen. Es hat ein halbes Jahrhundert 
zur Zurückgewinnung gebraucht. Die Angriffspunkte zur Zurückgewinnung 
ſind jetzt größer als damals. Aber ob es ſo leicht ſein wird, den Verluſt 
hereinzubringen, iſt trotzdem eine andere Frage. Und ſo glaube ich, wenn 
der Rauſch des Krieges geſchwunden iſt, daß dann alles wie hypnotiſiert nach 
drüben ſchauen und an eine gemeinſame Abwehr der Gefahr, Amerika auf 
Koſten Europas allzu mächtig werden zu laſſen, denken wird, und aus dieſem 
Grunde wird man dem Gedanken der gegenſeitigen Annäherung viel freund⸗ 
licher gegenüberſtehen als vor dem Kriege. 

Aus allen dieſen Gründen glaube ich, daß dieſe Befürchtung nicht zu groß 
ſein wird, und wenn auch natürlich der „Matin“ und andere Blätter die 
Gelegenheit benutzen zu ſagen: Aha, Deutſchland und Oeſterreich wollen ſich 
annähern, das iſt ein Stoß in unſer wirtſchaftliches Herz! ſo iſt das eine 
Redensart, die aus der Kriegspſychoſe zu erklären iſt, und nach dem Kriege 
werden andere Pſychologien kommen, andere Denkweiſen und andere Gedanken⸗ 
ketten. Unſere Aufgabe iſt, was an uns liegt, zur Schaffung eines größeren 
Wirtſchaftsgebietes beizutragen; aber dieſe Abſicht müſſen wir immer ver⸗ 
binden mit der Ablehnung jedes Gedankens einer Offenſive, eines Angriffs 
gegen andere Staaten, ſondern im Auge behalten müſſen wir: Schaffung eines 
einheitlichen großen organiſierten Weltwirtſchaftsgebietes. 


Cohen (Reuß): Es war dankenswert, daß der Genoſſe Renner mit einigen 
allgemeinen handelspolitiſchen Bemerkungen begonnen hat, die viel zu wenig 
berückſichtigt werden. Er hat mit Recht auf die großen Nachteile hingewieſen, 
die dem deutſchen Handel dadurch zugefügt wurden, daß unſere jetzigen Feinde 
bereits lange vor dem Kriege die außereuropäiſche Welt nahezu aufgeteilt 
haben, wodurch dem deutſchen Handel ungeheure Gebiete faſt verſchloſſen 
wurden. Wenn das ſo weiter gegangen wäre, wäre für die deutſchen Arbeiter, 
die an dem Export deutſcher Waren das lebhafteſte Intereſſe haben, der größte 
Schaden entſtanden. Wie weit die handelspolitiſche Tendenz geht, andere 
Länder vom Handel der eigenen Kolonialgebiete fernzuhalten, erhellt am 
beſten aus der Tatſache, daß z. B. der deutſche Handel in Gebieten freien 
Wettbewerbes doppelt ſo groß iſt als der franzöſiſche, hingegen iſt in den 
franzöſiſchen Kolonien der franzöſiſche Handel fünfzigmal umfangreicher als 
der deutſche. In den engliſchen Kolonien ſteht die Sache etwas günſtiger. 
Der deutſche Handel beträgt hier ein Neuntel des engliſchen, während er ihm 
an Gebieten freien Wettbewerbes weſentlich überlegen iſt; in dem Jahrfünft 
1909 bis 1913 ſtieg das deutſche Plus hier von rund 1400 Millionen Mark 
auf 3200 Millionen Mark. Das ſind ganz andere Reſultate, als wenn man 
lediglich die Geſamtexportziffern der betreffenden Länder vergleicht, was ab⸗ 
ſolut falſch iſt. Wir können Renner dankbar ſein, daß er durch ſeine Anfangs⸗ 
betrachtungen, die ich mir durch einige Zahlen zu ergänzen erlaubt habe, 
dem Gegenſtande der heutigen Zuſammenkunft eine Baſis gegeben hat, die 
mitentſcheidend iſt und von der man bei uns leider viel zu wenig ſpricht. 

Die Genoſſen Ledebour und Hoch ſtimmen im Prinzip der Wirtſchafts⸗ 
gemeinſchaft zu, d. h. wie Hoch ſich ausdrückte, der Annäherung an ſich. Eine 
Annäherung an ſich gibt es aber gar nicht, ſondern nur eine unter ganz be⸗ 
ſtimmten, zum Teil erſchwerenden Verhältniſſen (Hoch: Das habe ich ja ge⸗ 
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fagt), auf deren Prüfung es vor allem ankommt. Die kann nur dahin gehen, 
zu unterſuchen, ob wir der Annäherung zuſtimmen können, trotz des Erſchwe⸗ 
rungsgepäcks, das die kapitaliſtiſchen Intereſſenten ihr jedenfalls aufladen 
werden. 


Ich möchte das bejahen im Gegenſatz zu dem Genoſſen Ledebour, der nur 
ein „Entweder⸗oder“ kennt, und deſſen Rede deutlich gezeigt hat, wie falſch 
es iſt, von der Weltgeſchichte zu verlangen, daß ſie keine Umwege machen 
dürfe, ſondern ſich nach den Vorſchriften richte, die manche Leute ihr geben 
möchten. Ganz ohne Zwiſchenzölle iſt die Sache undurchführbar. Der Genoſſe 
Ellenbogen hat bereits darauf aufmerkſam gemacht, welche Folgen das für 
die Arbeiter drüben haben müßte, und ich glaube, daß vielleicht 50 Prozent 
der öſterreichiſch⸗ungariſchen Arbeiter unter ſtarker Arbeitsloſigkeit leiden 
würden, wollte man die deutſchen Produkte ohne jegliche Erſchwerung zu⸗ 
laſſen. Dieſes Zwiſchenzollſyſtem muß freilich allmählich abgetragen werden. 
Die Wiener „Arbeiterzeitung“ ſcheint ähnlicher Meinung zu ſein; ſie ſchrieb 
einmal: zuerſt hat die Bourgoiſie uns mit den Zöllen bepackt, ſo daß 
wir auf Krücken gehen müſſen; nun wollen Sie uns die Krücken auf einmal 
nehmen. Dasſelbe will Ledebour. Das geht aber nicht. Man muß die Leute 
allmählich daran gewöhnen, ohne Krücken gehen zu können. Aber in einem 
Punkt ſcheint mir Renner unrecht zu haben. Aus der Tatſache, daß die Meiſt⸗ 
begünſtigung durchſiebt werden könne, folgert er, ſie hat nicht die Wichtigkeit, 
wie manche Parteigenoſſen annehmen. Das meine ich nicht. Sie beſtand trotz 
der Durchlöcherung in den meiſten Poſitionen auch zwiſchen Deutſchland und 
Frankreich, und räumen wir Oeſterreich und Ungarn durchweg Vorzugszölle 
ein, ſo können England und Rußland und Frankreich leicht ſagen, dann ſchließen 
wir keine Handelsverträge mit euch. Sollen ſie zuſtandekommen, ſo darf nicht 
eine abſolute Vorzugsbehandlung zwiſchen Deutſchland und Oeſterreich⸗Ungarn 
eintreten, ſondern wir müſſen Zwiſchenzölle haben. Wenn Hoch an dem 
Beiſpiel der öſterreichiſchen und ſchweizeriſchen Seide zeigte, die Schweizer 
würden dann keinen Zollvertrag ſchließen, ſo weiſe ich darauf hin, 
daß ſie ja auch andere Dinge, Uhren, Käſe uſw. exportieren, und 
da könnte man ihnen Zugeſtändniſſe machen, damit ſie nichts dagegen haben, 
daß der öſterreichiſchen Seideninduſtrie Vorteile gewährt werden. Ledebour 
und Hoch fragen, wie wird dann unſer Verhältnis zu den jetzigen Feinden. 
Unſere öſterreichiſchen Genoſſen haben ſchon darauf aufmerkſam gemacht, es 
handelt ſich nicht um eine Offenſivgemeinſchaft gegen unſere jetzigen Feinde, 
ſondern um eine Defenſive. Soweit wir ſehen können, wird die wirtſchaftliche 
Feindſchaft gegen uns noch eine Zeitlang dauern. Auch ich würde in der 
öſterreichiſch⸗ungariſchen Gemeinſchaft keinen Erſatz ſehen für eine dauernde 
wirtſchaftliche Feindſchaft zwiſchen Deutſchland und unſeren jetzigen Gegnern. 
Aber ſo ſtehen die Dinge nicht. Eine engere Gemeinſchaft Deutſchlands und 
Oeſterreich⸗Ungarns verſchlechtert nicht die wirtſchaftlichen Beziehungen 
zwiſchen Deutſchland einerſeits und England und Frankreich andererſeits. 
Denn die Gegenſätze ſind hier deutſch⸗engliſche und deutſch⸗franzöſiſche aber 
keine ſolche zu Oeſterreich⸗Ungarn. Die Gegenſätze zwiſchen Deutſchland und 
Rußland ſind aber auch für die Zukunft ſo groß und ſcharf, daß der Hinzu⸗ 
tritt von Oeſterreich dieſen allgemeinen Gegenſatz nicht zu verſchärfen vermag. 
Ich ſehe alſo keine Möglichkeit der Verſchlechterung, wohl aber viele der Ver⸗ 
beſſerung; denn eine Völkergemeinſchaft von 120 Millionen Menſchen oder 
noch mehr iſt im Einkauf und Verkauf von einer ſo großen Bedeutung, 
daß jedermann, auch ein größeres Britannien, mit ihr rechnen muß. 
Es iſt übrigens nicht ſo, daß Oeſterreich auf allen Gebieten das 
ſchwächere Land iſt. Philippovich hat darauf aufmerkſam gemacht, daß in der 
Gruppe der Schwerinduſtrie die Ueberrennung Oeſterreichs geradezu unmöglich 
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ift, und daß es da zu Kartellen kommen muß. Freilich trifft das nur auf 
gewiſſe Gebiete zu, im allgemeinen iſt die öſterreichiſche Induſtrie die unter⸗ 
legene. 

Renner griff bis auf Ludwig den Frommen zurück, indem er ſagte, die 
Sache ſei geſchichtlich begründet. Nein, nicht weil es im Mittelalter ein 
Mitteleuropa gab, muß die Sache kommen, ſondern die Gefahren der Zukunft 
ſind es, die ein Mitteleuropa bringen werden. Adler meinte, wir dürfen nicht 
ſprechen von der Gemeinſchaft des Schützengrabens. Aber ich glaube doch, daß 
man dabei an die Schützengrabengemeinſchaft denkt und an dieſe Gemein⸗ 
ſchaft ganz beſonders. Ich ſehe auch nicht ein, was dabei gefährlich iſt. Es 
gibt auch eine Defenſive im Schützengraben. Deutſchland allein und Oeſterreich⸗ 
Ungarn allein würden in einem künftigen Kriege geſchlagen werden, aber ver⸗ 
einigt iſt das nicht möglich, und wie die Hinzuziehung des Balkans, die Adler 
will, ohne Schützengrabengemeinſchaft möglich ſein ſoll, verſtehe ich nicht. 


Noch eines: Durch ſolche Gemeinſchaft wird der trockene Weg Berlin 
Bagdad hergeſtellt. Das iſt um deswillen von der allergrößten Bedeutung, 
weil wir uns mit ihm in zukünftigen Konflikten nicht nur die Sicherheit 
der Ernährung ſchaffen, ſondern auch in den wichtigſten Rohſtoffen vom Be⸗ 
zuge über die See unabhängig werden. 


Gerade als Sozialiſten müſſen wir für die innigere Gemeinſchaft zwiſchen 
Deutſchland und Oeſterreich⸗Ungarn eintreten, ſelbſt wenn fie in vielen Dingen 
unſeren Wünſchen nicht entſpricht. Die Wirtſchaftsweiſe des Sozialismus 
kann nur die einer Arbeitsteilung nach weltwirtſchaftlichen Geſichtspunkten 
ſein, und wo könnte man dieſe beſſer vorbereiten als in möglichſt großen 
Wirtſchaftsgebieten! Wenn auch Kautsky gerade in der „Neuen Zeit“ ſchreibt, 
daß dieſe größeren Wirtſchaftsgebiete ohne Belang ſeien, ſo wird die Entwicke⸗ 
lung bald das Gegenteil zeigen, und wir Sozialdemokraten haben alle Ver⸗ 
anlaſſung für die möglichſt engſte Verbindung Deutſchlands und Oeſterreich⸗ 
Ungarns einzutreten. 


Ernſt Meyer: Renner und Adler haben unter Ihrem Beifall betont, 
man müſſe die neuen Tatſachen, die durch den Krieg deutlich geworden find, 
erkennen und man müſſe ſie anerkennen und bewerten. Mit dieſen Prinzipien 
bin ich vollkommen einverſtanden. Aber um ſo mehr habe ich bedauert, daß Renner 
dieſe neuen Tatſachen nicht in ihrem ganzen Zuſammenhang umſchrieben 
bat. Ich habe das um jo mehr bedauert, als er in den erſten Kriegsheften 
des „Kampf“ dieſe Zuſammenhänge eingehend behandelt hat. Ich denke zu⸗ 
nächſt an die Tatſachen, die durch die Worte Finanzkapital und imperialiſtiſche 
Politik umſchrieben werden. Kommt eine Zollunion zwiſchen den Zentral⸗ 
mächten zuſtande, ſo wird ſie ſo ausfallen, wie es den Intereſſen der Schwer⸗ 
induſtrie entſpricht, wie die Schwerinduſtrie und die ihr übergeordneten Fi⸗ 
nanzmächte ſie wünſchen. Deshalb genügt es nicht, von unſern Wünſchen 
für ein Zollbündnis zu ſprechen, ſondern wir müſſen zuſehen, wie weit wir 
ſolche Wünſche durchſetzen können. Nun iſt kein Zweifel, daß die Schwerindu⸗ 
ſtrie und das Finanzkapital nur inſofern an einem Zollbündnis mit Oeſter⸗ 
reich⸗Ungarn intereſſiert find, als fie Ein Intereſſe daran haben, die befreun⸗ 
deten Staaten auszubeuten. Wir kommen alſo auf die Schwierigkeiten, daß 
die Trennung, die Renner wünſcht, die Abgrenzung der rein handelspolitiſchen 
Wünſche von nationaliſtiſch⸗imperialiſtiſchen nicht geht, weil das Finanzkapital 
dieſe in erſter Linie betont. Schon jetzt gehen Mitteilungen durch die Preſſe, 
daß Defterreich-Ungarn und Bulgarien Verträge abgeſchloſſen haben mit der 
Deutſchen Bank zur Ausbeutung von Petroleumquellen und von Bergwerken, 
und es iſt kein Zweifel, daß ſolche Wünſche alle Pläne beſtimmen, die über 
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die Annäherung vorgetragen werden. Natürlich wird das nicht jo offen aus⸗ 
geſprochen, aber im Hintergrunde werden dieſe weitergehenden Pläne verfolgt. 

Ich will zunächſt zugeben, daß ein Zollbündnis der Zentralmächte mit 
den Balkanſtaaten auch im Intereſſe der deutſchen Arbeiterſchaft liege. Aber 
vom ſozialiſtiſchen Standpunkte aus können wir nicht nur fragen, welche Inter⸗ 
eſſen hat die deutſche Arbeiterſchaft, ſondern wir müſſen berückſichtigen, wohin 
gehen die Intereſſen der Arbeiterſchaft auf dem Balkan und wie liegen die 
Intereſſen der Bourgoiſie und der wirtſchaftlichen Entwickelung auf dem Bal⸗ 
kan? Und da haben unſere Genoſſen auf dem Balkan wahrſcheinlich andere 
Wünſche als eine Annäherung an die Zentralmächte. Es iſt möglich, daß ſie 
viel mehr Intereſſe haben, mit England, Rußland und Frankreich zuſammen⸗ 
zugehen und wir können nicht verlangen, daß ohne weiteres die Wünſche der 
deutſchen Arbeiter über ihre Intereſſen geſetzt werden. (Zuruf: Sonderbar!) 
Berückſichtigung der Arbeiterintereſſen anderer Länder hat bei uns bisher 
micht als ſonderbar gegolten. (Zuruf: Montenegriniſche Kirchturmspolitik!) 

Eine weitere Frage: Liegen die Intereſſen der deutſchen Arbeiter in der 
Richtung eines Bündniſſes mit Oeſterreich⸗Ungarn und nicht vielmehr eines 
Bündniſſes mit anderen Staaten? Renner hat darauf hingewieſen, daß die 
Geſchichte und die Traditionen für das Bündnis ſprechen; aber auch er ſagt 
weiter, die Annäherungspläne werden getragen von den Wünſchen und Inter⸗ 
eſſen der deutſchen und der öſterreichiſchen Bourgeoiſie. 

Deshalb müßte meines Erachtens unterſucht werden, ob dieſe Wünſche 
übereinſtimmen mit denen der deutſchen Arbeiter, und ob dieſe nicht vielmehr 
ein Intereſſe haben an einem Zollbündnis mit den Weſtmächten, insbeſondere 
mit England. 

Die Tendenz zur Bildung größerer Wirtſchaftsgebiete — darin ſtimme 
ich mit den anderen Genoſſen überein — wird ſich durchſetzen, und irgendein 
Zollbündnis mit Oeſterreich⸗Ungarn wird nach dem Kriege in Kraft treten. 
Das ſchließt nicht aus, daß wir Kritik daran üben müſſen. So tun, als ob 
man mitwirkt, indem man von vornherein nachgibt, heißt ſich Macht vor⸗ 
täuſchen. Das ſcheint mir eine illuſionäre Politik. Unſere Kritik wird nicht 
in der Richtung wirken, daß das Zollbündnis verhindert wird. Vielmehr 
werden die bürgerlichen Kreiſe etwas nachgeben müſſen und die ſchädlichſten 
Punkte herauslaſſen. 

Genoſſe Ellenbogen hat die Gefahr unterſchätzt, daß ein Zollbündnis zur 
Verfeindung mit den übrigen europäiſchen Mächten führen wird. Nicht nur 
der „Matin“ agitiert für einen ſtärkeren wirtſchaftlichen Zuſammenhang der 
Ententeländer. Es ſind ſehr ernſte wirtſchaftliche Mächte in den Entente⸗ 
Ländern, die daran arbeiten; ſelbſt Handelskammern beteiligen ſich offiziell 
an der Beſprechung dieſer Pläne. So leicht ſind dieſe Drohungen alſo nicht 
zu nehmen. Cunow ſagt, die Gefahr der Abwehrbündniſſe durch die Entente⸗ 
mächte dürfe man nicht überſchätzen; man müſſe, wenn ſie beſteht, in Deutſch⸗ 
land daran arbeiten, den Plänen zuvorzukommen. Ich habe mich gewundert, 
daß auch Cohen es ſo darſtellt, als ob Deutſchlands wirtſchaftliche Entwickelung 
am meiſten eingeſchnürt worden ſei durch Zollmauern anderer Staaten und 
daß wir uns nun gegen ſie abſchließen müßten. Ich will nicht ſagen, daß 
dieſe Darſtellung zu den Nachwirkungen der Kriegspſychoſe gehört, aber es iſt 
eine Art Kriegshypnoſe, auf einmal zu glauben, daß Deutſchland immer von 
den anderen Staaten verfolgt worden iſt und ſich nun Ellenbogenfreiheit 
ſchaffen muß. 

Adler hat unter anderem gemeint, die Zollgemeinſchaft mit Zwiſchenzöllen 
bewahre uns vor einer drohenden Heraufſetzung der Getreidezölle. Aber 
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allein die Fortexiſtenz der Agrarzölle in Deutſchland bedeutet bei der beſtehen⸗ 
den Teuerung eine weitere Schädigung der Arbeiter. Unſere Arbeit muß da⸗ 
hin gehen, dieſe Zollmauern nicht beſtehen zu laſſen, ſondern abtragen zu helfen. 
Weiter überſieht Renner, daß für das Zollbündnis weſentlich eingetreten wird, 
nicht aus wirtſchaftlichen Gründen, ſondern daß die Schützengrabengemeinſchaft, 
die militäriſche Konvention, in der erſten Linie ſteht. Auch bisherige Frei⸗ 
händler, wie Jaſtrow und Naumann, erklären ſich jetzt bereit, für Zwiſchen⸗ 
zölle und damit für Zölle überhaupt einzutreten, um der höheren politiſchen 
und militäriſchen Gemeinſchaft willen. Die Frage der Meiſtbegünſtigung hat 
Renner etwas zu geringſchätzig behandelt. Gerade weil die Meiſtbegünſtigung 
ſchon durch Tarifbeſtimmungen und den Grenzverkehr durchlöchert wird, haben 
wir ein Intereſſe, daß ſie aufrechterhalten bleibt. Es war mir intereſſant, 
daß Cohen, als er über die Schweiz ſprach, ſagte, man könne die Vorzugs⸗ 
behandlung gegenüber Oeſterreich den Schweizern dadurch ſchmackhaft machen, 
daß man ihnen bei der Einfuhr von Uhren, Käſe uſw. Zugeſtändniſſe mache. 
Das zeigt ja, daß man bei den Verhandlungen doch wieder auf die Meiſt⸗ 
begünſtigung zurückkommt. Die Bedenken, die gegen ein Zollbündnis ſprechen, 
die Verſchiedenheit der Währung, der Steuern, der 1 9 ſind doch von 
Cunow etwas unterſchätzt worden. Mit einigen Sätzen kann man nicht dar⸗ 
über hinweggehen. Dieſe Fragen muß man gründlich „ Mit Lede⸗ 
bour und Hoch bin ich darin einverſtanden, daß wir eintreten müſſen für 
eine größere Einheitlichkeit der Arbeiterſchutzpolitik in beiden Staaten, für 
eine größere Freizügigkeit zwiſchen Oeſterreich⸗ Ungarn und Deutſchland und 
daß wir Kritik in ſozialiſtiſchem Sinne an der Annäherung üben 1 
die ſich wohl ſchließlich doch durchſetzen wird. 


Reichsratsabgeordneter Seitz: Wenn wir Oeſterreicher die Anregung 
zu dieſer gemeinſamen Beratung gegeben haben, ſo ſind wir von der Ueber⸗ 
zeugung ausgegangen, daß nicht erſt das Aufwerfen der Idee eines Bünd⸗ 
niſſes zwiſchen Oeſterreich und Deutſchland oder die Schaffung eines Mittel⸗ 
europas, wie man ſo häufig ſagt, für die beiden Parteien Grund und Anlaß iſt, 
ſich über handelspolitiſche Fragen zu unterhalten, ſondern wir waren — ich 
habe mir erlaubt, das ſchon einmal auf einem deutſchen Parteitag vor zirka 
10 Jahren zu ſagen — von jeher der Anſicht, daß es Pflicht der deutſchen und 
der öſterreichiſchen Sozialdemokratie iſt, ſich über eine gemeinſame Haltung in 
allen dieſen Fragen zu einigen. Auch vor dem Auftauchen der Idee Mitteleuropa 
und der Annäherung wußten wir, daß die Haltung Deutſchlands richtung⸗ 
gebend iſt für den Abſchluß der europäiſchen Handelsverträge und daß daher 
Oeſterreich, weil es der Mitleidende iſt, mit der deutſchen Sozialdemokratie 
den Kampf gegen den Hochſchutzzoll gemeinſam zu führen hätte. Wir ſind in 
allen handelspolitiſchen Fragen in einer ſehr prekären Lage geweſen. Zwiſchen 
zwei Mühlſteinen, Freihandel und Schutzzoll, zerrieben, konnten wir uns nie⸗ 
mals für das eine oder das andere Prinzip rückhaltlos ausſprechen. Selbſt 
diejenigen unter uns, die ſehr weitgehende Freihändler ſind, mußten zugeben, 
daß in gewiſſen Zeiten der induſtriellen Entwickelung, ſowohl in Deutſchland 
wie in Oeſterreich, ein gewiſſer Schutz notwendig iſt. Ob ſie dieſen Schutzzoll 
dann einen Erziehungszoll nennen oder ihm irgendeinen anderen Namen 
geben, das iſt gleichgültig. Und wenn wir auch jagen, daß die Brancheninter⸗ 
eſſen niemals ausſchlaggebend ſein dürfen, ſo wiſſen wir doch, daß bei jeder 
Zollberatung und bei Beratung jedes Handelsvertrags die Vertreter einzelner 
Branchen zu uns gekommen ſind mit ihren Wünſchen. Bei der ungeheuer 
entwickelten chemiſchen Induſtrie in Deutſchland iſt es z. B. ganz ſelbſtverſtänd⸗ 
lich, daß ſich unſere Färber einigermaßen ſchützen wollten gegen die deutſche 
Färberei. Das iſt ihnen nicht zu verargen. Es war alſo bis zu einem ge⸗ 
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wiſſen Grade immer auch eine gewiſſe Schutzzolltendenz in der Sozial⸗ 
demokratie. Renner hat nun, wie ich glaube — und das iſt ſein großes Ver⸗ 
dienſt —, einen neuen Weg gewieſen, indem er ſagt: nicht Freihandel ſchlecht⸗ 
hin, ſondern was wir brauchen iſt Internationalität, möglichſte Verkehrs⸗ 
freiheit. Die Debatte hat ergeben, daß kein Sozialdemokrat in Oeſterreich 
oder Deutſchland die Frage der Annäherung verneint. Das iſt eine blanke 
Unmöglichkeit. Wer für die Verkehrsfreiheit iſt, wer für Internationalität 
iſt, kann in einem gegebenen Moment, vor die Frage geſtellt: willſt du, daß 
von Vorarlberg bis nach Oſtrau eine Zollgrenze zwei Reiche voneinander trennt, 
oder willſt du, daß dieſe Zollgrenzen beſeitigt werden, niemals ſagen: nein, 
ich bin zwar für die Verkehrsfreiheit, aber ich wünſche, daß gerade dieſe Zoll⸗ 
grenze von Vorarlberg bis Oſtrau unbedingt aufrechterhalten bleibt. Das 
wäre ein ſolcher Widerſinn, daß ihn ein Sozialdemokrat unmöglich vertreten 
kann, und wir ſehen ja auch, daß ſelbſt die Redner, bei denen man das 
Empfinden hat, daß ſie der Idee widerſprechen möchten, ein ſo deutliches Nein 
nicht ſagen können, weil das ihrer inneren Natur widerſpricht. 

Nun unterhalten wir uns zunächſt eigentlich nur über die Zollfragen, 
wir dürfen aber nicht vergeſſen, daß die wirtſchaftliche Annäherung Deutſch⸗ 
lands an Oeſterreich eigentlich aus zwei großen Fragekomplexen beſteht, aus 
den Zollfragen und aus der wirtſchaftlichen Annäherung im engeren Sinne, 
das heißt Ausgleichung der beiden Staaten in ihren Verkehrstarifen, in 
den Eiſenbahntarifen, Annäherung in der wirtſchaftlichen Geſetzgebung, in 
der Handelsgeſetzgebung, der Gewerbegeſetzgebung, vor allem in der ſozial⸗ 
politiſchen Geſetzgebung. Wenn deutſche und öſterreichiſche Induſtrie beinahe 
ohne Zollſchranke auf einem Gebiet miteinander in Konkurrenz treten, ſo 
wird dieſe Konkurrenz doch ſelbſtverſtändlich ſehr ſtark beeinflußt ſowohl 
durch die ſozialpolitiſche wie durch die Steuergeſetzgebung, durch die Tarife 
und durch die Valuta. Es iſt alſo ſelbſtverſtändlich, daß die Annäherung 
in zollpolitiſcher Hinſicht zugleich eine Annäherung ſein wird in einer 
Menge anderer wirtſchaftlicher Fragen, eine Annäherung, die für die Frei⸗ 
heit des Verkehrs und für die Intereſſen der Arbeiterklaſſe von ungeheurer 
Bedeutung iſt. Wir werden alſo, wenn wir uns heute mit den Zollfragen 
beſchäftigen, eigentlich nur einen kleinen Teil der Frage erörtern, und 
wir werden auch den nicht einmal ganz erledigen. Renner geht ganz richtig 
— und das iſt wohl das Wichtigſte, das muß gegenüber Ledebour mit allem 
Nachdruck konſtatiert werden — von dem Standpunkt aus, daß wir alles das 
zu unternehmen haben, was zur Internationalität, was zur Verkehrsfreiheit 
führt. Wenn Ledebour ihm entgegenhält, daß ſeine ganze Theorie eigentlich 
eine Schutzzolltheorie ſei, ſo iſt das eine Verkennung, wie ich ſie gerade von 
Ledebour niemals erwartet hätte. (Zuruf: Da kennen fie ihn ſchlecht!) Es 
ſteht mir nicht an, mich einzumengen in Ihre internen Angelegenheiten. Es 
ſteht mir noch weniger an, da die Annäherung noch nicht vollzogen iſt, per⸗ 
ſönlich zu werden. (Heiterkeit.) Ich nehme ſelbſtverſtändlich an, daß jeder 
Redner aus ſeiner Ueberzeugung ſpricht (Sehr richtig!), und da muß ich 
mich allerdings wundern, wenn Ledebour den Eindruck gewonnen hat, daß 
die Rede von Renner ein Plädoyer für den Schutzzoll ſei. An der Spitze 
ſeiner Ausführungen ſtand die Proklamation für die Verkehrsfreiheit, an 
der Spitze ſeiner Ausführungen ſteht unſer Ziel. Unſer Endziel iſt die Welt, 
in der es keine Grenzen gibt, die Welt, in der Güter ausgetauſcht werden 
können in völliger Freiheit, und nun kommt er von dieſem unverrückbaren 
Standpunkt aus zu der Frage: Führt die Idee der Annäherung Deutſch⸗ 
lands und Oeſterreichs zu dieſem Ziel, oder iſt die Annäherung ein Mittel, 
uns von dem Ziel zu entfernen? Es ſteht Ledebour an zu ſagen: ich bin 
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der Anſicht, daß dieſe Beſeitigung der Grenzen von Vorarlberg bis Schleſien 
ein Mittel iſt, uns von dem Ziel völliger Verkehrsfreiheit abzuführen. Es 
ſteht ihm aber nicht an zu ſagen, dieſe Idee iſt ein Mittel zur Erweiterung 
des Schutzzollſyſtems. Dabei will ich gar nicht leugnen, daß man das Be⸗ 
denken haben kann, ob es nicht wirklich gefährlich iſt, dieſe Zollſchranken 
zwiſchen Deutſchland und Oeſterreich zu beſeitigen oder zu mindern. Ich 
teile das Bedenken nicht, aber es hat gewiß ſeine Berechtigung. Die Frage 
ſteht eigentlich ſo: Führt uns der Weg zur Verkehrsfreiheit über den Weg 
des weiteren Ausbaues der Meiſtbegünſtigung und kommen wir näher zu 
einer Verbindung aller Staaten und zu dem Abbau der Zölle dadurch, daß 
wir die Meiſtbegünſtigung möglichſt ausbauen? Oder kommen wir zum Ziel, 
wie Renner meint, durch eine Erweiterung der Staaten von heute zu Zollbünd⸗ 
niſſen, die immer größer werden, bis ſie endlich die ganze Welt umfaſſen? 
Wenn die beiden Dinge ſo nebeneinander geſtellt werden und jemand fragt: 
Wollt Ihr lieber Meiſtbegünſtigung oder Zollbündnis, ſo ſage ich, die zwei 
Dinge laſſen ſich nicht gegeneinander ſtellen, ſondern wir wollen beides. Wir 
wollen zunächſt die Annäherung Oeſterreichs an Deutſchland, eventuell auch 
Mitteleuropa, und wir wollen dabei ſelbſtverſtändlich auch den möglichſten 
Ausbau der Meiſtbegünſtigung, alſo die Einbeziehung anderer Staaten in 
ein Syſtem, durch welches die Zölle wirklich herabgeſetzt werden. Für den 
erſten Augenblick ſcheint es allerdings ſo, insbeſondere wenn man die Phraſe 
von der Schützengrabengemeinſchaft hört und wenn man hört von den großen 
Wirtſchaftszentren Amerika, England, China, Japan, Rußland — ich ſage, 
es erſcheint für den Augenblick ſo, daß ein neues Wirtſchaftszentrum eine 
Verſchärfung bedeuten würde, daß es ein Mittel ſein würde, einzelne ſolcher 
Zentren gegeneinander zu ſtellen unter möglichſt ſcharfem Abſchluß. Vielleicht 
mögen unſere Gegner dieſen Weg im Auge haben, aber es iſt nicht wahr, daß 
er aus der Idee Mitteleuropa fließt. Man kann die Idee dazu mißbrauchen, 
aber fie muß nicht dazu führen. Renner hat das Veiſpiel von der 
Schweiz mit der Seide angeführt und gejagt: Deutſchland würde 3. B. 
geneigt ſein. Oeſterreich eine gewiſſe Bevorzugung zuzugeſtehen. Nun kommt 
die Schweiz, die ja im ganzen nur 5, 6 Poſten hat, woran ſie intereſſiert 
iſt, und ſagt: wenn Ihr die öſterreichiſche Seide bevorzugt, müßt Ihr auch 
für meine Seide die Zölle herabſetzen. Deutſchland kann ſich nun wirklich 
im Intereſſe irgendeines anderen Tarifpoſtens, wo es von der Schweiz ein 
Entgegenkommen haben will, entſchließen, Schweizer Seide günſtiger zu 
behandeln. So hat alſo hier wirklich die Herabminderung des Seidenzolles 
gegen Oeſterreich bewirkt, daß der Zoll gegen die Schweiz herabgeſetzt wird, 
allerdings mit der Wirkung, daß dieſer Satz für Seide, der der Schweiz 
gewährt wird, nun gegenüber Oeſterreich wieder auf die Hälfte herab⸗ 
gemindert wird. Sie ſehen alſo, wie jede derartige Begünſtigung immer 
für andere Staaten eine Begünſtigung bewirkt. Wenn Rußland und 
Deutſchland in eine Vertragsbehandlung eintreten und Deutſchland für 
ſeine Maſchineninduſtrie ein Entgegenkommen Rußlands wünſcht, ſo wird 
wahrſcheinlich Rußland einwenden: du haſt Getreide⸗ und Viehzölle gegen⸗ 
über Oeſterreich weſentlich ermäßigt, wir wünſchen in dieſer Beziehung ein 
Zugeſtändnis von dir. Deutſchland wird ſich dann wohl im Intereſſe einer 
Nachgiebigkeit Rußlands zu einer Annäherung an die niedrigeren Zölle für 
Oeſterreich entſchließen. Die Frage alſo, ob die Annäherung auf eine Herab⸗ 
ſetzung der Zölle wirkt, kann ich nur mit Ja beantworten. 

Eine andere Frage iſt von großer Bedeutung, und es wundert mich, daß 
die Gegner der Annäherung ſie noch nicht vorgebracht haben. Das iſt, daß die 
kleinen neutralen Staaten befürchten können, durch eine ſolche Zuſammen⸗ 
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faſſung der großen in Nachteil zu kommen, nicht in der Frage des Zolles, 
wohl aber in der Zulaſſung ihres Handels gegenüber dieſen Staaten. Die 
Schweiz wird immer benachteiligt ſein, Dänemark, Schweden können benach⸗ 
teiligt ſein. In dieſem Zuſammenhange wurden auch Serbien und die Balkan⸗ 
ſtaaten erwähnt. Sie werden mir zugeben, daß wir Oeſterreicher doch in einer 
näheren Verbindung mit dem Balkan ſind. Ich ſtehe nicht auf dem Standpunkt, 
daß uns Serbien gleichgültig ſein kann, und es iſt eine Verkennung, mit Ge⸗ 
noſſen Meier zu glauben, daß wir nur das eigene Intereſſe ſehen. Aber wie 
ſteht es mit Serbien? Die ſerbiſche Arbeiterklaſſe drängt zur induſtriellen 
Entwickelung. Dieſe Entwickelung iſt nur möglich, wenn die ſerbiſche Land⸗ 
wirtſchaft für ihren Ueberſchuß einen Abſatz findet. Das iſt ja eine der 
Quellen des Weltkrieges. Serbien will mit ſeinen Agrarprodukten hinaus, 
es kann nicht an das Meer, ſondern nur nach Oeſterreich. Was Serbien braucht, 
iſt dieſer Anſchluß, und was wir brauchen, iſt dieſer Anſchluß. Wir brauchen 
den Anſchluß, weil wir das ſerbiſche Schwein ſehr notwendig haben, und Serbien 
braucht den Anſchluß, weil es Abſatz ſucht, weil es billige Rohſtoffe und billige 
Maſchinen haben muß im Intereſſe ſeiner induſtriellen Entwickelung. Alſo 
gerade von dem Intereſſe des Balkans aus iſt die Idee Mitteleuropa ſehr 
wichtig. Daß die Balkanſtaaten in die Welt ſtreben ſollten, während ihnen vor 
den Toren Oeſterreich liegt, das wäre doch Unſinn. Es iſt alſo gerade im 
Intereſſe dieſer Staaten gelegen. Gewiß wäre der Zollverein ſchöner, das 
wird niemand leugnen, aber es hieße wirklich die Augen verſchließen vor den 
allergrößten Schwierigkeiten, wenn man ſagen wollte, man kann den Zollverein 
jetzt ſchon erreichen. Was da an Schwierigkeit iſt in bezug auf die Zollverwal⸗ 
tung, in bezug auf die Aufteilung der Zollerträgniſſe, was da an Schwierig⸗ 
keit iſt in bezug auf die Ausarbeitung der Tarife, das kann Ihnen nur ein 
Oeſterreicher ſchildern, der jetzt durch ſo viele Jahrzehnte derartige Verhand⸗ 
lungen zwiſchen Oeſterreich und Ungarn — alle 10 Jahre — mitmachen mußte. 
Dieſe Schwierigkeiten ſind heute nicht zu überwinden. Wenn wir aber nicht 
zum Zollverein kommen, dann iſt es jedenfalls beſſer, irgendeinen Abbau 
der Schutzzölle zu machen, als nichts zu tun. (Sehr richtig!) Ich gebe zu, 
die Schwierigkeiten ſind ungeheuer, ſie werden gewiß auch von Intereſſenten, 
beſonders aus der Schwerinduſtrie und von Vertretern des Finanzkapitals 
benutzt, um daran ihre Suppe zu kochen und im Sinne von Hochſchutzzöllen 
zu wirken. Ich gebe auch zu, daß es möglich iſt, was Adler geſagt hat, daß 
man nicht dazu kommt, auf Grund der gegenwärtigen Zölle eine Herabſetzung 
der Zölle für Oeſterreich und Deutſchland zu ſchaffen, ſondern daß man die 
Zölle in der heutigen Höhe läßt und für die übrigen Staaten noch mehr erhöht. 
Aber dann werden wir eben zu kämpfen haben wie heute. Ob wir uns für 
oder gegen die Annäherung erklären, die Kämpfe gegen dieſe Richtung, die 
Kämpfe gegen die Intereſſenten der Hochſchutzzölle werden wir in jedem Falle 
haben. Wir werden aber, wenn wir uns wohlwollend der Annäherung gegen⸗ 
überftellen, wenn wir unſere Hand mit im Spiel haben, den Kampf gegen 
die Hochſchutzzolltendenzen mit viel größerem Nachdruck führen, als wenn wir 
beiſeite ſtehen. Die Arbeiterklaſſe in Oeſterreich und Deutſchland iſt heute ſo 
ſtark, daß ſie die Pflicht hat, in dieſer Frage klar zu ſprechen 
und dafür zu ſorgen, daß nichts ohne ſie geſchieht. Wenn ſich dann 
bei der Verwirklichung der Idee der Annäherung ſolche Tendenzen geltend 
machen, dann können alle die, die mittun und mit dabei ſind, mit weitaus 
mehr Energie dieſen Tendenzen entgegentreten, als wenn wir uns zurück⸗ 
halten. Wir müſſen alſo wünſchen, daß ſolche Konferenzen wie die heutige 
in der nächſten Zeit wieder ſtattfinden, daß wir uns unausgeſetzt mit der 
Frage beſchäftigen, bis wir zu einem klaren Programm kommen, mit dem die 
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Parteien beider Länder in die Verhandlungen treten. Dann werden wir 
ſtark genug ſein, um den Hochſchutzzolltendenzen entgegenzutreten und 
um mindeſtens zwiſchen Deutſchland und Oeſterreich eine Annäherung zu 
ſchaffen, die uns auch in vielen anderen Fragen näherbringt. Wir müſſen 
an die Frage herantreten, und wir können das nur in der Form, daß wir 
ſagen: wir ſind im allgemeinen für, wir werden uns jedoch die näheren 
Modalitäten ſehr genau anſchauen und die Intereſſen der Arbeiter wahren. 
(Bravo!) 


Reichstagsabgeordneter Molkenbuhr: Die heutige Zuſammenkunft iſt fo 
eigenartig, wie ſie wohl in der Internationale noch nicht ſtattgefunden hat, 
und ich glaube, das zeigt uns eigentlich den Weg, wie wir in Zukunft über⸗ 
haupt miteinander verhandeln ſollten. (Sehr gut!) Es iſt früher bei inter⸗ 
nationalen Zuſammenkünften Uſus geweſen, ſich eigentlich nur mit der grauen 
Theorie zu befaſſen, während es doch ſehr viel darauf ankommt, gerade die 
Fragen des praktiſchen Lebens zu fördern. Und genau ſo, wie uns jetzt dieſe 
Frage zuſammengeführt hat, ſo habe ich die feſte Ueberzeugung, werden wir 
in Zukunft noch öfter zuſammenkommen müſſen, wenn die Frage eine feſtere 
Geſtalt angenommen hat, und wir werden uns dann über die Einzelheiten 
der Annäherung auseinanderzuſetzen haben. Das wird den engeren Zuſammen⸗ 
ſchluß der deutſchen und der öſterreichiſchen Partei fördern, und wenn ähnliche 
Fragen gegenüber anderen Staaten auftauchen, und wenn wir uns dann 
mit den Vertretern der Proletariate dieſer Staaten auseinanderſetzen, dann 
werden wir vielleicht ſehr bald eine Internationale auf einer viel ſolideren 
Grundlage aufbauen, als wir ſie jemals gehabt haben. Beim Friedensſchluß 
werden eine ganze Anzahl ſolcher und ähnlicher Fragen auftauchen. Zweifel⸗ 
Jos wird mit dem Friedensſchluß die großkapitaliſtiſche Entwickelung einen 
erneuten Aufſchwung nehmen. Es liegt nun einmal nicht in der bisherigen 
Entwickelung, ſondern es iſt das etwas, was jeder ins Auge faßt, nämlich 
die Bereicherung der Kapitaliſten zu beſchleunigen, und damit werden die 
Gebiete des Erdteils, die in der kapitaliſtiſchen Entwickelung zurückgeblieben 
find, ohne weiteres in den Kreis kapitaliſtiſcher Ausbeutung hineingezogen. 
Ein ſolches Gebiet iſt der Balkan, iſt Vorderaſien, alſo eigentlich die Wiege der 
menſchlichen Kultur. Nun iſt es ſelbſtverſtändlich, daß, wenn auch dort die 
kapitaliſtiſche Entwickelung einſetzt, zunächſt diejenigen Teile des Kapitalismus 
profitieren, welche direkt die Revolutionierung beginnen. Aber nicht die allein, 
ſondern die ganze kapitaliſtiſche Welt wird daran Anteil nehmen, und da be⸗ 
haupte ich, profitieren auch die Arbeiter jener Gegenden, wenn die kapitaliſtiſche 
Entwickelung in beſchleunigtem Tempo geht. Meyer iſt freilich der Meinung, 
man müſſe auch da die Arbeiter der Balkanſtaaten berückſichtigen, ob die nicht 
lieber einen Anſchluß an Rußland als an Mitteleuropa wünſchen. Ich 
glaube, das können nur ſolche Arbeiter wünſchen, die mit den ruſſiſchen Ver⸗ 
hältniſſen nicht genau vertraut ſind, denn wenn die Arbeiter ſich für Ruß⸗ 
land entſcheiden würden, dann würden ſie wahrſcheinlich recht trübe Er⸗ 
fahrungen machen. (Sehr gut!) Auf jeden Fall würden ſie dann einen 
ähnlichen Leidensweg durchmachen, wie Marx ihn im „Kapital“ ſchildert, wie 
ihn die engliſchen Arbeiter durchgemacht haben. Wenn dagegen ein be⸗ 
ſchleunigtes Tempo kapitaliſtiſcher Entwickelung kommt, ſo ähnlich wie die 
Induſtrialiſierung des Weſtens Amerikas, dann werden verſchiedene Phaſen 
der Leidensgeſchichte ſehr abgekürzt, unter Umſtänden ſogar überſprungen. 
Nun würde ja ein derartiger Zuſammenſchluß Deutſchlands, Oeſterreichs und 
der Balkanſtaaten vielleicht einen ähnlichen Weg der Entwickelung nehmen, 
wie er uns im Weſten Amerikas als Vorbild vorſchwebt, und da ſehen wir, 
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daß die Idee der erſten Anfänge derartiger kapitaliſtiſcher Entwickelungen 
in der Regel der Ausbau des ganzen Verkehrsweſens iſt, und da glaube ich, 
liegt auch ein erheblicher Teil unſeres Zuſammenſchluſſes, daß es nicht 
lediglich eine Frage der Zollgeſetzgebung iſt, ſondern eine Frage der Verkehrs⸗ 
tarife uſw. Da haben wir ja zunächſt ein ganz erhebliches Gebiet vor uns, 
vielleicht in der Moderniſierung des öſterreichiſchen Eiſenbahnweſens, vielleicht 
in der Kanaliſierung der Donau, wodurch auch gleichzeitig erhebliche Teile von 
Süddeutſchland den Vorteil haben, die heute, wenn ſie mit dem Balkan in 
Verbindung treten wollen, den Weg über Antwerpen um ganz Europa gehen 
müſſen. Das find Fragen, die eine ganz erhebliche Rolle ſpielen. Ich will 
auf Einzelheiten nicht näher eingehen. 

Es iſt ſo dargeſtellt, als würde eine Ermäßigung der Zölle zwiſchen 
Deutſchland und Oeſterreich unter allen Umſtänden eine Verletzung, ja viel⸗ 
leicht eine Beſeitigung der Meiſtbegünſtigungsklauſel zur Folge haben. Nun 
ſind die Meiſtbegünſtigungsverträge, die Deutſchland hat, eigentlich nicht eine 
Folge unſerer modernen Zollgeſetzgebung, ſondern ſie ſind zum größten Teil 
älteren Datums. Die meiſten ſtammen aus der erſten Zeit des Deutſchen 
Zollvereins, alſo aus der Mitte des 19. Jahrhunderts. Zweitens ſind es in 
der Regel nicht reine Zollverträge, ſondern es ſind im großen Umfange 
Schiffahrtsverträge; es ſind zum großen Teil recht komplizierte Verträge, und 
in den meiſten Fällen haben die Staaten ein viel größeres Intereſſe an der 
Aufrechterhaltung der übrigen Teile als an dem, was über die Zollvergünſti⸗ 
gungen darin ſteht. So groß iſt alſo die Gefahr nicht. Soweit die Zollfrage 
in Betracht kommt, ſind ja die Verträge vielfach durchlöchert, und ſie werden 
täglich immer mehr durchlöchert. Auch Amerika hat ja durch ſeine Verträge 
mit Frankreich die Meiſtbegünſtigung uns gegenüber erheblich durchlöchert. 
Es ſpielen hier eine ganze Reihe komplizierter Fragen hinein, und nicht jede 
Vergünſtigung, die vielleicht im Verkehr zwiſchen Deutſchland und Oeſter⸗ 
reich eintritt, muß ohne weiteres dazu führen, die Meiſtbegünſtigung zu ver⸗ 
letzen. Daß derartige Zuſtände möglich ſind, will ich an einem andern Beiſpiel 
beweiſen. Deutſchland iſt ja nicht ein Einheitsſtaat, inſofern als es zum 
Beiſpiel bei Bier und Branntwein in zwei verſchiedene Teile geteilt iſt. 
Das in Bayern gebraute Bier zahlt eine ſogenannte Uebergangsabgabe beim 
Uebergang nach dem übrigen Deutſchland. Da könnte Oeſterreich ja ſagen, 
dasſelbe Recht verlangen wir für unſer Pilſener Bier. Ebenſo könnte England, 
das ja auch als Bierexportland für Deutſchland erheblich in Frage kommt, 
das gleiche geltend machen. Aber wir wiſſen, man hat eine Form gefunden, 
durch die die Meiſtbegünſtigungsverträge nicht verletzt werden, und wenn 
eine gewiſſe Zollunion zwiſchen Deutſchland und Oeſterreich eintreten würde, 
würde ſich die Form finden laſſen, bei der auf der einen Seite die Meiſt⸗ 
begünſtigung mit der ganzen Welt aufrechterhalten bleibt und doch zwiſchen 
Deutſchland und Oeſtereich weitere Vergünſtigungen eintreten. Die Zoll⸗ 
grenzen bilden nicht ohne weiteres die kapitaliſtiſchen Grenzen, und wenn 
im allgemeinen die Schutzzölle auch dazu benutzt werden, die Inlandsbe⸗ 
völkerung zugunſten der Agrarier und Kapitaliſten zu beſteuern, ſo hat doch 
das Großkapital ſchon einen Ausweg gefunden, um die ausländiſchen Konſu⸗ 
menten auch durch andere Mittel als durch den Zoll zu beſteuern. Unſere 
Schwerinduſtrie zum Beiſpiel belaſtet den Konſumenten dadurch, daß für 
beſtimmte Waren eine ganz willkürliche Frachtbaſis geſchaffen iſt. Ueber den 
Grundſatz, daß wir einen Zuſammenſchluß mit anderen Staaten befür⸗ 
worten, ſind wir uns in Deutſchland immer einig geweſen. So gut wie wir 
jeden Handelsvertrag, der eine Herabſetzung der Zölle zur Folge hatte, unter⸗ 
ſtützt haben, werden wir ſelbſtverſtändlich auch zu einem Zuſammengehen 
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zwiſchen Deutlchland und Oeſterreich unter allen Umſtänden bereit ſein. Nun 
ſcheinen ja einige Genoſſen zu befürchten, als könne der Zuſammenſchluß 
zwiſchen Deutſchland und Oeſterreich, vielleicht auch der Türkei, eine Ab⸗ 
ſperrung der Mittelftanaten von der übrigen Welt zur Folge haben. Beim 
erſten Blick könnte man auf dieſen Gedanken kommen, aber nur wenn man 
Deutſchland nicht kennt. In dem Augenblick, wo man die Frage aufwirft, 
und man würde Herrn Ballin fragen, ob er ſeine großen Dampfer zwiſchen 
Regensburg und Budapeſt verkehren laſſen will, würde er ſagen: dazu hat 
die Donau nicht Waſſer genug, ich muß viel mehr Waſſer haben. Schon 
allein das Reedereikapital würde einem ſolchen Einfall, Deutſchland und 
Oeſterreich von England abzuſperren, einen ſolchen Widerſtand entgegen⸗ 
ſetzen, daß ſelbſt die Freunde des Zuſammenſchluſſes nicht mächtig genug 
wären, den Widerſtand zu brechen. Aber es iſt nicht allein das große 
Reedereikapital, das Reedereikapital lebt ja nicht vom Spazierenfahren 
allein, ſondern ſeine Hauptaufgabe iſt zunächſt der Frachtentransport, und 
daran haben alle Kapitaliſten, welche die Frachten liefern und empfangen, 
Intereſſe. Auf die Kateridee, daß der Zuſammenſchluß Deutſchlands, Oeſter⸗ 
reichs und der Türkei eine Abſperrung von der übrigen Welt bedeutet, kann 
man nur im erſten Augenblick kommen. Es handelt ſich um keine Abſperrung. 
Es iſt aber ein engerer Zuſammenſchluß, der nur das zur Folge hat, daß er 
nach dieſer Richtung hin Verkehrserleichterungen ſchafft und die Entwickelung 
fördert, ſo iſt das ein Zuſammenſchluß, der auf der Baſis liegt, die wir 
jederzeit unterſtützt haben, weil wir darin eine Entwickelung der Bewegungs⸗ 
freiheit erblicken. Man ſagt ja vielleicht, es bleibt doch ein Teil der Schutz⸗ 
zölle übrig. Prinzipiell haben wir uns ja niemals feſtgelegt, und wir haben 
ja auch gewiſſen Genoſſen gar keinen Vorwurf daraus gemacht, wenn ſie 
in dem einen oder andern Fall für dieſen oder jenen Schutzzoll eingetreten 
ſind. Wenn der Zuſammenſchluß eine Zollerleichterung bedeutet, werden 
wir mit derſelben Wärme dafür eintreten, wie wir 1892 für die Capriviſchen 
Handelsverträge eingetreten ſind, und ich glaube, wenn wir zu einem der⸗ 
artigen Zuſammenſchluß kommen, erſtmal mit einem Teil europäiſcher 
Länder, dann werden wir weiterkommen, und dieſe Entwickelung wird auch 
den deutſchen Arbeitern Vorteil bringen. (Bravo!) 


Dr. David: Unſere Diskuſſion hat ein ſehr erfreuliches Ergebnis ge⸗ 
zeitigt. Wir find in bezug auf das Endziel, die weltwirtſchaftliche Einheit, alle 
einig. Nicht ganz einig ſind wir in bezug auf den Weg, auf dem wir uns 
dieſem Ziele nähern wollen. Aber auch in bezug auf den Weg ſind die Gegen⸗ 
ſätze, die zutage getreten ſind, nicht ſehr groß. Was die Ausführungen Meyers 
betrifft, ſo bin ich nicht ganz in die Tiefe ſeiner Auffaſſung eingedrungen, aber 
ſeine Ausführungen ſchienen mir hinauszulaufen auf einen Weg, den ich nicht 
als richtig erachte. Vor allem warnte er vor Uebereilung und vorſchnellem 
Urteilen nur von den Intereſſen der deutſchen Arbeiter aus; auch die Intereſſen 
der Arbeiter auf dem Balkan müßten berückſichtigt und deshalb vorher gründ⸗ 
lich unterſucht werden. Ich bin für jede wiſſenſchaftliche gründliche Unter⸗ 
ſuchung und möchte ihn daher darauf aufmerkſam machen, daß auch die Inter⸗ 
eſſen der Arbeiter auf dem Balkan keineswegs gleichartig find, daß da 
zwiſchen den Intereſſen der rumäniſchen, bulgariſchen, ſerbiſchen und anderer 
Arbeiter große Unterſchiede beſtehen dürften, und wenn dieſe Unterſuchung 
von unſerem ſogenannten Zentralorgan gemacht werden ſollte, bitte ich, das 
zu berückſichtigen. Ich fürchte freilich, daß, wenn wir auf den Abſchluß 
dieſer Unterſuchung warten wollen, praktiſche Maßnahmen noch lange 
nicht getroffen werden können. Freilich hat Meyer die Befürchtung 
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abgeſchwächt, indem er meinte, die Entwickelung werde auch ohne das ihren 
Gang gehen. Das meine ich auch. Und die Entwicklung hat den Zu⸗ 
ſammenhang der Tatſachen klarer gezeigt, als wir ihn vorher ſahen. 
Auch Ledebour hat eine verſchiedene Meinung über den Weg, den wir 
zu gehen hätten; er hat Bedenken gegen eine „Sonderaktion“ mit Oeſter⸗ 
veich⸗Ungarn, weil er fürchtet, daß dadurch eventuell Schwierigkeiten für 
unſere Beziehungen mit der übrigen Welt entſtehen. Er will mit einem 
Sprung zur Zollunion. Es iſt ſchon darauf hingewieſen worden, daß dieſe mit 
einem Sprunge nicht erreichbar iſt, und wenn er wirklich, wie er ſagt, keine Ver⸗ 
knöcherung will, was auch ſeinem Weſen gar nicht entſpricht, jo muß er doch 
ernſthaft den Weg ſuchen, der zu der Zollunion führt, auch wenn er über 
einzelne Zwiſchenſtufen führt, die dem noch nicht ganz entſprechen, was wir 
wünſchen. Wenn er das ernſtlich will, ſind wir auf demſelben Wege. Der 
Einwurf, den er und Hoch gemacht haben, daß die Gefahr beſteht, die Meiſt⸗ 
begünſtigungsklauſel gegenüber anderen Ländern werde unmöglich gemacht, 
hatte auch mich ſehr bedenklich und kritiſch geſtimmt. Der Niederſchlag dieſer 
Befürchtungen iſt auch in unſerer Theſe enthalten, in der wir die Aufnahme 
der Meiſtbegünſtigungsklauſel in den Friedensvertrag möglichſt mit allen 
Ländern fordern. Die Darlegungen Renners, daß die Meiſtbegünſtigung ſchon 
überall ſehr durchlöchert iſt, durch alle möglichen Hintertüren ausgeſchaltet 
wird, hat mir gezeigt, daß dieſe Meiſtbegünſtigung den Wert nicht hat, den 
ich noch bis vor kurzem glaubte, ihr zuſchreiden zu müſſen. Deshalb glaube 
ich, daß die Rückſicht auf Schwierigkeiten, die in dieſer Hinſicht entſtehen, uns 
nicht abhalten darf, die Bildung eines größeren mitteleuropäiſchen Wirt⸗ 
ſchaftsgebietes zu erſtreben. Ich habe aus den heutigen Ausführungen auch 
die Ueberzeugung gewonnen, daß die Schablone der Meiſtbegünſtigung in der 
Tat ſeither ſchon nicht den großen Wert gehabt hat, daß ſie durchlöchert und 
umgangen wurde, und daß ſie in Zukunft noch weniger Wert haben wird als 
Schablone, daß ſtatt der Meiſtbegünſtigung eigentlich die Spezialbegünſtigung 
die Zukunft regieren wird. Durch Spezialbegünſtigungen auch mit den 
Ländern außerhalb des mitteleuropäiſchen Wirtſchaftsgebietes in gute Zollver⸗ 
hältniſſe zu kommen, iſt durch das mitteleuropäiſche Wirtſchaftsgebiet nicht 
ausgeſchloſſen. Und wir ſind alle einig in der Anſicht, daß wir auch unſere 
Verhältniſſe zu den anderen großen Wirtſchaftskomplexen zu erleichtern ſuchen 
müſſen. Dieſe Uebereinſtimmung in dieſem Kreiſe iſt ſehr erfreulich. 

Noch einen Geſichtspunkt möchte ich hervorheben. Wie mir ſcheint, iſt 
die Gefahr, daß ein engerer Zuſammenſchluß mit Oeſterreich⸗Ungarn und 
den Balkanländern eine verſtärkte Abſperrung gegenüber den anderen Wirt⸗ 
ſchaftskomplexen bedingt, doch nicht ſo groß. Wie iſt es denn mit den Aus⸗ 
tauſchverhältniſſen zwiſchen den anderen großen Wirtſchaftskomplexen, dem 
engliſchen, dem franzöſiſchen, dem ruſſiſch⸗aſiatiſchen, dem amerikaniſchen, dem 
japaniſch⸗chineſiſchen? Es iſt doch nicht anzunehmen, daß dieſe Länder, die 
doch in dieſem Kriege Bundesgenoſſen ſind, von Imperium zu Imperium 
möglichſt hohe Zollmauern aufbauen werden, ſondern es werden durch 
die ganze Vertragspolitik Englands, Rußlands, Frankreichs, Amerikas die 
Zollerleichterungen, die im Intereſſe dieſer großen Wirtſchaftskomplexe liegen, 
ſich durchſetzen. Es iſt zweifellos, daß auch zwiſchen dem mitteleuropäiſchen Wirt⸗ 
ſchaftskomplex und den anderen gegenſeitige Ergänzungsbedürfniſſe beſtehen, 
die es erwünſcht erſcheinen laſſen, im gegenſeitigen Intereſſe Vertragsverhält⸗ 
niſſe zu ſchaffen. Dadurch verliert die Gefahr, daß dieſer Wirtſchaftskomplex zu 
allen anderen in einem feindlichen Verhältnis ſtehen müſſe, ihr bedenkliches 
Geſicht. Die Wege der Entwicklung gehen anders, als wir denken, und nachher 
entdecken wir, daß ſie doch ſo gegangen ſind, wie ſie nach unſeren tiefſten Er⸗ 
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kenntniſſen gehen mußten. Was ſich hier vollzieht, der Uebergang zu Wirtſchafts⸗ 
komplexen, die über die Staaten hinausgreifen, iſt nichts anderes als der Reflex 
der großen techniſchen Verkehrsentwicklung. Sie mußten über den einzelnen 
Staat hinausgreifen und griffen zunächſt wild darüber hinaus, kamen in 
Konflikt und ſchienen in ein Chaos zu geraten, und ſiehe da, ſie geſtalten ſich 
nun nach beſtimmten Zweckmäßigkeiten zu organiſatoriſchen Gebilden, die 
weiter nichts ſind als eine höhere Stufe des Austauſches, angepaßt 
dieſer techniſchen Verkehrsentwickelung. Und wenn wir bedenken, daß erſt zu 
unſeren Lebzeiten dieſe Entwicklung ſich vollzogen hat, daß erſt zu unſeren 
Lebzeiten ganze Kontinente durch Eiſenbahnen durchzogen find — ich 
erinnere an Aſien, an Afrika, wer hätte in unſerer Jugend gedacht, daß durch 
Aſien, daß durch Afrika ein Schienenweg gehen würde —, dann begreifen wir, 
daß das Staatenmoſaik dieſer Sache nicht gewachſen war, ſondern daß darüber 
hinaus zweckmäßigere Staatenzuſammenfaſſungen ſich Bahn brechen mußten. 
Vielleicht kann man ſagen, der Weltkrieg ſtellt die wirtſchaftlichen Wehen dar, 
in denen dieſe neuen Wirtſchaftsentwicklungen ſich Bahn brechen. Ich glaube 
daher, daß wir in der Zukunft bei den Staaten einer Geſtaltung entgegen⸗ 
gehen, die auch im Gemeindeleben ſich durchgeſetzt hat, ohne auf die theore⸗ 
tiſche Begründung zu warten — die geht immer hinterher —, nämlich der 
Zweckverband, daß wir es in der Zukunft mit Zweckverbänden von Staaten 
zu tun haben werden. Dieſe Zweckverbände ſind auf ſtaatliche, hiſtoriſche, geo⸗ 
graphiſche Gemeinſchaft baſiert. Man hat gefragt, was wird aus den kleinen 
Staaten. Sie werden wohl nicht weiter als iſolierte Staatswirtſchaften 
beſtehen können, ſondern in eine wirtſchaftspolitiſche Beziehung zu den Zweck⸗ 
verbänden treten müſſen, und da ſcheint es mir gegeben, daß zu dem deutſch⸗ 
öſterreichiſch⸗balkaniſchen Komplex naturgemäß gehören die fkandinaviſchen 
Länder, Holland und vielleicht auch die Schweiz. Und wenn wir bedenken, daß 
dieſe Länder wirtſchaftlich durch die Gleichartigkeit der Produktionsbedin⸗ 
gungen zuſammenwachſen, ſo gewinnen wir dadurch eine gute Orientierung 
in der ſtürmiſchen Zeit, der wir entgegengehen. 

Ich bin erfreut, daß dieſe Ausſprache mit den öſterreichiſchen Genoſſen 
ſich ſo fruchtbar geſtaltet hat. Molkenbuhr hat gemeint, es iſt das erſtemal, 
daß eine ſolche Sonderaktion in der Internationale ſtattgefunden hat. Ich 
möchte auch, daß bei dem großen gemeinſamen Intereſſe dieſer Weg öfters 
beſchritten werden möchte. Er wäre vielleicht auch zu beſchreiten bei der Frage, 
wie die politiſchen Verhältniſſe im Oſten Europas ſich geſtalten. Auch da find 
wir durch gemeinſame Intereſſen verbunden. Und bei der wirtſchaftlichen 
Frage wäre zu erwägen, ob wir nicht auch die ſkandinaviſchen Genoſſen ein⸗ 
mal einladen möchten zu einer ſolchen Ausſprache. 

Ich glaube, wir ſtimmen alle mit Adler überein, der in ſchönen Worten 
darauf hingewieſen hat, daß es der Boden der Tatſachen iſt, auf dem wir 
Politik treiben müſſen; daß wir in keinem Moment, am wenigſten in 
einem, wo ſo große Entwicklungen ſich vollziehen, uns von dem Boden der 
Tatſachen entfernen dürfen und alle Kraft darauf richten müſſen, die kom⸗ 
zierten Zuſammenhänge zu erkennen und zu erforſchen und darauf unſere 
praktiſchen Forderungen aufzubauen. Dann werden wir auch der Theorie 
wieder zu ihrem Recht verhelfen. Denn nur das iſt wirklich Theorie, die von 
der Erforſchung der Tatſachen ausgeht. 


Renner (Schlußwort): Mir und meinen öſterreichiſchen Freunden war die 
heutige Diskuſſion und nicht die Referate die Hauptſache. Wir haben uns 
über dieſe Dinge ſchon viele Gedanken gemacht, wir wußten aber nicht und 
konnten nicht erraten, wie Sie ſich ſelbſt in Ihrer Mehrheit zu den Fragen 
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ſtellen, vor die wir durch die geſchichtliche Entwickelung geradezu geſchleppt 
werden. Wir müſſen eine Antwort geben, und ich habe heute ſchon das be⸗ 
ruhigende Gefühl, daß wir über alle Landesgrenzen hinweg und. was vielleicht 
noch ſchwerer iſt, über die geiſtigen Zwiſchenzölle, die zwiſchen einzelnen 
Gruppen beſtehen (Heiterkeit), hinwegkommen. 


Ich möchte mich gern mit jedem einzelnen Redner ausführlich be⸗ 
faſſen, werde aber nur hier und da herausleſen, was mir als das 
wichtigſte erſcheint. Im großen und ganzen iſt ein Zuſammenſtimmen der 
Meinungen ſichtbar geworden. Nur in einzelnen Punkten, wo ich mich unklar 
ausgedrückt habe, habe ich mich zu ergänzen. Robert Schmidt u. a. ſind auf 
die Meiſtbegünſtigungsklauſel gekommen. Ich habe eben dieſen wichtigen 
Punkt nicht genügend hervorgehoben. Zwei Stunden waren, ſcheint es, eben 
zu wenig. Ich halte dafür, daß die Meiſtbegünſtigung in bezug auf inter⸗ 
nationale Handelsverhältniſſe ein hohes Gut iſt, wir dürfen und brauchen ſie 
auch nicht preiszugeben. Ein Mißverſtändnis aber iſt, zu ſagen, 
die Meiſtbegünſtigung ſei ein Mittel für den Freihandel. In der 
Zeit Caprivis war ſie es. In der Zeit Bülows und des Hochſchutzzolles 
hat die Meiſtbegünſtigung dieſe Wirkung nicht gehabt. Sie will etwas 
anderes als Freihandel oder Schutzzoll, ſie bewirkt die Internationaliſierung 
der Handelsbeziehungen, ob ſie nun freihändleriſch oder ſchutzzöllneriſch ſind. 
Mit einem Wort, ſie iſt ein Mittel der internationalen Ausgleichung des 
gewählten Syſtems, wie immer es ſei. Die Frage, Freihandel oder Schutzzoll, 
iſt ein Problem, das ſich dem handelnden Bourgois ſtellt, nicht aber dem 
Sozialiſten. Für dieſen kommt es darauf an, daß die Handelsbeziehungen 
der Völker ſich möglichſt gleichartig und einheitlich geſtalten, aber auch mög⸗ 
lichſt dicht, alſo der Weltverkehr gefördert werde. Was wir anſtreben iſt, daß 
an Stelle der Anarchie, an Stelle des wilden und feindſeligen Wettbewerbs 
Organiſation ſich zeigt, daß der Welthandel organiſiert wird. Auch hier iſt 
Organiſation das Weſentliche, und der internationale Handel kann das eine 
Mal im Wege des Freihandels organiſiert werden. das andere Mal auch 
trotz des Schutzzolls. Dabei iſt die Frage, ob ich die Ware zollfrei ins 
Land bekomme, nicht die Hauptſache, ſondern daß möglichſt viele Waren 
international in Verkehr kommen und die Verſorgung aller die beſte ſei, 
und da iſt die Meiſtbegünſtigung für uns ein Organiſationsmittel, und ich 
möchte ſie am liebſten in die Friedensverträge aufnehmen. 


Nun ſagt man, die Vorzugszölle ſtehen im Widerſpruch mit der Meiſt⸗ 
begünſtigung. Aber ich behaupte, daß das nicht wahr iſt. Wenn Deutſchland 
einem Lande trotz der Meiſtbegünſtigung Vorzug gewährt, behauptet man, 
würde die ganze Welt über Deutſchland herfallen. Aber ſo liegt es nicht. 
Die engliſchen Kolonien haben dem Mutterland einen Vorzug gewährt und 
haben doch die Meiſtbegünſtigung in ihren Verträgen. Amerika gewährt 
Südamerika Vorzug. Die Ausnahme iſt von den anderen gemacht 
worden, nicht von Deutſchland. Daß der Vorzug und die Meiſtbegünſtigung 
kein Widerſpruch iſt, habe ich klar machen wollen an dem kanadiſchen Drei⸗ 
tarifſyſtem. Kanada ſagt, ich beſchließe einen Tarif A für die Staaten, die 
keinen Vertrag mit mir ſchließen, das iſt ein Hochſchutztarif. Dann hat es 
einen zweiten, den Vertragstarif für die Staaten, die einen Vertrag ſchließen 
mit der Meiſtbegünſtigung, und zwar für alle anderen Staaten bis auf den 
einen Staat England. der den allermeiſtbegünſtigten Tarif C genießt. Die 
Durchbrechung iſt alſo vollzogen von den anderen und ſoll 
nun von den Oeſterreichern und Deutſchen auch angewendet werden, und 
dagegen kann niemand etwas einwenden, weil alle anderen damit voran⸗ 
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gegangen find. Wenn alſo Deutſchland und Oeſterreich einander Vorzugszölle 
gewähren, was ſteht dann in dem Tarif drin: Die Meiſtbegünſtigung gilt für 
England, Holland, Belgien, Frankreich uſw., die ganze Liſte der Staaten, und 
nur für den einen, Oeſterreich, nicht, der genießt den Vorzugstarif. Dazu 
haben wir das Recht, weil alle anderen vorangegangen ſind, und aus den 
Intereſſen der Freundſchaft, aus der Gemeinſchaft der Intereſſen und der 
Nachbarſchaft. Dasſelbe Recht benutzen auch Schweden und Norwegen, 
Spanien und Portugal ſowie alle anderen. Die Meiſtbegünſtigung gilt mit den 
99 ͤ anderen Staaten, und der Vorzug für den einen, den hundertſten. Das iſt 
alſo kein Widerſpruch, und im Friedensvertrag ſoll feſtgelegt werden, daß die 
Meiſtbegünſtigung allgemein herrſche. 

Ledebour hat uns den großen Dienſt getan, uns zu zeigen, wie die 
Frage ganz einfach, ganz prinzipiell, ohne Rückſicht auf ſachliche Bedenken und 
ohne Rückſicht auf die läſtigen Details ausſieht. Es iſt in jedem einzelnen 
Fall ſehr nützlich, daß Leute vorhanden ſind, die immer wieder mit der Bibel 
kommen und ſagen: Das ſind deine zehn Gebote. (Heiterkeit.) Ich meine es 
ernſthaft. Das ſoll man nie vergeſſen. Und man muß gegen ſolche Be⸗ 
gabungen duldſam ſein, weil ſie die Glücklichen ſind, die nicht von der Erden⸗ 
ſchwere belaſtet find. ( Heiterkeit.) Es iſt gewiß von der größten Wichtigkeit, 
daß wir danach trachten, die Kriegswehen zu überwinden und bald nach dem 
Kriege ſo Handel treiben, als ob kein Krieg geweſen wäre. Aber andererſeits 
müſſen wir doch bedenken, daß die Dinge nicht ſo leicht gehen. Frankreich 
hat 50 Jahre nahezu Zeit gehabt, zu überwinden, und Frankreich hat bis zur 
letzten Stunde vor dem Krieg Deutſchland handelspolitiſch auf das unglaub⸗ 
lichſte ſchikaniert und feinen Maximal⸗ und Minimaltarif geführt, weſentlich 
zum Verdruß Deutſchlands. Frankreich hat nicht vergeſſen. und die Tatſachen 
dieſes Krieges werden auch nicht leicht vergeſſen werden. Ich leugne durch⸗ 
aus nicht, daß wir es als erſte Aufgabe betrachten müſſen, an dem Abbau 
des Haſſes zu arbeiten. Aber wir ſollen auch die Größe der Aufgabe nicht 
unterſchätzen. Ein anderer Redner ſagte, das beſte wäre, wir hätten einen Zoll⸗ 
bund mit England. Gewiß, in gewiſſem Sinne wäre es das beſte. Aber 
warum haben wir das nicht? Es würde bedeuten, daß die zwei am meiſten 
entwickelten Bourgeoiſien ſich vereinen, um die Welt auszubeuten, und daß 
dann ſofort alle anderen Staaten einig wären, dieſe Koalition der zwei größten 
kapitaliſtiſchen Staaten aus der Welt zu ſchaffen, und wäre es auch durch 
einen Krieg. Es iſt immer ein naheliegender Gedanke, daß die zwei Stärkſten 
ſich vertragen, dann wäre im Augenblick jedenfalls Frieden. Aber deshalb, 
weil ſie Konkurrenten ſind, iſt bei ihnen auch die Gefahr der Feindſchaft am 
größten. Wir können nicht annehmen, daß das Verhältnis ſich ſo ſchnell 
heilen wird. Es wird ſich heilen. Herr Ballin, der fahren will, und die eng⸗ 
liſchen Reeder werden es ſchon machen, und fie werden das Werk der inter⸗ 
nationalen Verſtändigung zuwege bringen leichter als wir ſelbſt. (Sehr 
richtig! und Zuruf: Und ſchneller!) 


Die Kriegswunden werden nicht fo raſch überwunden. wir müſſen damit 
rechnen, daß wir auf eine geraume Zeit mit einer zerriſſenen Welt rechnen 
müſſen. Es iſt uns ja das größte Leid geſchehen, das uns Sozialiſten geſchehen 
konnte. Wir wollten ja aus der bunten Moſaik der Staaten mit der Kraft des 
Gedankens direkt die Internationale aufbauen. Gerade in dieſem ent⸗ 
ſcheidenden Punkt unſeres Willens, Weltbaumeiſter zu ſein, haben wir den 
Schmerz erleben müſſen, zerriſſen zu werden in einzelne Gruppen. Und 
gerade weil dieſer Schmerz ſo groß iſt, müſſen wir fragen, wie kann denn nun⸗ 
mehr noch die Internationale die Verkehrsgemeinſchaft werden. Es iſt nicht 
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nach unſerem Kopf gegangen, und einige Genoſſen meinen, deshalb ſollten wir 
uns unſeren Kopf abreißen und die verzweifeltſten Mittel anwenden, das Alte, 
unwiederbringlich Verlorene wiederzuſchaffen. Nein, das können wir nicht. 
Kein Menſch wird mehr die Vorzugsbehandlung zwiſchen England und den 
Kolonien aus der Welt ſchaffen, und ſo leidvoll wir die vollzogene Umwand⸗ 
lung empfinden, müſſen wir jagen, es wird nachher leichter fein, ſechs große 
Wirtſchaftsgebiete zu vereinen als die hundert kleinen. Die Entwickelung 
der Konzentration von Staaten zu Staatengruppen zeigt uns einen Weg in 
die Zukunft, auf dem es vielleicht leichter wird, auf organiſatoriſchem Wege 


zur Weltwirtſchaftsgemeinſchaft zu gelangen. 


Hoch hat ſehr richtig gewarnt, und ich möchte ſeine Warnung ſo formu⸗ 
lieren: Dieſe Bourgeois zeigen uns das lockende Gebilde eines großen Wirt⸗ 
ſchaftsgedankens und bezaubern uns damit, und während wir in Begeiſterung 
für die große Idee geraten, kommen ſie hinterrücks her und machen daraus 
ihre Hochſchutzzollunion, fälſchen unſer Werk, und das ganze Mitteleuropa 
war nur ein Mittel geweſen, uns gehörig einzuſeifen. Ich habe das, 
was vorgeht, fo formuliert: Die Bourgoiſien ſchließen keine ſozia⸗ 
liſtiſche Gemeinſchaft miteinander, ſondern eine Kapitalgemein⸗ 
haft. Und dies Kapital hat ſchon feine Seiten. Sie ſchließen die Gemein⸗ 
ſchaft, um die Arbeiterſchaft, um ein Wirtſchaftsgebiet auszubeuten. Aber was 
an uns liegt, müſſen wir tun, um zu verhüten, daß eine hiſtoriſche Notwendig⸗ 
keit ausgebeutet werde ausſchließlich im Intereſſe einer profitgierigen 
kapitaliſtiſchen Bourgeoiſie. Daher können wir es nicht machen wie 
Meyer, der vor dem ganzen gewarnt hat: es handele ſich ja um das Finanz⸗ 
kapital und wir kennen die Leute ſchon. Ja, er hat recht, wir kennen dieſe 
Kerle ſchon, und wir wollen ſie deshalb nicht allein laſſen. 
Gewiß, die anderen haben die Macht und wir nicht, und Meyer meint, unſer 
Tun ſei illuſionär, die anderen ſind die Stärkeren und werden es machen, 
wozu brauchen wir uns einmiſchen? Das iſt die Methode, um eine politiſche 
Partei vollſtändig unfruchtbar zu machen und ſie um die öffentliche Achtung 
zu bringen. (Sehr richtig!) Wenn ich anerkenne, daß eine hiſtoriſche Not⸗ 
wendigkeit vorliegt, muß ich mich zu ihr ſtellen, und wenn der andere ſie 
verfälſchen will, muß ich das aufweiſen und dem Gegner zurufen: die Idee 
iſt gut, aber was habt Ihr daraus gemacht? Aber nur hergehen und mit 
nörgelnder Miene den anderen die Sache vermießen und ſagen, ich gehe nicht 
auf die Kirchweih, ich könnt dabei um meine Tugend kommen (Heiterkeit), 
das iſt kein politiſcher Standpunkt. Kritik, gewiß, aber ſolche Kritik: Es 
vollzieht ſich eine geſchichtliche Notwendigkeit, vollzieht ſie, aber verfälſcht ſie 
nicht. Kritik aber iſt nicht, eine geſchichtliche Notwendigkeit verſchweigen, weil 
es dem Gegner nützen könnte. Wir laſſen es nicht fehlen an der Kritik des 
Kapitals und der Kapitaliſtenklaſſe. Aber Marx erkennt das Kapital auch an 
und ſagt, das Kapital iſt eine tranſitoriſche Notwendigkeit. So müſſen auch 
wir ſagen, Ihr macht halbes Werk, und ſo müſſen wir zeigen, wie wir das 
Werk getan wiſſen wollen. - 

Auf meine öſterreichiſchen Freunde brauche ich hier nicht einzugehen, wir 
werden uns daheim auseinanderſetzen. | 

Meyer jagt, daß wir niemals vergeſſen dürfen, daß wir verantwortlich 
ſind für das Proletariat der ganzen Welt, auch für das in Serbien und 
Bulgarien, und wir dürfen nicht allein und ausſchließlich an unſere eigenen 
Intereſſen denken. Hinzugefügt hat er, die Bulgaren wollen ſich vielleicht 
lieber mit Frankreich einlaſſen, warum ſoll ihnen denn gerade das deutſche 
Kapital Fabriken gründen. Da iſt ein Schritt daneben geſchehen. Denn 
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die bulgariſchen Genoſſen werden die gleiche Ausbeutung haben, ob das fran⸗ 
zöſiſche oder das deutſche Finanzkapital ſie ausbeutet. Aber ich bin nicht ver⸗ 
pflichtet, dafür zu ſorgen, daß das franzöſiſche Finanzkapital beſchäftigt iſt. 
(Lebhafte Zuſtimmung.) Wir ſind niemals verpflichtet, die Geſchäfte 
einer ausländiſchen Bourgeoiſie zu betreiben. Aufopferung, 
auch für die franzöſiſchen Arbeiter, darf uns zugemutet werden, nicht aber 
Aufopferung für die fremde Bourgeoiſie und das fremde Fi⸗ 
nanzkapital. Keinem Volk der Welt iſt der Durchgang durch die Hölle 
des Kapitalismus erſpart, ſie werden alle daran glauben müſſen, und da 
ſteht die Sache ſo, daß ich mich zwar nicht darüber aufrege und nicht dafür 
kämpfe, daß das deutſche Kapital ein Abſatzgebiet in Bulgarien hat: Wenn 
die deutſche Bourgeoiſie Bulgarien und die Türkei erobern wollte und als 
Kolonien behandeln, ſo würde ich ſagen: Nein. Aber man vergißt, daß 
es ſich hier um einen Bund Gleicher handelt, und daß die Annäherung 
ein Bündnis ſein ſoll und nur als Bündnis zuſtandekommen kann, und 
daß ſelbſt vom Standpunkt der Demokratie ein ſolcher deutſcher Imperialis⸗ 
mus gegenüber dem Balkan etwas anderes iſt, als der franzöſiſche gegenüber 
Marokko. Fragt man mich, ob der deutſchen Bourgoiſie im Verhältnis zu 
anderen Unrecht geſchehen iſt, ſo antworte ich: Was geht das mich an? Aber 
wenn man mich fragt, was wahr iſt, ſo muß bekannt werden, daß dieſe 
Zuſammenſchlüſſe drüben in Amerika und in der großen Ueberzahl ſich voll⸗ 
zogen haben gegen die deutſche Bourgeoiſie. (Zuruf: Und die deutſchen Ar⸗ 
beiter haben die Zeche bezahlen müſſen.) Daraus haben wir nicht ge⸗ 
folgert, daß die deutſche Bourgeoiſie die anderen mit den Waffen bekriegen 
ſoll, ſondern wir haben ein internationales Auskunftsmittel geſucht 
und geſagt: Machen wir doch Freihandel und gleiche Beziehungen zwiſchen 
allen Völkern. Leider iſt es uns nicht ſo gelungen. Aber umgekehrt: Einige 
Genoſſen ſagen, wenn wir uns zuſammenſchließen, faſſen die anderen acht das 
als Feindſeligkeit auf, und das vermehrt die kriegeriſche Stimmung. Da muß 
ich wiederum entgegenfragen: Haben dieſelben Genoſſen geſagt, als die Vor⸗ 
zugszölle in Amerika und überall eingeführt wurden: Ihr Kanadier und ihr 
Engländer dürft das nicht tun, denn dadurch grabt ihr eine Kluft gegen 
Deutſchland und zwingt die Deutſchen, kriegeriſch zu antworten. Marokko 
war ſouverän, und Deutſchland hat unter gleichen Bedingungen wie alle 
anderen mit ihm gehandelt. Frankreich hat den Markt an ſich genommen und 
Deutſchland herauszudrängen geſucht. Wenn die Verbindung Deutſchland⸗ 
Oeſterreich eine Bedrohung der anderen iſt, was war denn dann das Heraus⸗ 
werfen der Deutſchen aus dem marokkaniſchen Markt? So ſteht die Sache 
nicht, daß in bezug auf die Internationalität das Bündnis ſo aufgefaßt werde, 
daß man ſich für die anderen aufopfert. Mir iſt die Internatio⸗ 
nalität heilig, wie nur irgendeine Sache, und deshalb ſage ich: der untergräbt 
ſie, der verlangt, der eine ſoll ſich aufopfern zugunſten der anderen. Wir 
wollen ſie auffaſſen als ein Bündnis Gleicher. Wir identifizieren 
uns nicht in der Bewegung mit den Intereſſen unſerer Bourgeoiſie, und es 
wäre verfehlt, wenn wir vergeſſen wollten, daß unſere ſchlimmſten Klaſſen⸗ 
gegner ſich zu dem Werke drängen, und es vollziehen wollen gegen unſere 
eigenen Intereſſen, und es wäre falſch, der Bourgoiſie Komplimente darüber 
zu machen, daß ſie Vernunft annimmt und den Zuſammenſchluß macht. Im 
Gegenteil, der Zuſammenſchluß vollzieht ſich wider alle bourgeoiſen Inſtinkte 
und alles, was die anderen tun, bleibt hinter dem zurück, was wir wünſchen. 
Ich vergeſſe den Klaſſengegenſatz nicht, aber ſeinetwegen verſchließe ich die 
Augen nicht vor dem, was auf der Welt vorgeht, und davor, daß hier eine 
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geſchichtliche Notwendigkeit vor ſich geht und zwei entgegengeſetzte Klaſſen an 
dem gleichen Stück Geſchichte ſchmieden. 

Noch eines möchte ich erwähnen. Genoſſe David hat richtig hervorgehoben, 
daß nicht Zufall und Willkür und bloße Kombination die Annäherung ſchafft, 
ſondern daß ſie gegeben iſt durch geographiſche, wirtſchaftliche, geſchichtliche Tat⸗ 


Landkarte herunterleſen. Wenn Sie wiſſen, daß Luther aufgebaut hat auf Huß, der 
Tſcheche war, und daß die deutſchen Pädagogen aufgebaut haben auf Comenius, 
der ebenfalls ein Tſcheche war, dann werden Sie ſich klar: Weil wir durch 
unſere ganze Geſchichte eine Einheit ſind, führt uns die Geſchichte zuſammen. 


5 N ſachen. Daß wir zuſammen ſind und zuſammen gehören, können Sie von der 


4 Nun umgekehrt: Nehmen wir an, wir gehen heraus aus dem Krieg und es 


kommt zu keiner Annäherung. Was dann? England hat ſchon vor dem 
| Kriege verſucht, Oeſterreich in die andere Kombination einzubeziehen. Und 
glauben Sie nicht, daß der Krieg in den herrſchenden Klaſſen der anderen 
Nationen große geiſtige Verwüſtungen anrichtet, und daß das Gefühl der 
Revanche ſtark iſt? Der Krieg wird zeigen, daß die zwei Staaten mitein⸗ 
ander nicht zu beſiegen ſind, alſo wird man verſuchen, ſie einzeln zu beſiegen, 


und ich kann mir denken, daß die Diplomaten des Zaren nach dem Kriege 


die Minen ganz anders ſpringen laſſen werden, und daß ſie auch Intereſſenten 
finden werden. Wenn man dann ſagt: geben wir den öſterreichiſchen Fabri⸗ 
kanten einen guten Handelsvertrag, daß ſie gut verdienen — das tut den 
Ruſſen nicht wehe —, fo wird der Feudaladel und die Induſtrie vielleicht 
zu dem Standpunkt kommen: Mit Rußland kann man viel Geld verdienen. 
Aber es kann auch ſo kommen, daß die Deutſchen zu den Ruſſen ſagen, was 
wollt ihr mit den Oeſterreichern Verträge ſchließen, wir machen ein Bündnis 
mit euch gegen Oeſterreich und teilen es auf. Was tritt dann für ein Zu⸗ 
ſtand ein? Der, den wir das ganze vorige Jahrhundert hindurch gehabt haben. 
An dem Gegenſatz zwiſchen Habsburg und Hohenzollern hat der Zarismus 
große Freude gehabt, er konnte nur deswegen der Schiedsrichter Europas ſein. 
Und wollen wir eine Sicherheit gegen ſolche Wühlereien haben, die einen wie 
die anderen, ſo müſſen wir ſagen: Hände weg von unſerem Verhältnis! Die 
Sache hat ſomit große Bedeutung auch für unſere Freiheit und dafür, daß ſie 
uns bewahrt vor einem noch viel größeren Kriege und davor, daß wir uns an⸗ 
nähern müſſen — in entgegengeſetzten Schützengräben. Das wollen wir nicht, 
und ſo ſollen die andern ihre Hände fernhalten und uns miteinander in 
Frieden laſſen. Und ſie haben kein Recht ſich einzumiſchen, wenn wir ohne 
Gedanken der Expanſion und nationalen Ausbeutung ein Bündnis Gleicher 
ſchließen. Das wollen wir haben und das kann uns niemand verwehren. Und 


wenn wir ein Wirtſchaftsgebiet von 120 Millionen und mehr find, wird man 


uns anerkennen und achten und froh ſein, mit uns Verträge ſchließen zu 
können. Deshalb iſt das ein Schritt weiter zu dem großen Ziel einer poli⸗ 
tiſchen wirtſchaftlichen, vernünftigen Organiſation der Welt. (Lebhafter Beifall.) 


Vorſitzender Ebert: Unſere Verabredung, daß kein Veſchluß gefaßt 
werden ſoll, ſchließt ein Reſümee aus. Aber ich darf doch ſagen, es war für 
die meiſten Zuhörer eine Erfriſchung und eine große Freude, daß nach den Mo⸗ 
naten innerer Zerwürfniſſe und Streitigkeiten es möglich geweſen iſt, einige 
Stunden Zeit zu gewinnen zu ſachlich⸗fruchtbarer Arbeit. Und ſo überaus 
ſchwierig und wichtig die Frage iſt, die uns beſchäftigt hat, ſo hat die Aus⸗ 
ſprache gezeigt, daß, wenn auch nicht völlige, ſo doch im großen und ganzen 
Uebereinſtimmung beſteht. Es iſt nur eine der großen Fragen, vor die uns 
der Krieg geſtellt hat und die dringend eine Entſcheidung von uns verlangen. 
Ich glaube, daß auch bei den anderen großen Fragen, wenn wir ihnen näher⸗ 
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treten, ſich ergeben wird, daß wir viel einiger und geſchloſſener find, als viel⸗ 
fach angenommen wird. Wir ſollten uns deshalb auf unſere Pflichten gegen⸗ 
über der Arbeiterklaſſe beſinnen und mit Ernſt und Eifer endlich an dieſe 
dringenden und wichtigen Fragen herantreten. (Lebhafte Zuſtimmung.) 


Ich bin ſicher, in Ihrem Namen und in Ihrem Einverſtändnis zu 
handeln, wenn ich unſeren Referenten für ihre überaus wertvollen Aus⸗ 
führungen, die nicht allein unſerer heutigen Verhandlung eine gute Unter⸗ 
lage gaben, ſondern die auch für die fernere Diskuſſion dieſer Frage von 
außerordentlicher Bedeutung ſein werden, 10 herzlichen Dank aus⸗ 
ſpreche. (Allſeitiges Bravo!) 


Die heutige Konferenz, auf der unſere geſamten politiſchen und wirtſchaft⸗ 
lichen Organiſationen Deutſchlands und Oeſterreichs vertreten waren, war 
die erſte ihrer Art. Schon die Tatſache, daß dieſe Konferenz ſtattgefunden 
hat, iſt ein erfreulicher und großer Fortſchritt. Ich ſchließe mich dem wieder⸗ 
holt geäußerten Wunſche an, daß im weiteren Verlauf der Diskuſſion dieſer 
Frage noch ähnliche derartige Konferenzen abgehalten werden. Der Verlauf 
der Konferenz hat gezeigt, daß dieſe Körperſchaft geeignet iſt, unſere Sache 
und auch die unſerer öſterreichiſchen Freunde zu fördern. Zum Schluß danke 
ich allen Teilnehmern, daß ſie unſerer Einladung gefolgt ſind und den Ver⸗ 
handlungen ſo große Aufmerkſamkeit entgegengebracht haben. Ganz beſonders 
danke ich unſere öſterreichiſchen Freunde, die die Konferenz angeregt und viel 
zu ihrem guten Verlauf beigetragen haben. Damit ſchließe ich die Ver⸗ 
handlung. (Bravo!) 


Schluß gegen 8 Uhr. 


————9—J—————— ꝓ rᷣ̃g——ñů—— —— 
Vorwärts Buchdruckerei und Verlagsanſtalt Paul Singer & Co., Berlin SW. es, Lindenſtr. 3. 
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